
29

Ta
g

u
n

g
e

n
 z

u
r

O
st

m
it

te
le

u
ro

p
a

-
F
o

rs
ch

u
n

g

Umgesiedelt – Vertrieben
Deutschbalten und Polen 

1939-1945 im Warthegau

Herausgegeben von 

Eckhart Neander und Andrzej Sakson

Aus rechtlichen Gründen 
wurden die Bilder entfernt



Umgesiedelt – Vertrieben: 

Deutschbalten und Polen 1939-1945 im Warthegau 



TAGUNGEN 

ZUR OSTMITTELEUROPA-FORSCHUNG 

Herausgegeben vom Herder-Institut 

 

 

 

29 



Umgesiedelt – Vertrieben: 

Deutschbalten und Polen 

1939-1945 im Warthegau 
 

Herausgegeben von 

ECKHART NEANDER und ANDRZEJ SAKSON  

Beiträge einer Tagung am 16.-18. Oktober 2009 in Poznań (Posen),  

veranstaltet von der Deutsch-Baltischen Gesellschaft e.V. (Darmstadt)  

und dem Instytut Zachodni (Poznań) 

 
 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

    VERLAG HERDER-INSTITUT  MARBURG  2010 



 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3. unveränderte Auflage 2014 

©  2010 by Herder-Institut, 35037 Marburg, Gisonenweg 5-7 

Printed in Germany 

Alle Rechte vorbehalten 

Satz: Herder-Institut, 35037 Marburg 

Druck: KN Digital Printforce GmbH, Ferdinand-Jühlke-Straße 7, 99095 Erfurt 

Umschlagbilder: links: Transport ins Generalgouvernement XII 1939 (Transport do Generalnej 

Guberni XII 1939), vermutlich Dezember 1939, Archiv, Instytut Zachodni,  

Poznań (Posen);  

rechts: Umsiedlung der Deutschbalten, Privatarchiv Claus von Aderkas 

ISBN: 978-3-87969-367-2 

 
Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek 

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese  

Publikation in der Deutschen Nationalbibliografie;  

detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über 

<http://dnb.dnb.de> abrufbar. 
 

 

https://portal.dnb.de/


 V 

Inhalt 
 

 

 

 

 

 

 
 

Andrzej  S a k s o n :  Einführung .......................................................................  1 

Eckhart  N e a n d e r :  Grußwort.......................................................................  6 

Markus  R o t h :  Nationalsozialistische Umsiedlungspolitik im besetzten 

Polen – Ziele, beteiligte Institutionen, Methoden und Ergebnisse ......................  9 

Andrzej  S a k s o n :  Polnische Zeitzeugen berichten .......................................  21 

Jana Elena  B o s s e :  Siebzig Jahre nach der Umsiedlung –  

deutschbaltische Zeitzeugen erinnern sich ..........................................................  30 

Maria  R u t o w s k a :  Die Aussiedlung von Polen und Juden aus den in 

das Dritte Reich eingegliederten Gebieten ins Generalgouvernement in den 

Jahren 1939-1941 ................................................................................................  43 

Matthias  S c h r ö d e r :  „Rettung vor dem Bolschewismus“? Die 

Ansiedlung der Deutschbalten im Warthegau .....................................................  52 

Markus  K r z o s k a :  Volksdeutsche im Warthegau .......................................  66 

Hubert  O r ł o w s k i :  Daheim in der Fremde? Deutschbalten im 

‚Warthegau‘ – Ein Nebendiskurs in der deutschen Literatur...............................  83 

Anna  Z i ó ł k o w s k a :  Die Situation der Polen im Warthegau ....................  92 

Klaus-Peter  F r i e d r i c h :  Die jüdische Bevölkerung im Warthegau: 

Vertreibung, Ausbeutung, Ermordung ................................................................  101 

Zbigniew  M a z u r ,  Andrzej  S a k s o n :  Die Vertreibung der Polen 

und die Umsiedlung der Deutschen im Warthegau im polnischen 

kollektiven Gedächtnis ........................................................................................  117 

Referenten............................................................................................................  130 



 

 

 

1 

Einführung 

von 

Andrzej  S a k s o n  

 

 

 

 

 

Der vorliegende Sammelband basiert auf Beiträgen, die auf der Konferenz über die 

Vertreibung der polnischen Bevölkerung aus dem Warthegau und die Umsiedlung der 

Baltendeutschen während des Zweiten Weltkriegs, welche vom 16. bis 18. Oktober 

2009 in Posen (Poznań) stattgefunden hat, von deutschen und polnischen Forschern 

vorgetragen wurden. 

Unter den teilnehmenden Referenten und Zeitzeugen aus Deutschland und Polen 

waren auch Mitglieder der Deutsch-Baltischen Gesellschaft sowie der Vereinigung 

der Vertriebenen „Gniazdo“ und der Gesellschaft der von den Deutschen 1939-1945 

vertriebenen und geschädigten Polen aus Posen.  

Die Konferenz wurde von einer Sonderausstellung mit dem Titel „Polen und Bal-

tendeutsche im Warthegau 1939-1945“ begleitet, die auf den Beständen des Archivs 

des Zweiten Weltkriegs im Instytut Zachodni [Westinstitut] basierte. In der Ausstel-

lung wurden verschiedene Dokumente, Aufnahmen und Publikationen präsentiert, 

z.B. die Bücher eines Baltendeutschen, der die Wohnung der aus ihrem Haus vertrie-

benen Familie Nowak in der Dąbrowski-Straße (damals Saarland-Straße) in Posen 

übernommen hatte. Maria Nowak, Redakteurin der Tageszeitung Głos Wielkopolski, 

hat u.a. zwei Artikel zum Thema der Konferenz veröffentlicht. Die Kuratorin der 

Ausstellung, Maria Rutowska, gehört ebenso zu den Autorinnen unseres Tagungs-

bandes.  

Als Eckhart Neander, der Vorsitzende der Deutsch-Baltischen Gesellschaft, mir 

als Direktor des Instytut Zachodni vorschlug, eine gemeinsame Konferenz zum 

Thema „Umgesiedelt – Vertrieben: Deutschbalten und Polen 1939-1945 im Warthe-

gau“ zu organisieren, musste ich nicht lange überlegen, um diesem Vorschlag zuzu-

stimmen. 

Dafür gab es drei Hauptgründe: Erstens berief sich Eckhart Neander in seinem 

Brief an mich auf die Empfehlung von Dieter Bingen, dem Direktor des Deutschen 

Polen-Instituts in Darmstadt, wo sich auch der Hauptsitz der Deutsch-Baltischen 

Gesellschaft – das Haus der Deutsch-Balten – befindet. Bingen und ich kennen uns 

seit über fünfundzwanzig Jahren. Nicht ohne Bedeutung war die Tatsache, dass die 

Region Großpolen seit Jahren mit dem Land Hessen zusammenarbeitet, wo sich der 

Sitz der Deutsch-Baltischen Gesellschaft befindet. Der hessische Ministerpräsident 
Roland Koch hat unser Institut zweimal besucht. 

Ein wichtiger Aspekt, der für die Organisation der Konferenz sprach, ist die Tat-

sache, dass die Frage der Deutschbalten im Warthegau bisher kein eigener For-



 

 

 

2 

schungsgegenstand der polnischen Historiker war. Ich persönlich habe mich bemüht, 

meine Magisterkandidaten und Doktoranden für dieses Thema zu interessieren; aller-

dings ohne Erfolg. Ich habe über diese Fragen u.a. mit Wilfried Schlau diskutiert, So-

ziologe, Autor zahlreicher Arbeiten über die Deutschbalten und selbst – ebenso wie 

der hoch geschätze und mir persönlich bekannte Jurist Boris Meissner – dieser Bevöl-

kerungsgruppe angehörig. 

Der dritte Grund, warum ich mich rasch entschloss, die heutige Begegnung mitzu-

organisieren, ist persönlicher Natur. Sowohl die Familie meines Vaters als auch 

meine Schwiegereltern haben mir immer wieder von ihren traumatischen Erlebnissen 

aus der Zeit erzählt, als sie als „Untermenschen“ im Warthegau lebten. 

 Die Familie meines Vaters wurde 1940 aus ihrem eigenen Haus in Kutno 

ausgesiedelt und erlebte den ganzen Krieg hindurch eine Odyssee in der 

Region; Bruder und Schwester meines Vaters wurden als „Fremdarbeiter“ ins 

Reich deportiert. 

 Ein ähnliches Schicksal traf meine Schwiegermutter Marianna Rachubińska, 

die mit Eltern und Geschwistern gezwungen wurde, den heimatlichen Hof in 

Chojny bei Koło zu verlassen. Er wurde von „Baltoki“ übernommen, wie die 

deutschen Umsiedler aus Lettland und Estland, aber auch aus Bessarabien, 

Wolhynien und anderen Gebieten allgemein genannt wurden. Am meisten 

verbitterte meine Schwiegermutter nicht, dass sie aus ihrem Haus vertrieben 

und entwurzelt wurden oder dass (ähnlich wie ihre Schwester) ihr jüngerer 

Bruder, den sie nach dem frühen Tod der Mutter aufzog, als zwölfjähriges 

Kind zur Zwangsarbeit ins Reich deportiert wurde, wo er vier Jahre lang 

gedemütigt wurde und hungerte, sondern dass sie ihren Hof, als sie nach der 

Befreiung dorthin zurückkehrten, völlig ruiniert vorfanden: Alle Gebäude 

waren zerstört und sämtliche Wirtschafts- und Haushaltsgeräte geplündert 

worden. 

 Mein Schwiegervater Zygmunt Sęczkowski, der vor dem Krieg an der 

Posener Universität Mathematik studierte und damals viele deutsche Kom-

militonen hatte, erzählte stets sehr bewegt die Geschichte seines älteren 

Bruders, der von seinem deutschen Nachbarn denunziert wurde, weil er ein 

Huhn von seinem eigenen Hof in Sobótka Stara verkauft hatte. Er wurde 

verhaftet, kam ins Gefängnis nach Łęczyca bei Łódź, wo er nach grausamer 

Folter und Misshandlung ums Leben kam. Mein Schwiegervater konnte bis 

ans Ende seines Lebens nicht begreifen, wie man wegen eines Huhnes einen 

Menschen umbringen kann; und dass das die Deutschen getan hatten, die er 

für ein „Kulturvolk“ gehalten hatte. Er selbst war in jener Zeit Zwangsarbei-

ter in einer Zementfabrik in Osterfelde nahe Oberhausen. Am Rande sei er-

wähnt, dass nach der geltenden Gesetzgebung im Warthegau „der Erwerb 

oder Verkauf eines Eies im freien Handel mit einem Monat Straflager be-

straft“ wurde. Der zweite Bruder meines Schwiegervaters war Lehrer in 

Ostpolen; er wurde von den Sowjets ermordet und bis heute ist nicht bekannt, 

wo er begraben wurde. 
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Das Treffen am 16.-18. Oktober 2009 war die erste polnische Konferenz zum Zusam-

menhang zwischen der Vertreibung und Vernichtung der Polen und Juden aus Posen 

und Großpolen (dem Warthegau) und der Umsiedlung der Deutschbalten aus Lettland 

und Estland. 

Nach dem deutschen Überfall auf Polen am 1. September 1939 stand das Gebiet 

der Polnischen Republik unter deutscher und sowjetischer Besatzung. Etwa ein Vier-

tel Polens wurde in das Dritte Reich eingegliedert. Aus diesen Gebieten wurde u.a. 

der Reichsgau Posen gebildet, der im Januar 1940 in Reichsgau Warthegau umbe-

nannt wurde. Dies war der größte Gau des Dritten Reiches, der ausschließlich aus Ge-

bieten bestand, die bis 1939 zum polnischen Staat gehört hatten. Er umfasste ein 

Territorium von 44 900 km² und bestand aus der vormaligen Woiwodschaft Posen 

sowie Teilen der Woiwodschaften Bromberg (Bydgoszcz), Pommern, Lodz (Łódź) 

und Warschau (Warszawa). Die beiden letztgenannten Regionen waren vor 1914 

nicht Teil des Deutschen Reiches gewesen. In diesem Gebiet lebten zu Beginn der 

Besatzung 4,9 Millionen Menschen, davon 4,2 Millionen Polen, 325 000 Deutsche 

und 385 000 Juden. 

Das Hauptziel des Reichsstatthalters und NSDAP-Gauleiters Arthur Greiser war 

es, in diesem Gebiet einen Mustergau des Dritten Reiches zu schaffen. 1942 sagte er
1
, 

der Warthegau sei hinsichtlich des „Volkstumskampfs“ ein „Exerzierplatz des Natio-

nalsozialismus“ und ein Mustergau für den Aufbau des künftigen Reiches; hier 

würden in allen Lebensbereichen von Grund auf neue Verhältnisse im nationalsozia-

listischen Geiste geschaffen. Der Zustand, dem der Warthegau entgegengehe, sei das 

Ideal, das in der Zukunft das gesamte Reich anstreben werde.  

Nach einer „politischen Flurbereinigung“, die in der Terrorisierung aller polni-

schen Bürger und in der Ermordung der polnischen Eliten zum Ausdruck kam, 

begann man bereits Ende September und im Oktober 1939 mit den ersten Aktionen 

zur Aussiedlung der polnischen und jüdischen Bevölkerung. Diese Aktionen wurden 

zunächst innerhalb des jeweiligen Wohnorts durchgeführt; später wurden die polni-

schen Bürger dann ins Generalgouvernement (GG) ausgesiedelt, das eine Art Reser-

vat für die Polen darstellen sollte – bis zu ihrer völligen Vernichtung oder Aussied-

lung hinter den Ural, wie es der Generalplan Ost vorsah. Die Juden sollten in Ghettos 

zusammengezogen und später vernichtet werden. 

Das Ziel der Nationalsozialisten war die „Germanisierung des Bodens“ – nicht der 

hier lebenden Polen und Juden –, um neuen „Lebensraum“ zu gewinnen. Zu diesem 

Zweck machte man sich an die Umgestaltung der ethnischen Verhältnisse durch Aus-

siedlung oder Vernichtung der Polen und Juden sowie durch die Ansiedlung von 

Reichsdeutschen sowie Volksdeutschen aus verschiedenen Teilen Europas. 

Das Ziel des Planes zur Aussiedlung der polnischen Bevölkerung aus dem 

Warthegau in das Generalgouvernement war den nationalsozialistischen Behörden 

zufolge die „Säuberung und Sicherung des neuen deutschen Reichsgaues als Voraus-

                                                           
1
  JERZY MARCZEWSKI: Hitlerowska Koncepcja polityki kolonizacyjno-wysiedleńczej i jej 

realizacja w „Okręgu Warty“ [Die nationalsozialistische Konzeption der Kolonisierungs- 

und Aussiedlungspolitik und ihre Umsetzung im „Warthegau“], Poznań 1979, S. 48. 
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setzung für die Festigung deutschen Volkstums und gleichzeitig die Schaffung von 

Unterkunfts- und Erwerbsmöglichkeiten für die einwandernden Balten- und Wolhy-

niendeutschen“.  

Berechnungsgrundlage für die Zahl der auszusiedelnden Polen war das Kontingent 

an Deutschbalten, das auf den jeweiligen Kreis entfiel. Ende 1939 betrug dieses Kon-

tingent im Durchschnitt 1000 Personen. Um Platz für sie zu schaffen, wurden erheb-

lich mehr Polen ausgesiedelt. 

Nach Berechnungen von Maria Rutowska waren in den Jahren von 1939-1944 im 

Warthegau insgesamt 625 000 polnische Bürger von Aussiedlung, Umsiedlung und 

Vertreibung betroffen; davon wurden im Rahmen von hauptsächlich in den Jahren 

1939-1941 organisierten Aussiedlungsaktionen über 280 000 Personen ins GG depor-

tiert. Aus Großpolen, d.h. aus der Woiwodschaft Posen in den Grenzen von 1939, 

wurden ca. 160 000 Personen in das GG vertrieben. Zusammen mit den Umsiedlungs- 

und Vertreibungsaktionen innerhalb dieses Gebietes waren das 317 000 Personen. 

Auf Grund des Ribbentrop-Molotov-Paktes vom August 1939, nach der Nieder-

lage Polens und seiner Aufteilung zwischen dem Dritten Reich und der UdSSR sowie 

auf Grund bilateraler Verträge mit den Regierungen Lettlands und Estlands verließ 

am 18. Oktober 1939 das erste Schiff mit dortigen Volksdeutschen und Reichsdeut-

schen den estnischen Hafen Tallinn; am 5. November 1939 verließ das erste Schiff im 

Rahmen der „Heim-ins-Reich“-Aktion Lettland.  

Schätzungen zufolge kamen insgesamt 66 000-70 000 Deutsche aus Lettland und 

Estland in die in das Reich eingegliederten Gebiete. Der überwiegende Teil davon, 

nämlich ca. 56 000 Personen, wurde in den Warthegau gewiesen, davon 36 000 in die 

Städte. Nach Posen kamen 18 000 Deutschbalten. 

Diese waren sich darüber im Klaren, dass sie kamen, um die besetzten polnischen 

Gebiete zu germanisieren. „Die Balten verlieren eine Heimat, aber gewinnen ihr 

Vaterland“
2
 – auf diese Propagandafloskel brachte das Alfred Rosenberg, der Ideo-

loge der nationalsozialistischen Revolution und der NSDAP und einer der Autoren 

der Lebensraum-Theorie. Rosenberg wurde 1893 in Tallinn (Reval) als Sohn einer 

Kaufmannsfamilie geboren; er war in erster Ehe mit der gebürtigen Estin Hilda Lees-

mann verheiratet. Ab 1939 kümmerte sich der Autor des „Mythus des 20. Jahrhun-

derts“
3
 als Reichsminister für die besetzten Ostgebiete um das Schicksal seiner 

deutschbaltischen Landsleute; u.a. schrieb er 1939 an Himmler mehrere Denkschrif-

ten über die Situation der Deutschbalten im Warthegau. 

Für viele dieser Deutschen bedeutete die Ankunft im Warthegau einen materiellen 

Aufstieg. Wilhelm von Reiger, der einstige Präsident der „Deutsch-Baltischen Volks-

gemeinschaft in Lettland“, schrieb dazu: „So mancher Umsiedler, der in seiner Hei-

mat in mehr als bescheidenen Verhältnissen gelebt hatte, legte eine große Bereitschaft 

                                                           
2
  Ebenda, S. 52. 

3
  JANUSZ SOBCZAK: Hitlerowskie przesiedlenia ludności niemieckiej w dobie II wojny 

światowej [Die Umsiedlung der deutschen Bevölkerung durch die Nationalsozialisten 

während des Zweiten Weltkriegs], Poznań 1966, S. 193. 
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an den Tag, sich auf Kosten der aus ihren Wohnorten vertriebenen Polen zu 

bereichern.“
4
 

Um die Jahreswende 1944/45 verließen die meisten Deutschbalten das Gebiet 

bzw. flohen vor der Roten Armee nach Westen. Die vertriebenen Polen, sofern sie 

überlebt hatten, kehrten nach der Befreiung in ihre Häuser und auf ihre Höfe zurück. 

Bei den polnischen und den meisten deutschen Forschern gelten die Deutschbalten 

nicht als aus dem Warthegau Vertriebene (ebenso wenig wie die Reichsdeutschen, die 

zwischen 1939 und 1945 hierher gekommen waren). Wären sie es, so würde sich die 

Frage stellen, wer diese Menschen vertrieben hat, d.h. welcher Staat – Deutschland, 

Lettland, Estland, Polen oder die UdSSR – der „Vertreibungsstaat“ war. Eine andere 

Frage ist die sogenannte deutsche Rechtsposition, die die Deutschbalten im weitesten 

Sinne zur Kategorie der „Vertriebenen“ zählt – darunter auch die Vorsitzende des 

Bundes der Vertriebenen Erika Steinbach, geboren 1943 im pommerschen Rumia 

(Rahmel), das bis 1939 zu Polen gehörte. 

Die richtige Einstellung zu dieser Frage hat m.E. Bundespräsident Horst Köhler, 

der 1943 in Skierbieszów in der Region Zamość (dem sogenannten Himmlerland) im 

Hause ausgesiedelter Polen geboren wurde und dessen Eltern im Rahmen der „Heim-

ins-Reich“-Aktion aus Rumänien in das besetzte Polen gekommen waren. In einem 

Interview für die Tageszeitung Gazeta Wyborcza stellt er fest: „Die Geschichte 

meiner Familie ist von Umsiedlung und Flucht bestimmt, nicht von Vertreibung. 

Daher fühle ich mich nicht als Vertriebener.“
5
 

Bei einem Treffen in Passau hatte ich Gelegenheit, mit dem Bundespräsidenten 

ein längeres Gespräch zu führen, u.a. auch zu diesem Thema. 

Ich bin fest davon überzeugt, dass die Konferenz vom 16. bis 18. Oktober 2009 

einen wesentlichen Beitrag zur wissenschaftlichen Erforschung und zum Verständnis 

des Themenkomplexes Vertreibung und Umsiedlung während des Zweiten Welt-

kriegs sowie der hier wirksamen Zusammenhänge leisten wird. Dies wird auch ein 

deutliches Signal an die Öffentlichkeit sein, dass man über äußerst komplizierte und 

schmerzhafte Fragen im Geiste der Wahrheit und der Verständigung sprechen und 

diskutieren kann. 

 Aus dem Polnischen von Jan Conrad 

                                                           
4
  Ebenda, S. 56. 

5
  Gazeta Wyborcza vom 13.07.2009, S. 17, hier nach der deutschen Fassung auf http:// 

www.bundespraesident.de, S. 4 [Anm. d. Übers.] (aufgerufen am 8.09.2009). 
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Grußwort 

von 

Eckhart  N e a n d e r  

 

 

 

 

Deutschbalten und Polen im Warthegau 1939-1945 – gibt es Anlass, die damaligen 

Geschehnisse heute, siebzig Jahre nach der Umsiedlung der Deutschbalten aus Est-

land und Lettland, noch einmal genauer zu betrachten? Bei den von der Umsiedlung 

betroffenen Deutschbalten war die Erinnerung an diese Zeit in den vergangenen Jahr-

zehnten vor allem vom Verlust der baltischen Heimat und der Notwendigkeit geprägt, 

sich mit völlig neuen Verhältnissen arrangieren zu müssen und dabei der Macht frem-

der Behörden und Angehöriger von NS-Organen – überwiegend sogenannte „Reichs-

deutsche“ – ausgeliefert zu sein. Den Schicksalen der polnischen Bevölkerung des 

Warthegaus wurde in der Erinnerung meist nur am Rande Beachtung geschenkt, viel-

fach mit einem bedrückenden Gefühl, denn ein Zusammenhang zwischen dem eige-

nen und dem fremden Schicksal war ja nicht zu leugnen. Deshalb galt in vielen, wenn 

auch keineswegs allen deutschbaltischen Familien: Lieber nicht zu sehr daran rühren! 

Aber das Ausklammern von Problemen der gemeinsamen Vergangenheit ist keine gu-

te Grundlage für ein versöhntes und zukunftsgerichtetes Verhältnis zu unseren polni-

schen Nachbarn. Wir müssen vielmehr miteinander über diese Zeit und deren Ge-

schehnisse reden! Dieser Gedanke gab dem Vorstand der Deutsch-Baltischen Gesell-

schaft den Anstoß zu der Idee, gemeinsam mit einem polnischen Partner eine deutsch-

polnische Tagung zu diesem Themenbereich am zentralen Ort des damaligen Gesche-

hens, nämlich der Stadt Posen (Poznań), zu veranstalten.  

Ein polnischer Partner, der von Anbeginn an bereit war, das Vorhaben mitzutragen 

und seine räumlichen, fachlichen und personellen Ressourcen dafür zur Verfügung zu 

stellen, fand sich im Instytut Zachodni (Westinstitut) in Posen und seinem Direktor 

Prof. Dr. habil. Andrzej Sakson. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler dieses In-

stituts haben die Thematik aus polnischer Sicht behandelt. Dafür möchte ich ihnen an 

dieser Stelle aufrichtig Dank aussprechen. Auf deutscher Seite gestaltete sich die Su-

che nach Historikern, die in der Lage und bereit waren, den aktuellen Stand der histo-

rischen Forschung über Hintergrund, Ablauf und Wirkungen der Geschehnisse 1939-

1945 im besetzten Polen zu referieren, zunächst ein wenig schwierig. In den siebziger 

Jahren hatte es Tagungen deutschbaltischer Historiker zum Thema Umsiedlung und 

Ansiedlung der Deutschbalten im Warthegau gegeben, und in den achtziger Jahren 

waren Aufsätze über dieses Thema in dem von der Carl-Schirren-Gesellschaft heraus-

gegebenen „Jahrbuch des baltischen Deutschtums“ erschienen. Aber die damals betei-
ligten Historiker leben inzwischen nicht mehr oder konnten sich – meist aus Alters-

gründen – zu einem eigenen Beitrag heute nicht entschließen. Erst mit dem von Pro-

fessor Dr. Michael Garleff (Oldenburg) geleiteten Forschungsprojekt über „Deutsch-
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balten, Weimarer Republik und Drittes Reich“, dessen Ergebnisse bisher in zwei Bän-

den vorliegen und an dem auch viele jüngere Historiker/-innen beteiligt waren, hat 

das Interesse an der Zeit 1939-1945 im Warthegau wieder zugenommen. Wir freuen 

uns, dass es uns gelungen ist, einige jüngere Historiker, die sich wissenschaftlich mit 

der Thematik unserer Tagung oder mit Teilaspekten derselben beschäftigt haben und 

die überdies mehrheitlich die polnische Sprache beherrschen, für Vorträge auf o.g. 

Tagung sowie Beiträge zu diesem Tagungsband zu gewinnen.  

Von Anbeginn an gehörte es zum Plan dieser Tagung, neben Fachhistorikern auch 

deutsche und polnische Zeitzeugen zu Wort kommen zu lassen, die über ihre Erleb-

nisse und Erfahrungen in dieser Zeit, insbesondere mit Blick auf das Verhältnis zur 

jeweils anderen Seite, berichten sollten. Zeitzeugen, die – meist aus Altersgründen – 

selbst nicht mehr an der Tagung teilnehmen konnten, wurden interviewt und diese In-

terviews werden hier zusammenfassend abgedruckt. Dafür sei an dieser Stelle Prof. 

Dr. Andrzej Sakson für die polnischen und Frau Jana Bosse (Berlin) für die deutschen 

Zeitzeugeninterviews herzlich gedankt.  

Zu den Zeitzeugen, die aus Altersgründen an dieser Tagung nicht teilnehmen 

konnten, aber sie mit Aufmerksamkeit verfolgten, gehört der in Goslar lebende Jour-

nalist Andreas Mueller. Er hat seine Erlebnisse sowohl als Kind seiner aus Riga nach 

Posen umgesiedelten Eltern und dortiger Schüler als auch als blutjunger Soldat der 

deutschen Wehrmacht bei der Verteidigung des Warthegaus 1945, zusammen mit den 

jeweiligen Hintergründen und Geschehnissen, in einem Büchlein mit dem Titel „Tat-

ort Warthegau – Leben und Sterben im Pflanzgarten der SS“ veröffentlicht, das 2007 

im Wagner Verlag, Gelnhausen erschienen ist.  

Die Ankündigung einer Tagung unter dem Thema „Deutschbalten und Polen 

1939-1945 im Warthegau“ hat in der deutschen Öffentlichkeit neben Äußerungen er-

mutigender Zustimmung, insbesondere von Seiten der Fachhistoriker, auch Kritik 

ausgelöst. Zum einen wurde bemängelt, dass die Geschehnisse im Warthegau nach 

der Besetzung Polens durch die deutsche Wehrmacht nicht im (kausalen) Zusammen-

hang mit vorausgegangenen polnischen Übergriffen gegenüber der deutschen Bevöl-

kerung betrachtet werde. Dazu ist zu bemerken: Das Verhältnis zwischen Deutschen 

und Polen im früher preußischen Teil Polens weist im Laufe der Geschichte neben 

Phasen friedlichen Zusammenlebens immer wieder auch solche der gegenseitigen Un-

terdrückung und nationalistisch motivierter Übergriffe auf. Doch war die Politik der 

NS-Behörden gegenüber der polnischen Bevölkerung und insbesondere ihres jüdi-

schen Teils ab 1939 von gänzlich anderen Erwägungen und Zielsetzungen als denen 

einer Rache für frühere polnische Aktionen gegen die deutsche Bevölkerung be-

stimmt. Ihnen ging es um die Verdrängung der Juden aus Europa und letztlich ihre 

Vernichtung, um die Versklavung der Polen und um die Gewinnung von deutschem 

Lebensraum auf Kosten der dort lebenden Bevölkerung.  

Einige Kritiker wiesen darauf hin, dass sich durchaus nicht alle Deutschen ent-

sprechend den Anweisungen der NS-Behörden feindlich und als Herren gegenüber 

der im Warthegau verbliebenen polnischen Bevölkerung verhalten hätten. Selbstver-
ständlich hat es – gerade unter den deutschbaltischen Umsiedlern – auch Menschen 

gegeben, die ihrer Erziehung und Überzeugung gemäß ihre polnischen Nachbarn, Mit-
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arbeiter und Untergebenen „anständig“ behandelt haben – was sich nicht selten im 

Verhalten der so Behandelten in der Zeit der Flucht im Januar 1945 widerspiegelte. 

Aber dieses Verhalten Einzelner vermag doch das Unrecht in Gestalt von Vertreibung, 

Zwangsarbeit und Mord an Hunderttausenden von Polen und Juden durch die NS-

Behörden und damit in deutschem Namen nicht aufzuwiegen oder gar auszulöschen.  

Das große Interesse, das die Ankündigung dieser Tagung letztlich sowohl auf deut-

scher als auch auf polnischer Seite ausgelöst hat und das sich in der großen Zahl von 

Teilnehmern und Teilnehmerinnen niedergeschlagen hat, hat uns letztlich bestätigt. 

Dass diese Tagung möglich geworden ist, verdanken wir der finanziellen Unter-

stützung zweier deutsch-polnischer Gemeinschaftsinstitutionen, nämlich der Stiftung 

für deutsch-polnische Zusammenarbeit in Warschau und der Deutsch-Polnischen Wis-

senschaftsstiftung in Frankfurt/Oder, sowie des Beauftragten der deutschen Bundesre-

gierung für Kultur und Medien. Ihnen möchte ich hier unseren aufrichtigen Dank ab-

statten. 
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Nationalsozialistische Umsiedlungspolitik im besetzten Polen 

– Ziele, beteiligte Institutionen, Methoden und Ergebnisse 

von 

Markus  R o t h  

 

 

 

Nachdem der Krieg gegen Polen beendet und das Land gemäß Hitler-Stalin-Pakt vom 

August 1939 erneut aufgeteilt worden war, hielt Adolf Hitler eine Rede vor dem Reichs-

tag. Zu diesem Zeitpunkt standen die richtungweisenden Entscheidungen über die 

konkrete künftige Gestalt des okkupierten polnischen Territoriums noch aus.
1
 In sei-

ner Rede wurde einmal mehr deutlich, dass es den Nationalsozialisten nun um mehr 

als eine bloße Revision des Versailler Friedensvertrags von 1919 ging. Vielmehr hat-

ten sie nicht weniger als eine sogenannte völkische Neuordnung Europas unter deut-

scher Hegemonie im Sinn, in deren Zentrum das gerade eroberte Polen stand, vor al-

lem die kurz darauf ins Reich eingegliederten Gebiete. 

Zwar rekurrierte Hitler auch auf Versailles, etwa indem er Polen als eine Missge-

burt des Versailler Vertrags brandmarkte, im Zentrum aber standen die Ziele der deut-

schen Politik im besetzten Polen, die Hitler gleich an mehreren Stellen seiner Rede 

aufgriff. Die Verschiebung der deutsch-polnischen Grenze nach Osten stand auf der 

Tagesordnung, das eigentliche Ziel aber ging weit darüber hinaus: Hitler wollte „eine 

neue Ordnung der ethnografischen Verhältnisse, das heißt eine Umsiedlung der Na-

tionalitäten so, daß sich am Abschluß der Entwicklung bessere Trennungslinien erge-

ben, als es heute der Fall ist“
2
. Der Horizont reichte dabei bereits über das besetzte 

Polen hinaus und umfasste den gesamten ost- und südosteuropäischen Raum. 

Charakteristisch ist, dass diese „völkische Neuordnung“ in Hitlers Rede bereits im 

Herbst 1939 eng mit der Judenpolitik verknüpft war, auch wenn dies in der Reichs-

tagsrede noch nebulös blieb. Kaum klarer und konkreter dürften zu diesem frühen 

Zeitpunkt der NS-Besatzungsherrschaft die Vorstellungen Hitlers und anderer Natio-

nalsozialisten gewesen sein. Vor dem deutschen Reichstag sagte Hitler lediglich, Ziel 

sei auch „in diesem Zusammenhang der Versuch einer Ordnung und Regelung des jü-

dischen Problems“
3
. Was genau das heißen konnte, sollten erst die kommenden Wo-

chen und Monate zeigen. In der Praxis stellte sich sehr bald eine enge Verzahnung 

                                                           
1
  Zu Hitlers Reichstagsrede vom 6. Oktober 1939 vgl. auch MICHAEL WILDT: „Eine neue 

Ordnung der ethnographischen Verhältnisse“. Hitlers Reichstagsrede vom 6. Oktober 1939, 

in: Zeithistorische Forschungen/Studies in Contemporary History 3 (2006), 1. Online-Aus-

gabe: http://www.zeithistorische-forschungen.de/16126041-Wildt-1-2006. 
2
  Verhandlungen des Reichstags. 4. Wahlperiode. Band 460. Stenographische Berichte 1939-

1942. Anlagen zu den Stenographischen Berichten. 1.-8. Sitzung, S. 56. Online verfügbar 

unter: http://www.reichstagsprotokolle.de/Blatt2_n4_bsb00000613_00052.html. 
3
  Ebenda, S. 61. 



 

 

 

10 

von Umsiedlungs- oder – im Jargon der Zeit – „Volkstumspolitik“ mit der Judenpoli-

tik ein.
4
 

Letztlich waren derartige Überlegungen zur Germanisierung nichts Neues, neu da-

ran war nur, dass sie nun in die Praxis umgesetzt werden konnten und schließlich 

auch wurden. Bereits in „Mein Kampf“ und in seinem zweiten, unveröffentlichten 

Buch von 1928 hatte Hitler solche Vorstellungen ausgebreitet, wenn er etwa über not-

wendigen neuen „Lebensraum im Osten“ schwadronierte.
5
 Ziel dürfe es, so Hitler, auf 

keinen Fall sein, aus Polen eines Tages Deutsche zu machen – diesen „Fehler“ lastete 

er der wilhelminischen Polenpolitik an –, vielmehr, so Hitler weiter, müsse man „ent-

weder diese rassisch fremden Elemente abkapseln, um nicht das Blut des eigenen 

Volkes immer wieder zersetzen zu lassen, oder […] sie überhaupt kurzer Hand ent-

fernen und den dadurch freigewordenen Grund und Boden den eigenen Volksgenos-

sen überweisen“
6
. Kurzum: Nicht Germanisierung der Menschen, sondern Germani-

sierung des Bodens war die Idee, die durch rücksichtslose Vertreibungs- und Ansied-

lungspolitik zu realisieren sei. Was kurz zuvor noch als Phrasen der Ideologie gelten 

konnte, mitunter schon Jahre alt, nahmen zahlreiche NS-Funktionäre an den entschei-

denden Stellen ab Herbst 1939 tödlich ernst. 

Das scheint eine Art volkstumspolitischen Masterplan zu suggerieren, der bereits 

in den zwanziger Jahren ersonnen worden sei und im Herbst 1939 – nach einem kur-

zen oberflächlichen polenfreundlichen Intermezzo in Folge des deutsch-polnischen 

Nichtangriffspaktes von 1934 – nun Schritt für Schritt in die Praxis umgesetzt werden 

müsse, welcher also gewissermaßen Punkt für Punkt nur noch abzuarbeiten sei. Dem 

war keinesfalls so. Die im Herbst 1939 begonnene „Heimholung“ der Baltendeut-

schen vor allem in den „Reichsgau Wartheland“, der bald eine gigantische Völkerver-

schiebung mit furchtbaren Konsequenzen folgen sollte, war vielmehr das Resultat ei-

ner Konzession an die Sowjetunion und vor allem auch Auswirkung einer weitver-

breiteten Angst vieler Baltendeutscher, in den Herrschaftsbereich der Sowjets zu ge-

raten. Zu lebendig waren hier noch die Erinnerungen an die zahlreichen Massaker und 

Ausschreitungen der Roten Armee über das Ende des Ersten Weltkriegs hinaus.
7
 

So war es kein Konzept einer „völkischen Neuordnung“, das handlungsleitend 

war, und es war gewiss auch keine „Heim-ins-Reich“-Euphorie, die sich der Balten-

deutschen bemächtigt hätte. Die pure Angst der Betroffenen, die sie den Entschluss 

fassen ließ, ihre Heimat zu verlassen, und bündnisstrategische Überlegungen, die sich 

etwa aus dem Hitler-Stalin-Pakt ergaben, waren Auslöser und Triebfeder der Ansied-

                                                           
4
  Zum Zusammenhang zwischen „Volkstumspolitik“ und „Judenpolitik“ grundlegend GÖTZ 

ALY: „Endlösung“. Völkerverschiebung und der Mord an den europäischen Juden, Frank-

furt a.M. 1995. 
5
  Vgl. WILDT (wie Anm. 1), Abschnitt 1 u. 2. 

6
  Zit. nach MARTIN BROSZAT: Nationalsozialistische Polenpolitik 1939-1945, überarb. Aus-

gabe, Frankfurt a.M. 1965, S. 24 f. 
7
  Vgl. HANS MOMMSEN: Umvolkungspläne des Nationalsozialismus und der Holocaust, in: 

Die Normalität des Verbrechens, hrsg. von HELGE GRABITZ u.a., Berlin 1994, S. 68-84, 

hier S. 72; MARK MAZOWER: Hitlers Imperium. Europa unter der Herrschaft des National-

sozialismus, München 2009, S. 83 f. 
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lung von Volksdeutschen aus dem nunmehr sowjetischen Interessengebiet.
8
 Die Men-

schen selbst, erst die Baltendeutschen, später Volksdeutsche aus Wolhynien, Bessara-

bien, der Bukowina etc. wurden weitgehend zu bloßen Objekten der Macht- und Ger-

manisierungspolitik degradiert.
9
 

Diese Entwicklung stellte überdies einen eklatanten Bruch mit den bisherigen Leit-

linien der NS-Volkstumspolitik dar, zielte diese in den 1930er Jahren doch gerade auf 

das Gegenteil ab: Die deutschen Minderheiten in Ostmittel- und Südeuropa sollten doch 

gerade in den jeweiligen Ländern verbleiben, damit sie als „5. Kolonne“ instrumen-

talisiert und als Hebel für eine Einmischung des Deutschen Reiches in die Belange 

der jeweiligen Staaten benutzt werden konnten.
10

 

 

 

Bürokratie der Siedlungspolitik: Himmlers Apparat 
 

Die Entwicklung ab Herbst 1939 ging einher mit der Bildung einer neuen Machtbasis 

im Kosmos des Reichsführers-SS, Heinrich Himmler, der mit der „Volkstumspolitik“ 

nun einen zentralen Bereich der NS-Ideologie an sich ziehen konnte. Überdies diente 

ihm dies als Vehikel, um überall im besetzten Osteuropa seinen Machtapparat zu eta-

blieren und auszubauen und auf diesem Wege ein gewichtiges Wort in der jeweiligen 

Besatzungspolitik mitzureden.
11

 

Am 7. Oktober 1939, nur einen Tag nach der Reichstagsrede Hitlers, wird Himm-

ler „Reichskommissar für die Festigung des deutschen Volkstums“, dessen Aufgabe 

letztlich die Umsetzung der von Hitler am Tag zuvor umrissenen volkstumspoliti-

schen Zielvorgaben wurde.
12

 In Himmlers Ernennungsurkunde heißt es dementspre-

chend: „Die Folgen von Versailles in Europa sind beseitigt. Damit hat das Großdeut-

sche Reich die Möglichkeit, deutschen Menschen, die bisher in der Fremde leben 

mussten, in seinen Raum aufzunehmen und anzusiedeln und innerhalb seiner Interes-

sensgrenzen die Siedlung der Volksgruppen so zu gestalten, daß bessere Trennungs-

                                                           
8
  Vgl. HANS-ERICH VOLKMANN: Zur Ansiedlung der Deutschbalten im „Warthegau“, in: 

Zeitschrift für Ostmitteleuropaforschung 30 (1981), S. 527-558. 
9
  Vgl. MAZOWER (wie Anm. 7), S. 83; GÖTZ ALY: „Judenumsiedlung“. Überlegungen zur 

politischen Vorgeschichte des Holocaust, in: Vernichtungspolitik, hrsg. von ULRICH HER-

BER, Frankfurt a.M. 1998, S. 75. 
10

  Vgl. zum Beispiel MARKUS LENIGER: Nationalsozialistische „Volkstumsarbeit“ und Um-

siedlungspolitik 1933-1945. Von der Minderheitenbetreuung zur Siedlerauslese, Berlin 2006, 

S. 22-34. 
11

  Grundlegend zu Himmler, dem Ausbau seines Machtapparats und seinen siedlungspoliti-

schen Vorstellungen: PETER LONGERICH: Heinrich Himmler. Biographie, München 2008. 
12

  Vgl. zum „Reichskommissar für die Festigung des deutschen Volkstums“ immer noch RO-

BERT LEWIS KOEHL: RKFDV. German Settlement and Population Policy. A History of the 

Reich Commission for the Strengthening of the Germandom, Cambridge/Mass. 1957; ALE-

XA STILLER: Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums, in: Handbuch der 

völkischen Wissenschaften, hrsg. von INGO HAAR und MICHAEL FAHLBUSCH, München 

2008, S. 531-540. 
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linien zwischen ihnen erreicht werden.“
13

 Im Vergleich zu dem, was kommen sollte, 

klang dies noch harmlos, ließ aber Himmler einen großen Deutungsspielraum, den er 

sich in den folgenden Monaten und Jahren konsequent zunutze zu machen wusste. 

Die Siedlungspolitik unter seiner Ägide wuchs zu einem gigantischen Projekt der Be-

völkerungslenkung an, das schließlich auch die Entwicklung zum Völkermord an den 

Juden entscheidend beeinflusste und beschleunigte.
14

 

Drei Aufgaben oblagen Himmler in seiner neuen Funktion: 

1. Die „Heimholung“ der Auslandsdeutschen, 

2. Polen und Juden in den besetzten Gebieten zu kontrollieren sowie ihren 

„schädlichen Einfluss“ auszuschalten und schließlich 

3. Polen und Juden auszusiedeln, um Platz für die Neusiedler zu schaffen. 

Um sein Ziel der Schaffung einer „blonden Provinz“
15

, damit meinte er den Warthe-

gau, zu erreichen, baute Himmler zügig einen umfangreichen Machtapparat auf bezie-

hungsweise aus, ein Universum von Behörden, angefangen von Wissenschaftlern, die 

sich in gigantischen Planungen ergingen, bis hin zu „Rassepraktikern“, die die Bevöl-

kerung durchleuchten sollten.
16

 Leiten ließ er sich dabei von seinem Ideal eines „ras-

sisch“ homogen beherrschten Raumes, weitgehend losgelöst von ökonomischen, kriegs-

praktischen oder ähnlichen Erwägungen. 

Das Rasse- und Siedlungshauptamt, eines der ältesten Hauptämter des SS-Imperi-

ums, erhielt neben den bereits bestehenden Arbeitsgebieten die Koordinierung der Um-

siedlungspolitik in den annektierten polnischen Gebieten, später auch in anderen be-

setzten Territorien, zur Aufgabe. Das schloss die Umsiedlung der Volksdeutschen eben-

so ein wie die Vertreibung von Polen und Juden. Hierfür wurden zwei neue Institu-

tionen ins Leben gerufen: die Einwandererzentralstelle, die sich der Einbürgerung der 

Volksdeutschen anzunehmen hatte, und die Umwandererzentralstelle, der die Vertrei-

bung von Polen und Juden oblag.
17

 Weitere Behörden wurden ins Leben gerufen, die 

sich der Verwaltung von Grund und Boden oder des Vermögens annahmen, genannt 

seien hier nur kurz die wichtigsten: 

 die Deutsche Umsiedlungs- und Treuhandgesellschaft, deren Aufgabe die 

Erfassung, Verwaltung und Verwertung des Vermögens war, das die volks-

                                                           
13

  Abgedruckt als Faksimile in MOMMSEN (wie Anm. 7), S. 73. 
14

  Vgl. MAZOWER (wie Anm. 7), S. 84. Zum Folgenden vgl. ebenda. 
15

  Zit. nach ISABELL HEINEMANN: Umvolkungspläne, Rassenauslese, Zwangsumsiedlungen. 

Die Rasseexperten der SS und die „bevölkerungspolitische Neuordnung“ Europas, in: Zwangs-

migrationen im mittleren und östlichen Europa. Völkerrecht – Konzeptionen – Praxis (1938-

1950), hrsg. von RALPH MELVILLE u.a., Mainz 2007, S. 203-218, hier S. 207. 
16

  Zu den SS-Rasseexperten des Rasse- und Siedlungshauptamtes grundlegend ISABELL HEI-

NEMANN: „Rasse, Siedlung, deutsches Blut“. Das Rasse- und Siedlungshauptamt der SS 

und die rassenpolitische Neuordnung Europas, Göttingen 2003. 
17

  Vgl. HEINEMANN, „Rasse, Siedlung, deutsches Blut“ (wie Anm. 16), S. 195-201; ALY, „End-

lösung“ (wie Anm. 4), S. 106 f. Ausführlich zur EWZ: LENIGER (wie Anm. 10), S. 148-223. 
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deutschen Umsiedler zurücklassen mussten, sowie dessen Verrechnung mit 

Gegenwerten in den Ansiedlungsgebieten der „Neusiedler“
18

, 

 das Zentralbodenamt, inklusive zahlreicher Außenstellen, das den beschlag-

nahmten Grund von Polen und Juden erfasste
19

, 

 die Haupttreuhandstelle Ost, die in Görings Machtbereich als Beauftragter 

für den Vierjahresplan fiel und das Vermögen des polnischen Staates und der 

Polen verwaltete und verwertete
20

, und schließlich 

 die Volksdeutsche Mittelstelle, die bereits früher bestanden hatte. Sie war in 

Kooperation mit dem Stabshauptamt des Reichskommissars für die Festigung 

deutschen Volkstums für die Umsiedlung der Volksdeutschen zuständig
21

. 

Die Umsiedlungs- oder Bevölkerungspolitik fiel in starkem Maße in den Bereich der 

Sicherheitspolizei. Grob gesagt war der Ablauf der Deportationen von Polen und Ju-

den aus den eingegliederten Gebieten folgender: Das Reichssicherheitshauptamt legte 

die Quoten fest, die Umwandererzentralstelle setzte diese in konkrete Anweisungen 

um, d.h. die genauen Zeitpunkte, Zahlen, Orte und Fahrpläne wurden festgelegt. Die 

Arbeitsstäbe der SS-Experten des Rasse- und Siedlungshauptamtes wählten in den 

Kreisen die zu deportierenden Polen und Juden aus, d.h. mit ihrer sogenannten „rassi-

schen Musterung“ entschieden letztlich sie über das persönliche Schicksal der Men-

schen. Die in äußerster Eile und auch unter Gewaltanwendung zusammengeholten 

Menschen kamen anschließend in Lager der Umwandererzentralstelle nach Lodz/ 

Litzmannstadt (Łódz), wo sie eingeteilt wurden in „unerwünschte Personen“, die in das 

benachbarte Generalgouvernement (GG) abgeschoben wurden, und sogenannte „Wie-

dereindeutschungsfähige“, die zur „Umerziehung“ ins Deutsche Reich verschleppt wur-

den.
22

 

Den umgekehrten Weg gingen die Volksdeutschen, die an Stelle der vertriebenen 

Polen und Juden neu angesiedelt werden sollten. Auch sie wurden von den Eignungs-

prüfern des Rasse- und Siedlungshauptamtes „gemustert“ und kamen zunächst in Auf-

                                                           
18

  Vgl. BROSZAT (wie Anm. 6), S. 65. 
19

  Vgl. ebenda, und HEINEMANN, „Rasse, Siedlung, deutsches Blut“ (wie Anm. 16), S. 212-

217. 
20

  Vgl. JEANNE DINGEL: Zur Tätigkeit der Haupttreuhandstelle Ost, Treuhandstelle Posen 

1939 bis 1945, Frankfurt a.M. u.a. 2003; BERNHARD ROSENKÖTTER: Treuhandpolitik. Die 

„Haupttreuhandstelle Ost“ und der Raub polnischer Vermögen 1939-1945, Essen 2003; IN-

GO LOOSE: Kredite für NS-Verbrechen. Die deutschen Kreditinstitute in Polen und die Aus-

raubung der polnischen und jüdischen Bevölkerung 1939-1945, München 2007. 
21

  Vgl. VALDIS O. LUMANS: Himmler’s Auxiliaries. The Volksdeutsche Mittelstelle and the 

German National Minorities of Europe, 1933-1945, Chapel Hill 1993. 
22

  Vgl. BROSZAT (wie Anm. 6), S. 66; zur „rassischen Musterung“ vgl. HEINEMANN, „Rasse, 

Siedlung, deutsches Blut“ (wie Anm. 16); zur Vertreibung der Polen vgl. MARIA RUTOW-

SKA: Wysiedlenia ludności polskiej z Kraju Warty do Generalnego Gubernatorstwa 1939-

1941 [Die Aussiedlung der polnischen Bevölkerung aus dem Wartheland ins Generalgou-

vernement], Poznań 2003, und PHILLIP T. RUTHERFORD: Prelude to the Final Solution. The 

Nazi Program for Deporting Ethnic Poles, 1939-1941, Lawrence 2007. 
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fanglager der Einwandererzentralstelle, von wo aus sie schließlich – oft nach monate-

langem Ausharren – an ihren neuen Wohnort gebracht wurden. Auf ihre Habe, die sie 

aus ihrer alten Heimat mitnehmen konnten, mussten sie oft noch lange warten. Nach 

der Ansiedlung unterlagen sie weiterhin einer besonderen Kontrolle; Freizügigkeit ge-

nossen sie nicht.
23

 

 

 

Hochgesteckte Ziele und Sackgassen 
 

Im Warthegau wurde diese Politik rigoros betrieben, da beide – Himmler und Reichs-

statthalter Arthur Greiser – den Ehrgeiz hatten, den Warthegau zum Exerzierplatz der 

NS-Volkstumspolitik, zum Mustergau und zum Modell der Germanisierungspolitik 

unter nationalsozialistischem Vorzeichen zu machen.
24

 Damit lagen sie voll auf der 

Linie, die Hitler bereits Mitte Oktober 1939 zu Beginn der deutschen Besatzung aus-

gegeben hatte: Es gelte, so Hitler damals, einen „harten Volkstumskampf“ zu führen, 

in dem „keine gesetzlichen Bindungen“ gelten sollten.
25

 In anderen Gebieten, etwa in 

Danzig-Westpreußen, wurde dies weitaus laxer gehandhabt. 

Grundproblem war nun aber aus Sicht der Deutschen, dass im Warthegau nur we-

niger als zehn Prozent der Bevölkerung, nämlich etwa 325 000 Menschen, in irgend-

einer Weise deutschstämmig waren, während der Rest der Bevölkerung entweder Po-

len, das waren 4,2 Millionen Menschen, oder Juden (435 000 Personen) waren. Das 

heißt, eine Germanisierung dieses Territoriums mittels Umsiedlung musste mit extre-

mer Energie betrieben werden, wollte man die selbst gesteckten ehrgeizigen Ziele ei-

ner Entpolonisierung des Gebiets innerhalb von zehn Jahren erreichen.
26

 Dabei wird 

man bei genauerem Hinschauen sicherlich noch regionale Unterschiede innerhalb des 

Warthegaus feststellen können, was die Radikalität der Durchführung angeht, denn 

manch lokaler Besatzungsfunktionär war sicherlich vom Ehrgeiz getrieben, seinen 

Kreis an der Speerspitze der Germanisierung zu wissen, und agierte dementsprechend 

radikal – wohlwissend, auf das Wohlwollen seiner Vorgesetzten bauen zu können und 

sich so zu profilieren. 

So gab es in der Anfangszeit eine Reihe sogenannter „wilder“ Vertreibungen von 

Polen und Juden, bevor sich ein allgemeines Verfahren durchsetzte. Dieses wurde erst 

Anfang Dezember 1939 mit dem 1. Nahplan, den das Reichssicherheitshauptamt auf-

gestellt hatte, etabliert. Dieser sah vor, vom 1. bis zum 17. Dezember Platz für 40 000 

baltendeutsche Umsiedler zu schaffen. Um das zu erreichen, wurden 87 838 Polen 

und Juden (überwiegend Polen) in 80 Transporten ins GG deportiert. Die Vorauswahl 

der zu verschleppenden Menschen hatten Sicherheitsdienst und Zivilverwaltung ge-

troffen. Ursprünglich hatte hier eine Staffelung wirksam werden sollen: Diejenigen 

                                                           
23

  Vgl. BROSZAT (wie Anm. 6), S. 66 f. Ausführlich dazu LENIGER (wie Anm. 10), S. 91-124. 
24

  Vgl. MICHAEL ALBERTI: Die Verfolgung und Vernichtung der Juden im Reichsgau Warthe-

land 1939-1945, Wiesbaden 2006, S. 56 f. 
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Personengruppen, die besonders unerwünscht waren, sollten zuerst deportiert werden, 

die anderen später. Das heißt in erster Linie Juden, dann diejenigen Polen, die nach 

1918 in diese Gebiete zugezogen waren, und führende, als deutschfeindlich angese-

hene Polen. In der Praxis sah das oft anders aus: Die Auswahl der Personen war stär-

ker an ihrem Besitz orientiert als an ihrer Gruppenzugehörigkeit, so dass zunächst nur 

wenige Juden den Volksdeutschen weichen mussten, da sie überwiegend in den Städ-

ten lebten, aber in erster Linie Höfe freigemacht werden sollten. Um ihre Vorgaben 

zu erfüllen, gingen örtliche Instanzen auch dazu über, unterschiedslos die Bewohner 

ganzer Straßenzüge innerhalb kürzester Zeit zu vertreiben.
27

 

Bereits diese erste Deportationswelle blieb hinter den Erwartungen der National-

sozialisten zurück und verlief noch dazu oft chaotisch. Die baltendeutschen Neuan-

kömmlinge etwa mussten häufig die brutale Vertreibung der Polen mit ansehen. Die 

zuständigen Stellen im GG informierte man oft zu spät oder gar nicht über ankom-

mende Züge mit Vertriebenen aus den annektierten Gebieten, so dass die Verwaltung 

dort vollkommen unvorbereitet war. Mitunter verweigerte sie schlicht die Aufnahme 

der Menschen. Die Folge war, dass Züge tagelang umherirrten und viele Menschen 

durch Hunger und Kälte umkamen.
28

 

Die hierdurch hervorgerufene Zuspitzung der ohnehin noch weitgehend ungeord-

neten Zustände im GG rief heftige Proteste der dortigen Verwaltung auf allen Ebenen 

hervor. Auch die Wehrmacht wehrte sich gegen eine derart vonstatten gehende Umsied-

lungspolitik. Ihre Proteste fanden schließlich Gehör – im März 1940 verhängte Göring 

einen Deportationsstopp ins GG. Himmlers Umsiedlungspolitik war damit zum ersten 

Mal in eine Sackgasse geraten – es sollte nicht das letzte Mal sein.
29

 

 

 

Siedlungspolitik und Judenmord 
 

Spätestens in dieser Situation, oder – aus Sicht der Nationalsozialisten – in dieser Pro-

blemlage, ergab sich die enge Verzahnung der Judenpolitik mit der Volkstumspolitik. 

Symptomatisch hierfür ist allein schon ein Blick auf die Zuständigkeiten in den mit 

der Umsiedlung befassten Behörden, in denen eine Doppelzuständigkeit für die An-

siedlung von Volksdeutschen und die Vertreibung der Polen auf der einen und für die 

Judenpolitik auf der anderen Seite gang und gäbe war, angefangen bei Himmler an 

der Spitze. Reinhard Heydrich etwa vereinigte beide Zuständigkeiten in sich als Chef 

des Reichssicherheitshauptamtes, Adolf Eichmanns dortige Abteilung ebenso.
30

 

Das Stocken der Deportationen ins GG ab Februar 1940 und der Stopp ab März 

und die gleichzeitig fortgesetzte und noch gesteigerte „Heimholung“ von Volksdeut-

schen führten unmittelbar zu einer drastischen Verschlechterung der Lage der Juden im 

                                                           
27
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Warthegau. Nun begannen die Besatzer in den Landkreisen und vor allem auch in 

Lodz/Litzmannstadt mit der Einrichtung von Ghettos, um Platz zu schaffen. Noch 

rechneten sie fest damit, dass dies Übergangslösungen seien und sie bald wieder mit 

der „Abschiebung“ der Juden ins GG beginnen könnten.
31

 

Mit der Umsiedlungspolitik im Herbst 1939 war eine, wie Hans Mommsen es nann-

te, „Spirale der Austreibungspolitik“
32

 in Gang gesetzt worden, die immer größere Aus-

maße annahm, immer wieder in Sackgassen geriet, trotzdem aber in immer umfassen-

deren Planungen nicht nur fortgesetzt, sondern, zumindest auf dem Reißbrett, immer 

ausufernder wurde. Ohne dass die Probleme in den annektierten Gebieten auch nur 

annähernd gelöst waren, weitete Himmler unermüdlich die Heimholung von Volksdeut-

schen aus. Die Lösungen, auf die man sich verstieg, blieben aber Schimäre, etwa der 

sogenannte „Madagaskar-Plan“, der nach dem siegreichen Ende des Krieges gegen 

Frankreich kurzzeitig Konjunktur hatte.
33

 Die Deportation aller Juden aus dem deut-

schen Herrschaftsbereich nach Madagaskar, so die Überlegung, sollte den Knoten in 

der Umsiedlungspolitik zerschlagen. Diese Blase allerdings zerplatzte schnell. Die auf 

dieser Planungsgrundlage bereits begonnenen Umsiedlungen von Volksdeutschen aus 

Litauen, Bessarabien und der Bukowina jedoch liefen ungemindert fort.
34

 

Zugleich wurden die Dimensionen der vorgesehenen Vertreibung von Polen im-

mer höher getrieben. Von Ende April bis Oktober 1940 machte sich das Reichssicher-

heitshauptamt an die Realisierung des sogenannten „2. Nahplans“ – monatlich 10 000 

bis 15 000 Menschen sollten über die Lager der Umwandererzentralstelle ins GG ver-

trieben werden. Die Richtlinien des Reichssicherheitshauptamtes zeigen, dass neben 

allem anderen Elend, das damit über die Menschen kam, dies auch ein großer Raub-

zug war: 

„Pro Pole ein Koffer mit Ausrüstungsgegenständen (kein sperrendes Gut), vollständige Be-

kleidung, pro Pole eine Decke (keine Betten), Verpflegung für 14 Tage […]. Nicht mitge-

nommen werden dürfen: Wertpapiere, Devisen, Sparkassenbücher usw., Wertsachen jeder 

Art (Gold, Silber, Platin – mit Ausnahme des Eheringes).“
35

 

In der Regel fand die Vertreibung von den Höfen und aus den Häusern innerhalb 

weniger Minuten statt, oft auch nachts. Die Volksdeutschen sollten unmittelbar nach 

Abtransport der Polen den Hof übernehmen, damit etwa bei der Versorgung des Viehs 

keine Unterbrechungen aufkamen. Bis Ende 1940 waren seit Beginn der deutschen 

Besatzungsherrschaft insgesamt etwa 260 000 Polen ins GG deportiert worden.
36

 

                                                           
31

  Vgl. ALBERTI (wie Anm. 24), S. 154 f. u. 197 f.; ALY, „Judenumsiedlung“ (wie Anm. 9), 
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32

  MOMMSEN (wie Anm. 7), S. 77. 
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  Zum Madagaskar-Plan vgl. MAGNUS BRECHTKEN: „Madagaskar für die Juden“. Antisemiti-

sche Idee und Praxis 1885-1945, München 1997; HANS JANSEN: Der Madagaskar-Plan. Die 

beabsichtigte Deportation der europäischen Juden nach Madagaskar, München 1997. 
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  Vgl. ALY, „Judenumsiedlung“ (wie Anm. 9), S. 84. 
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  Zitiert nach BROSZAT (wie Anm. 6), S. 94. 
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  Vgl. ebenda, S. 93-97. 
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Im November 1940 verhinderte eine Transportsperre wegen des beginnenden Trup-

penaufmarsches im GG eine Fortsetzung. Himmler hatte sich erneut in eine Sackgasse 

manövriert. Zu Hunderttausenden saßen Menschen in Auffanglagern fest oder waren 

in Ghettos unter unhaltbaren Zuständen eingepfercht. Die voreilig in den Warthegau 

geholten Volksdeutschen – im Winter 1940 waren es gut eine Viertelmillion Men-

schen – fristeten ein Lagerdasein. Sie wirkten zwangsläufig „als permanenter An-

trieb“
37

 zur weiteren Vertreibung von Polen und Juden. Als Lösung sah Himmler eine 

Verschärfung der Judenpolitik im GG, die er Hand in Hand mit der dortigen Zivilver-

waltung umsetzte: 

Im Westen des Distrikts Warschau wurde die teilweise schon früher begonnene 

Ghettoisierung der dortigen Juden weiter vorangetrieben, da dort etwa 62 000 Polen 

aus den annektierten Gebieten aufgenommen werden sollten. Überdies flohen unab-

lässig Menschen aus dem Warthegau in diesen benachbarten Distrikt. Ab Januar 1941 

schließlich wurden die Juden aus diesen Kreisen in das Warschauer Ghetto umgesie-

delt – die Rede ist hier von 72 000 Menschen. Die ohnehin schon katastrophalen Be-

dingungen dort verschlimmerten sich dadurch erheblich.
38

 

Trotz aller Probleme erarbeitete das Reichssicherheitshauptamt einen 3. Nahplan 

für 1941, demzufolge 350 000 Menschen deportiert werden sollten. Diese weitere Zu-

spitzung der Bevölkerungsverschiebung kam jedoch Mitte März 1941 mit einer end-

gültigen Transportsperre wegen der Vorbereitungen des Überfalls auf die Sowjetuni-

on vollends zum Erliegen. Spätestens jetzt hatten sich die NS-Volkstumspolitiker in 

eine ausweglose Lage gebracht: Die Ansiedlung der Volksdeutschen war fast voll-

kommen zum Erliegen gekommen, weil die Deportation von Polen und Juden ins GG 

unmöglich geworden war. Das Ergebnis war ein gesteigerter Handlungsdruck.
39

 

Diese Konstellation führte dazu, dass nun die Judenpolitik, die bisher hinter der 

Ansiedlung der Volksdeutschen zurückstehen musste, da beides gleichzeitig nicht um-

zusetzen war, eine erhebliche Radikalisierung erfuhr und im Spätsommer/Herbst 1941 

schließlich in den Massenmord mündete. Dabei spielte sicherlich eine Rolle, dass eine 

Gewöhnung an Mord als „Problemlösung“ bereits früher eingesetzt hatte. Zu Tausen-

den waren zum Beispiel schon früher Insassen von Heil- und Pflegeanstalten in den 

annektierten Gebieten ermordet worden, um unter anderem Platz für Volksdeutsche 

zu schaffen. Vor allem aber war es der Krieg gegen die Sowjetunion und die Massen-

erschießungen der Einsatzgruppen, die zu einer neuen Eskalationsstufe führten. Dies 

gilt umso mehr, als sie einhergingen mit umfangreichen mörderischen Planungen zur 

rassischen Neugestaltung ganz Osteuropas, in denen der Tod von über 30 Millionen 

Menschen entweder durch direktes Morden oder durch den Hungertod einkalkuliert 

war. Schließlich startete überdies auf Anordnung Hitlers im September 1941 die De-

portation von Juden aus dem Deutschen Reich (auch in den Warthegau). Nun wurden 
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  Ebenda, S. 96. 
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die schon früher angedachten Mordpläne im Warthegau in die Praxis umgesetzt und 

in Kulmhof (Chełmno) eine Vernichtungsstation errichtet, in der die einheimischen 

Juden ab dem 8. Dezember 1941 umgebracht wurden. Zum Einsatz kam hier das „SS-

Sonderkommando Lange“, das bereits mit der von ihm durchgeführten Ermordung der 

Geisteskranken mörderischer Teil der negativen „Bevölkerungspolitik“ im Warthegau 

gewesen war.
40

 

 

 

Schleppender Fortgang 
 

Die Umsiedlungspolitik im Warthegau aber lief nur noch erheblich verlangsamt und 

kam Ende 1942 schließlich an ihr Ende. Bezogen auf den gesamten deutschen Herr-

schaftsbereich im Osten allerdings trieb Himmler die Planungen und auch einzelne 

Projekte weiter voran. 

Es hatte bereits früher umfassendere Pläne zur Volkstumspolitik, zur Germanisie-

rung des „neuen Lebensraumes“ im Osten gegeben, doch der im Sommer 1942 be-

schlossene Generalplan Ost stellte alles bisher Dagewesene weit in den Schatten. Die-

ses monatelang im Kreise vorwiegend junger Experten aus der SS oder aus deren Um-

kreis diskutierte Projekt trieb die rassischen Neuordnungsphantasien Himmlers auf die 

Spitze. Vorgesehen war die Deportation von mindestens 30 Millionen Menschen, in 

anderen Berechnungen gar von 46 bis 51 Millionen Menschen, sowie die Ansiedlung 

von Deutschen bis weit in die Sowjetunion.
41

 

Diesen Plan konnte Himmler nicht mehr in die Praxis umsetzen – wo immer es 

aber möglich war, hat er Pilotprojekte begonnen und zumindest, sofern es in seiner 

Macht stand, Gegenläufiges blockiert. Das zeitigte auch Folgen in Polen, allerdings 

im Osten des GG, in der Region Zamosch (Zamość) im Distrikt Lublin. Zwischen En-

de November 1942 und Sommer 1943 vertrieb die SS dort etwa 100 000 Menschen 

aus rund 300 Dörfern und trennte überdies viele Kinder von ihren Eltern und schickte 

sie als „wiedereindeutschungsfähig“ nach Deutschland. Dieses mit großer Energie be-

triebene Projekt scheiterte aber auf ganzer Linie. Es trat ein, wovor Generalgouver-

neur Frank und andere immer gewarnt hatten: Die gesamte Region geriet in Aufruhr, 

die örtlich operierenden Partisanenverbände erhielten massiven Zulauf und viele Men-

schen flohen. Daran konnte auch der verstärkte Terror von deutscher Seite kaum et-

was ändern, so dass bald die Lage im gesamten GG zu kippen drohte, das zuvor 
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  Zur zentralen Rolle des „Warthegaus“ im Übergang zum systematischen Massenmord an den 

Juden vgl. ALBERTI (wie Anm. 24); ALY, „Endlösung“ (wie Anm. 4); PETER LONGERICH: Die 
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eigentlich recht ruhig geblieben war. Überdies kamen statt der erhofften 50 000 volks-

deutschen Neusiedler nur 10 000 in die Region.
42

 

Letzteres war ein Problem, das – trotz der hunderttausenden Volksdeutschen, die 

von überall her geholt wurden – von Anfang an die Siedlungs- und Germanisierungs-

politik beeinträchtigte: Es fehlte für die Realisierung derart umfassender Vorstellun-

gen schlicht an Menschen, zumal Himmler lange an einer strikten Linie festhielt und 

1942 zum Beispiel noch die Leitlinie ausgab: „Unsere Aufgabe ist es, den Osten nicht 

im alten Sinne zu germanisieren, das heißt den dort wohnenden Menschen deutsche 

Sprache und deutsche Gesetze beizubringen, sondern dafür zu sorgen, daß im Osten 

nur Menschen wirklich deutschen, germanischen Blutes wohnen.“
43

 Damit lag er im 

Grunde genommen auf der eingangs geschilderten Linie Hitlers. Die Konsequenz dar-

aus wäre allerdings eine Entvölkerung der eingegliederten Gebiete gewesen, da zum 

einen nicht genügend Neusiedler vorhanden waren und zum anderen eine klare ethni-

sche Trennung schlicht unmöglich war. Nolens volens tolerierte Hitler daher das Zu-

rückrudern mancher Behörden in den eingegliederten Gebieten zu einer gewissen As-

similierungspolitik.
44

 

Zentrales Element dieser Politik war die im März 1941 für alle annektierten Ge-

biete eingeführte Deutsche Volksliste. Im Warthegau hatte sie als Ausgrenzungsin-

strument gegen die Polen bereits früher existiert. In umfangreichen „Musterungen“ 

durch die Rasseexperten sollte die gesamte Bevölkerung bewertet und entweder als 

weitgehend entrechtete „Schutzangehörige des Reiches“ eingestuft oder aber in eine 

von vier Kategorien der Deutschen Volksliste eingereiht werden, mit denen gestaffelt 

bestimmte Rechte verbunden waren. Das wurde in den eingegliederten Gebieten aber 

unterschiedlich streng gehandhabt. Während in Danzig-Westpreußen oder in Ostober-

schlesien mehr als die Hälfte der gesamten Bevölkerung in die Deutsche Volksliste 

aufgenommen wurde, verfolgte Reichsstatthalter Greiser, weiterhin in treuer Einigkeit 

mit Himmler, einen rigiden Kurs – nur rund 12 Prozent der Bevölkerung wurden in 

die Deutsche Volksliste aufgenommen.
45

 

Der Reichsgau Wartheland, das wird deutlich, war die zentrale Drehscheibe der 

nationalsozialistischen Umsiedlungspolitik, wo zudem eine besonders radikale Politik 

betrieben wurde, deren Ziel ein in jeder Hinsicht mustergültiger Gau im Sinne der Na-

tionalsozialisten war. Die Folge dieser Politik waren Völkermord und Vertreibungen 

in horrendem Ausmaß. Dieses Kapitel der deutschen Besatzungsherrschaft in den an-
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  Vgl. hierzu die immer noch grundlegende Quellenedition: Zamojszczyzna – Sonderlabora-

torium SS. Zbiór dokumentów polskich i niemieckich z okresu okupacji hitlerowskiej [Die 
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nektierten Gebieten ist bis heute in der Bundesrepublik weitgehend unbekannt, wäh-

rend in Polen die Erinnerung daran nach wie vor sehr lebendig ist. Nicht zuletzt diese 

Diskrepanz hat in der jüngsten Vergangenheit immer wieder zu Komplikationen in 

den deutsch-polnischen Beziehungen geführt, sah und sieht man doch in Polen die 

polnischen Opfer in Deutschland nicht hinreichend gewürdigt. Verschärft wird dies 

durch die freilich verzerrte Wahrnehmung in Polen, viele Deutsche würden zugleich 

eine Opferrolle für sich reklamieren wollen, indem Flucht und Vertreibung stärker in 

den Vordergrund rückten – nicht zuletzt und vor allem durch die Einrichtung eines 

Zentrums gegen Vertreibung in Berlin. 
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Polnische Zeitzeugen berichten 

von 

Andrzej  S a k s o n  

 

 

 

 

 

Aus den aufgezeichneten Erinnerungen und dem erhaltenen Archivmaterial tritt uns 

ein dramatisches Bild von der Aussiedlung der polnischen Bevölkerung sowie vom 

Alltagsleben im besetzten Großpolen entgegen. Was die Aussiedlung betrifft, so be-

schreiben die Erinnerungen vor allem die angsterfüllten Tage und Wochen des War-

tens auf die Deportation. Weiterhin finden wir in den Aufzeichnungen detaillierte Be-

schreibungen, wie die Betroffenen aus ihren Wohnungen vertrieben wurden. Als ge-

sonderte Phase der Aussiedlung wird der Aufenthalt an Sammelpunkten oder auch in 

Durchgangslagern beschrieben. Die letzte Etappe des Martyriums war der Transport 

ins Unbekannte, die Ankunft und der Aufenthalt in der Verbannung. 

Nach Ansicht von Andrzej Kwilecki
1
 wurde als „besonders rücksichtslos und in-

human“ beschrieben und bewertet,  

„dass man die Menschen ohne Vorwarnung aussiedelte, dass man sie nachts aus ihren Bet-

ten holte, keine Rücksicht auf Alter und Gesundheitszustand der Umsiedler nahm, ihnen 

Lebensmittel, Geld und Erinnerungsstücke wegnahm, sie durch Frost und Regen jagte, sie 

bei Leibesvisitationen sich nackt ausziehen ließ, in den Durchgangslagern Familien ausein-

anderriss und völlig wehrlose Menschen – darunter Frauen und Kinder – mit Schusswaffen 

bedrohte. Die Verfasser der Erinnerungen bewerten es übereinstimmend als Lust an der Er-

niedrigung der von der Umsiedlung betroffenen Polen vor den Augen der übrigen Bevölke-

rung (der polnischen ebenso wie der deutschen), dass man ihnen ‚wie Verbrechern‘ starke, 

schwer bewaffnete Eskorten zuteilte. Auch wenn sich im Lichte der Augenzeugenberichte 

die Umsiedlungsaktion insgesamt als konsequent funktionierendes System von Vorschrif-

ten und ihrer Umsetzung darstellt, so sprechen die Verfasser der Erinnerungen doch in ers-

ter Linie über das individuelle Verhalten der Besatzer und vom Vorgehen der Funktions-

träger, die mit der Umsiedlung unmittelbar befasst waren. Diese Dinge, die jeder Umsied-

ler beobachtete und emotional durchlebte, waren einfach leichter zu erfassen als die lang-

fristigen Ziele der nationalsozialistischen Politik.“
2
 

Kwilecki schreibt weiter:  

„Das Vorgehen der Deutschen, die sich an der Umsiedlung beteiligten und von ihr profi-

tierten, die gewissermaßen aus eigenem Antrieb die Polen verfolgten, steigerte das Grauen 
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  ANDRZEJ KWILECKI: Wysiedlenia na ziemiach polskich w świetle pamiętników [Die Aus-
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und die Brutalität der Umsiedlung. Das die Vertreibung aus den Wohnungen begleitende 

Donnern mit Gewehrkolben gegen Türen, Fenster und Fußböden, die allgemein gängigen 

Beleidigungen, die Tritte, das Schlagen von Kindern vor den Augen ihrer Eltern und von 

Erwachsenen vor den Augen ihrer Kinder, die Flut von Schimpfwörtern gegen Einzel-

personen und die Schmähung des ganzen polnischen Volkes, die Zerstörung von Familien-

andenken und patriotischen Erinnerungsstücken, sogar die Beschlagnahmung von Kinder-

spielzeug wird in den Erinnerungen als Kampf von Vertretern der deutschen Nation gegen 

die Polen gesehen, der die Vernichtung einer wehrlosen Bevölkerung bezweckte. Wenn die 

Aufzeichnungen gelegentlich Zeugnis von einer menschlicheren Haltung einzelner Deut-

scher ablegen, so sind dies stets nur Fälle eines weniger grausamen Vorgehens, aber nie-

mals einer Kritik, Verzögerung oder Sabotierung der Umsiedlungsaktion als solcher.“
3
 

Die in den Erinnerungen beschriebenen Beispiele, so der Autor,  

„zeigen deutlich, dass es ein bestimmtes Muster der Haltung der Deutschen gegenüber den 

Polen in den ‚in das Reich eingegliederten‘ Gebieten gab, das strikt befolgt wurde. Beson-

ders klar zutage trat dieses Muster während der Umsiedlungsaktionen. Es beruhte auf der 

Betonung der Stärke der Deutschen, die als die Sieger und aufgrund der ihnen zugeschrie-

benen rassischen Überlegenheit im Besitz sämtlicher Rechte waren, während die Polen im 

Gegensatz dazu als ‚besiegte‘ und zu einer niederen Rasse gehörende Nation erniedrigt und 

gedemütigt wurden. Dieses Muster wurde in vielen Verordnungen und Instruktionen präzi-

siert; im November formulierte es Gauleiter Greiser in einer Rede in Gnesen vor Parteimit-

gliedern kurz und präzise: ‚Wir müssen unserer Arbeit das folgende Prinzip zugrunde le-

gen: Wer nicht für uns ist, ist gegen uns und wird im Wartheland vernichtet. Ich verlange 

von euch, dass ihr brutal seid, hart und noch mal hart.‘“
4
 

Es folgen drei Berichte von Einwohnern der Stadt Posen: 

„9. November 1939. Ein recht milder Tag, der nicht ahnen lässt, was passieren wird. 

Abends sitze ich mit der ganzen Familie beim Abendessen. Plötzlich hören wir einen unbe-

schreiblichen Lärm: Jemand donnert an das Eingangstor. Wir sind alle zu Tode erschro-

cken. Schließlich fasst jemand Mut und geht aufmachen. Unter Gebrüll dringt eine Horde 

deutscher Soldaten ein und stürmt in kleinen Gruppen in die einzelnen Wohnungen. Depor-

tation! Wohin und zu welchem Zweck, wissen wir nicht. In unsere Wohnung dringen sie-

ben Halunken in Uniform ein. Einer davon ist ein NSDAP-Leiter, einer ein Gestapo-Mann, 

der Rest Schutzpolizei. ‚In fünfzehn Minuten raus‘, so lautet der kategorische Befehl, der 

mit einem überzeugenden Argument bekräftigt wird: dem Donnern eines Karabinerkolbens 

gegen den Fußboden. Mitnehmen dürfen wir nur die Kleidung, die wir am Leib tragen, und 

ein wenig zu essen. Der Rest ist zu Gunsten des Staates ‚beschlagnahmt‘. Meine kleine 

zehnjährige Schwester will ihr Kopfkissen vom Bett mitnehmen – man reißt es ihr aus der 

Hand und wirft es auf den Boden. ‚Du polnisches Ferkel!‘, bekommt sie dazu noch zu hö-

ren. In uns empört sich alles, aber wir müssen die Zähne zusammenbeißen und uns zurück-

halten! Schließlich fahren Busse vor, in die wir verfrachtet werden – eine unendliche Ko-

lonne, schließlich soll die ganze Straße deportiert werden. Es ist die Straße Za Bramką – 

sie ist bei der Deportation als erste an der Reihe; gewissermaßen eine Warnung vor den 

Methoden, derer sich die ‚Sieger‘ in Zukunft bedienen werden. Wir rollen eine halbe Stun-

de durch die Straßen der Stadt und fahren schließlich auf einen riesigen, von Stacheldraht 

umgebenen Platz, auf dem Baracken stehen. Es ist stockdunkel. Wo wir sind, wissen wir 
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vorerst nicht. Nach einer Weile stellt sich heraus, dass wir uns auf dem Gelände der frü-

heren Militärmagazine im Stadtteil Główna befinden.“
5
 

So wird die Vertreibung aus den eigenen vier Wänden von Kindern geschildert: 

„Die Nacht vom 18. auf den 19. Januar war furchtbar für mich. Die Gestapo brach das Tor 

auf und drang in den Hof ein. Dann brachen sie das zweite Tor auf und klingelten an der 

Wohnungstür. Vor Angst blieb mir fast das Herz stehen. Sie stürmten in die Wohnung und 

machten das Licht an; ich sah fünf Leute mit Karabinern, in Helmen und grünen Unifor-

men. Die Gestapo befahl uns, innerhalb von fünfzehn Minuten die Wohnung zu verlassen. 

Papa war nicht zu Hause, er war auf der Arbeit. Mama und ich quälten uns mit dem Pa-

cken. Als wir das Haus verlassen sollten, bat Mama die Gestapoleute zu warten, bis Papa 

von der Arbeit käme. Ein Gestapomann warf uns aus der Wohnung. Ich dachte: Dieser 

Deutsche hat wohl ein Herz aus Stein. Mein jüngerer Bruder und ich weinten. Einer der 

Deutschen hatte ein weicheres Herz, er wollte uns Bonbons geben, aber wir beschlossen, 

dass wir von solchen Teufeln nichts annehmen würden. Dann führten sie uns zu einem Bus 

in der Nähe des Theaters. In dem Auto waren schon andere Ausgesiedelte. Von dort aus 

fuhren sie uns zu den Baracken in Główna.“
6
 

„[...] eines Abends im Winter hatte sich Mama früher schlafen gelegt, weil sie krank war. 

Meine jüngere Schwester, die fünf Jahre alt war, half mir, das Geschirr vom Abendessen 

abzutrocknen. Dann legten wir uns alle schlafen. Papa schlief ein, Mama schlief noch nicht 

und ich auch noch nicht. Plötzlich klopfte jemand laut an die Tür. Mama sprang rasch aus 

dem Bett, ging zur Tür, schaute durch die Glasscheibe und sah einen Gendarmen und einen 

Mann in Zivil. Sie riefen, sie solle aufmachen. Mama öffnete die Tür, sie kamen herein, 

machten überall Licht an und befahlen uns, die Wohnung zu verlassen. Unser Nachbar 

kam, half uns beim Anziehen und Packen; meine Schwester und ich weinten die ganze 

Zeit, aber es half alles nichts. Sie standen dabei und ließen uns nichts mitnehmen, nur ein 

Federbett und ein paar Kopfkissen; das alles musste man heimlich an sich nehmen, denn 

wenn sie es sahen, befahlen sie gleich, es da zu lassen. 

Als alles gepackt war, mussten wir die Wohnung verlassen, sie versiegelten die Tür und 

führten uns auf die Straße, wo schon ein Bus stand. Er fuhr uns zu den Baracken, wo uns 

bei der Leibesvisitation alles Geld abgenommen wurde. Dann gingen wir zu einer anderen 

Baracke. Kaum hatten wir sie betreten, da schlug uns schon eine unheimlich stickige Luft 

entgegen, die Feuchtigkeit dort war furchtbar, nachts tropfte das Wasser von der Decke auf 

uns herab. So campierten wir zwei Wochen in den Baracken. Nach zwei Wochen deportier-

te man uns in das Generalgouvernement [GG]. In Radom auf dem Bahnhof wurden wir 

rausgelassen. Damals herrschte strenger Frost.“
7
 

Die Deportationen verliefen häufig sehr brutal. Hier ein Bericht aus Blizanowo bei 

Kalisz: 

„Die letzte Oktobernacht des Jahres 1940 war furchtbar. Wir wohnten in Blizanowo. Mein 

Vater war in Gefangenschaft. In jener denkwürdigen Oktobernacht fiel Schneeregen. Wir 
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waren früher als sonst schlafen gegangen. Gegen Mitternacht hörten wir, dass jemand ans 

Fenster klopfte. Das war das verabredete Zeichen, dass etwas Schlimmes geschah. Unsere 

Mama stand auf, um nachzusehen, was los war. Weil es eine finstere Nacht war, konnte sie 

nichts sehen, man hörte nur von ferne irgendwelche Stimmen und das Knurren wach ge-

wordener Hunde. Plötzlich ein erdbebengleiches und von Flüchen begleitetes Hämmern 

gegen unsere Tür. Unsere Tante öffnete und stand vor zwei Deutschen, einem Gendarmen 

und einem SS-Mann. Sie konnte noch schreien: ‚Die Deutschen!‘, dann wurde sie von dem 

Gendarmen zu Boden gestoßen. In der unheilvollen Stille, in der wir voller Furcht nur das 

Schlagen unserer Herzen hörten, ertönte die donnernde Stimme des Deutschen: ‚In zehn 

Minuten müsst ihr fertig sein.‘ Unsere Mama erlitt vor Schreck oder vielleicht auch vor 

Verzweiflung einen Herzanfall. Da ließen wir alle die Hände sinken und wussten nicht, 

was wir tun sollten. Unsere Tante, die einzige von uns, die noch einen kühlen Kopf be-

wahrt hatte, begann Mama zu helfen, die uns, als sie wieder zu sich kam, sagte, die besse-

ren Sachen sollten wir anziehen. Kurz darauf kamen zwei deutsche Frauen dazu und ver-

boten uns, etwas mitzunehmen. Mir zogen sie meine Pelzjacke vom Leib, meinem Bruder 

den Schafpelz, und sie nahmen uns alle etwas wertvolleren Gegenstände ab. Einer der 

Gendarmen packte Schinken und Brötchen aus und begann mit großem Appetit zu essen. 

Mein kleiner Bruder, der zweijährige Antoś, bat um Essen. Doch das schien den Appetit 

des Deutschen nur noch mehr anzuregen. Unsere Tante machte Feuer, um Milch zu ko-

chen. Der Gendarm schlug ihr ins Gesicht und sagte: ‚Ihr polnischen Schweine, verhungern 

sollt ihr.‘ Sie jagten uns ohne alles aus dem Haus. Unsere Nachbarin, eine alte Frau, trug 

uns ein Päckchen hinterher und sagte: ‚Nehmt das für die Kinder.‘ Es war ihr Federbett, 

denn unseres hatten wir nicht mitnehmen dürfen. 

Wir traten auf die Straße, zwei Gendarmen hinter uns. Unseren Blicken bot sich ein 

schreckliches Bild: Auf einer Strecke von zwei Kilometern ein Wagen hinter dem anderen 

und Leute mit Päckchen in den Händen, wie Verbrecher von Gendarmen mit schussberei-

ten Karabinern umringt. Die Deutschen, die uns eskortierten, hielten einen Wagen an und 

befahlen uns einzusteigen. Man fuhr uns zu einem ganz mit Schlamm bedeckten Platz. Wir 

wurden in Reihen aufgestellt, gezählt und aufgeschrieben. Dabei schlugen die Gendarmen 

Leute mit ihren Gewehrkolben, diese fielen in das Gemisch aus Schnee und Schlamm, und 

die Gendarme traten sie mit Füßen. Ein alter Mann flehte sie an, ihn hierzulassen, damit er 

in seiner Heimat sterben konnte. Er wurde mit einem Gewehrkolben gegen den Kopf ge-

schlagen, nach einer Weile schwankte er und stürzte blutüberströmt zu Boden – so blieb er 

in seiner Heimat. Kinder wurden ihren Eltern aus den Händen gerissen und in den 

Schlamm geworfen, aus dem man später nur noch ihre kleinen Leichen herauszog. Mein 

zweijähriger Bruder klammerte sich um den Hals unserer Mama und schrie: ‚Mama, 

Mama, gib mich nicht her!‘ Ich hielt ihn mit ganzer Kraft fest und rief: ‚Hilf ihm, lieber 

Gott!‘ Ein Gendarm, der das sah, schlug mich und ging weiter. 

Mit Fuhrwerken brachte man uns nach Kalisz. Dort wurden wir in ein Lager in der 

Poznańska-Straße gebracht, das schon voller Menschen und Ungeziefer war. Es war nicht 

auszuhalten. Dort waren wir drei Tage. – Andere Polen gaben uns zu essen, dafür wurden 

sie geschlagen, aber sie scherten sich nicht darum und halfen uns. Nach drei Tagen wurden 

wir in einen Zug verfrachtet, der weder Fenster noch sonst irgendwelche Öffnungen hatte. 

Die Schwächeren starben, Kinder erstickten. So erreichten wir Warschau. Dann wurde ich 

ohnmächtig, weil mir die Luft ausging. Als ich das Bewusstsein wiedererlangte, waren wir 

unter freiem Himmel. Es herrschte ein strenger Frost. Mama sagte mir, dass wir in Mińsk 

Mazowiecki waren. Nach einer Weile kamen viele Fuhrwerke mit Bauern, die uns mit zu 
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sich nahmen. Dort wurden wir herzlich empfangen, und man bemitleidete uns für unser 

Schicksal.“
8
 

Manch einer der Ausgesiedelten wurde zur Zwangsarbeit ins „Altreich“ deportiert. 

Hier der Bericht eines Mannes aus Wronki, der 1943 nach Berlin kam: 

„Näher und immer näher kommen die Explosionen und die Geräusche einstürzender Ge-

bäude. Stille. Wieder Explosionen. Dann wieder Stille. Der Bombenhagel scheint kein En-

de zu nehmen. Schließlich tritt ein deutscher Gendarm auf mich zu und fragt: ‚Ausländer?‘ 

‚Ja!‘ ‚Polacke?‘ ‚Ja!‘ ‚Wer hat dir erlaubt, du Mensch aus einem viehischen Volk, hier un-

ter deutschen Bürgern zu sein?‘ Ich schweige. Ich finde keine Worte zu meiner Verteidi-

gung, denn ich weiß nur zu gut, dass ich als Pole von den Deutschen für ein Tier gehalten 

werde und von vornherein zur Vernichtung bestimmt bin. In diesem Moment wurde der 

Gendarm vom Pfeifen einer fallenden Bombe abgelenkt, und ich verdrückte mich an das 

andere Ende des Luftschutzbunkers. 

Zwei Stunden verbrachten wir dort, dann meldeten die Sirenen das Ende des Luftan-

griffs. Ich verließ den Raum als erster, und folgendes Bild bot sich meinem Blick: Auf der 

Treppe, die zum Bunker hinunterführte, sah ich Menschen – zu Brei getrampelte Men-

schen, Menschen, die sich noch vor wenigen Augenblicken des Lebens gefreut hatten. Die 

Deutschen, die für ihre angeborene Ordnungsliebe und ihr Organisationstalent berühmt wa-

ren, hatten sich gegenseitig zu Tode getrampelt, als sie ihr Leben retten wollten. Das war 

wirklich ein grausiger Anblick. Alle Körperteile lagen einzeln umher, alles war zertrampelt 

und durcheinandergeworfen. 

Und doch ließ mich dieser Anblick, dieses Werk des Todes völlig kalt. Ich rief mir das 

Leid in Erinnerung, das die Deutschen uns angetan hatten, alle Flüche und Schimpfwörter, 

mit denen sie uns überschüttet hatten, und kam zu dem Schluss, dass das Jahr 1944 ein Jahr 

der Rache sein müsse, die Vergeltung für die an allen Völkern Europas begangenen Unta-

ten.“
9
 

Besondere Aufmerksamkeit in den verschiedenen Beschreibungen des Besatzungsall-

tags im Wartheland verdienen u.a. die Beziehungen zwischen den Polen und den di-

versen Gruppen der deutschen Bevölkerung, d.h. den Volks-, Reichs- und Baltendeut-

schen, und die Beschreibungen der täglichen Sorgen und Probleme im Zusammen-

hang mit den schwierigen Lebensbedingungen. 

Der im Untergrund erscheinende Biuletyn Zachodni beschreibt die alltäglichen Schi-

kanen im Wartheland: 

„Den Polen in den in das Reich eingegliederten Gebieten ist unter Androhung sofortiger 

Schläge und strenger Strafen verboten: 

 die Kirche zu besuchen und ihre Religion auszuüben, 

 an irgendeiner Form von gesellschaftlichem, Gemeinschafts- oder Berufsleben teilzu-

nehmen, 

 sich öffentlich der polnischen Sprache zu bedienen, 

 polnische Orts- und Straßennamen zu verwenden, 
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 die Oper, das Theater [...], Museen, Bibliotheken, wissenschaftliche Einrichtungen, 

Konzerte, Ausstellungen [...] zu besuchen, 

 sich, von einigen Ärzten abgesehen, freiberuflich zu betätigen, 

 größere Park- und Grünanlagen zu betreten, öffentliche Lokale, Restaurants, Cafés 

oder Bars zu besuchen, 

 Kleider und Schuhe zu erwerben, die man nur auf Karte bekommt [...], 

 ohne einen namentlichen Passierschein, der nur schwer zu bekommen ist, Zug zu fah-

ren, 

 Eilzüge und Busse zu benutzen, 

 Kutsche zu fahren, 

 Fahrrad zu fahren (nur zur Arbeit, wenn diese mindestens 2 km entfernt liegt; die 

Fahrräder der Polen sind besonders gekennzeichnet), 

 irgendwelche Immobilien zu besitzen, 

 Sportanlagen, Schwimmbäder usw. zu benutzen, 

 Photoapparate, Grammophone oder Schallplatten zu besitzen, 

 außerhalb der festgelegten Zeiten in Geschäften einzukaufen. 

Das polnische Leben in den Westgebieten ist auf Schritt und Tritt von Stacheldraht, Ver-

boten, Beschränkungen und der Aufschrift ‚Strengstens verboten!‘ bewehrt.“
10

 

Aus den Berichten, die u.a. im Archiv des Zweiten Weltkriegs im Westinstitut gesam-

melt sind, tritt uns folgendes Bild von den Beziehungen zwischen Polen und Deut-

schen – darunter den Baltendeutschen – entgegen: 

„Als Erstes tauchten in unserer Gemeinde Beamte aus dem Reich auf. Im Zusammenhang 

mit ihrem Zustrom begann man die Polen in den Wohnungen enger zusammenzupferchen, 

ihnen ihre Möbel und sogar Bettwäsche und Garderobe wegzunehmen. Sobald die Besatzer 

die Transportschwierigkeiten gelöst hatten, organisierten sie Ende November 1939 den ers-

ten Aussiedlertransport in das GG. Mit der zweiten Welle kamen die deutschen Ansiedler 

aus den baltischen Staaten, die so genannten Baltendeutschen, und daher bekam fast über-

all in der Region Posen jeder spätere Ansiedler, egal aus welchem Gebiet er kam, den 

Spitznamen ‚Baltok‘ und wurde sogar von den Deutschen schon so genannt. Unmittelbar 

nach den ‚Baltendeutschen‘ kamen die Siedler aus Bessarabien, vor allem Bauern. Sie über-

nahmen die Höfe der ausgesiedelten Polen, nur wenige Stunden nach deren Abtransport.“
11

 

„Die besten und größten Bauernhöfe bekamen die Baltendeutschen. Die Deutschen aus 

Galizien erhielten in der Regel kleinere Höfe. So wurden z.B. in Trzuskołoń (Kreis Gne-

sen) bei der Aussiedlung fast aller Bauern (Juli 1940) die beiden größten Höfe (jeweils ca. 

30 ha) eigens zurückbehalten, weil die eingetroffenen Siedler aus Galizien stammten. Erst 

1942 siedelte man Baltendeutsche auf diesen beiden Höfen an. Am schlechtesten wurden 

die Deutschen aus Bessarabien behandelt. Sie bekamen die kleinsten Höfe, meistens nur 

Häuser ohne Land. Sie verdingten sich in den Dörfern als Landarbeiter auf den Bauernhö-

fen.“
12
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„Die neuen Siedler, die die Höfe übernahmen, führten zu einem deutlichen Niedergang der 

Landwirtschaftskultur und überhaupt der Höfe. Sie machten von dem Recht Gebrauch, den 

Hof bis zu drei Mal zu wechseln. Wenn sie also von einem Hof zum nächsten gingen, 

ließen sie auf dem ersten fast nichts unversehrt zurück, sondern töteten alle Schweine und 

das gesamte lebende Inventar, und dasselbe taten sie auf dem zweiten Hof, wenn sie zum 

dritten wechselten. Außerdem bestellten sie den Boden auf andere Weise als die Polen, sie 

standen auf einer viel niedrigeren Kulturstufe als wir.“
13

 

„Die umgesiedelten Balten waren den Polen gegenüber auch nicht freundlich eingestellt. 

Es gab unter ihnen übrigens verschiedene Kategorien, unter anderem auch Letten, die sich 

als Deutsche ausgaben. Sie kamen mit dem Gefühl, dass ihnen Unrecht widerfahren sei, ins-

besondere behaupteten sie, dass sie in den baltischen Ländern große Güter hätten zurück-

lassen müssen. Sie waren fanatische Deutsche und bestahlen die Polen auf Schritt und 

Tritt.“
14

 

Bemerkenswert ist auch das Verhältnis der Deutschen untereinander. Hier waren 

landsmannschaftliche Vorurteile wirksam. Insbesondere Preußen und Bayern konnten 

einander nicht leiden: 

„Aus Erzählungen sowie aus eigenen Beobachtungen weiß ich, dass die Reichsdeutschen 

den Volksdeutschen nicht trauten. Sie verachteten sie so wie auch die Baltendeutschen. Die 

Letzteren nannten sie häufig ‚die dummen Hottentotten‘. Sie gaben den Deutschen aus den 

baltischen Ländern Arbeit, aber sie taten es ungern. Mein Vater war in der Stadtverwaltung 

als Finanzvollstrecker beschäftigt. Einmal führte er eine Zwangsvollstreckung bei einem 

SS-Mann durch. Dieser meldete sich am nächsten Tag bei meinem Vater im Büro und frag-

te, warum er das getan habe. Mein Vater erklärte, er habe auf Befehl eines deutschen Be-

amten gehandelt, der ein Baltendeutscher war. Daraufhin ging der SS-Mann zu diesem Be-

amten und schlug ihn ins Gesicht. Die Einstellung der Baltendeutschen zu den Polen war 

unterschiedlich; manchmal verhielten sie sich ihnen gegenüber sehr feindselig, manchmal 

wiederum sehr herzlich.“
15

 

„Eine Veränderung im Verhalten der Deutschen war nach dem ersten großen Luftangriff 

Ostern 1944 zu beobachten. Die Deutschen begannen sich uns gegenüber zu rechtfertigen 

und sagten, sie seien vor allem von der Partei in Posen gegen uns aufgestachelt worden, 

man habe ihnen gesagt, die Polen seien Wilde, sie aber hätten festgestellt, dass es ganz an-

ders sei, vor allem dass die Polen ‚anständige, kulturelle Menschen‘ seien. Die Hilflosig-

keit der Nazi-Abwehr während des ersten und zweiten Luftangriffs (Ostern und Pfingsten) 

hatte ebenfalls einen großen Einfluss auf die Einstellung der Deutschen. In diesem Fall 

machten sie auch der Partei Vorwürfe.“
16

 

In das Gedächtnis vieler Posener und Großpolen haben sich auf besondere Weise die 

Praktiken eingegraben, die darauf abzielten, die Polen zu demütigen und in ihrem Na-

tionalstolz zu verletzen. Die folgenden Berichte beschreiben diese Verhältnisse: 

„20.04. Es gab eine Anweisung von oben, von der Parteiführung, dass die Deutschen sich 

nicht mit den Polen verbrüdern und keine gesellschaftlichen Beziehungen zu ihnen unter-

halten durften. Ein Deutscher gab keinem Polen die Hand, womit wir alle übrigens mehr 
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als einverstanden waren. Ein Pole galt überhaupt gar nicht als Mensch. Ein Deutscher 

durfte mit einem Polen machen, was er wollte. Beamte behandelten polnische Bittsteller 

mit Verachtung; übrigens wurden die Polen an gesonderten Anlaufstellen abgefertigt, es 

gab eigene Bürozeiten für sie und in Geschäften besondere Zeiten, zu denen an Polen ver-

kauft wurde. Als Vorgesetzte waren die Deutschen äußerst unangenehm, um einen Polen 

scherten sie sich nicht, obwohl die Polen die schwersten und mitunter die wichtigsten Ar-

beiten verrichten mussten. Zug fahren durften Polen nur mit einem besonderen Passier-

schein, der nur für die Fahrt zur Arbeit und in ähnlichen Ausnahmefällen ausgestellt wurde. 

Es gab besondere Waggons, in die auch ein Pole einsteigen durfte – sie trugen die Auf-

schrift ‚Für Polen zugelassen‘. Polnische Kinder mussten hinter deutschen auf Schritt und 

Tritt zurückstehen. Oft wurden sie von der Hitlerjugend geschlagen. Dass ein Pole ein 

deutsches Kind zurechtwies, kam gar nicht in Frage – er hätte Tod oder Gefängnis riskiert. 

In vielen Ortschaften gab es die Vorschrift, dass Deutsche in Uniform, mit Abzeichen 

o.Ä. und selbst Deutsche in Zivil, die man kannte, gegrüßt werden mussten. Ein Kreisleiter 

erließ sogar eine besondere Verordnung, dass die Deutschen von den Polen den Gruß ver-

langen sollten, und wenn der Pole dies nicht tat, sollte man ihm ‚entsprechend helfen‘. Das 

bedeutete im besten Falle, dass einem die Mütze vom Kopf gestoßen wurde, meistens aber 

einen Schlag ins Gesicht oder sogar Tritte. Es kam vor, dass auch Ukrainer, Russen und 

manchmal sogar Deutsche, die nicht gegrüßt hatten, etwas abbekamen – natürlich irrtüm-

lich und wenn sie kein Abzeichen trugen.“
17

 

„In Krotoszyn wurde die Vorschrift eingeführt, dass jeder Polizist und jeder Offizier der 

deutschen Wehrmacht durch Lüften der Kopfbedeckung zu grüßen war. Es wurden eigens 

Polizisten losgeschickt, die sich vor der Kirche aufstellten, und wenn die Polen herauska-

men, begann man diejenigen zu schlagen, die die Vorschrift zu umgehen versuchten oder 

die Deutschen im Gedränge nicht gesehen hatten. Als wir eines Sonntags aus der Kirche ka-

men, sahen wir, dass sie ringsum von Einheiten der Polizei, der SS und SA umstellt war. 

Alle Polen wurden in Dreierreihen aufgestellt, und wir mussten zum berüchtigten ‚Arbeits-

amt‘ marschieren, wo jeder seine ‚Beschäftigungskarte‘ vorweisen mussten. Wie sich her-

ausstellte, hatten viele keine, besonders Frauen. Das Ergebnis war, dass diejenigen, die keine 

solche Karte hatten, zur Zwangsarbeit in Fabriken und Industriezentren geschickt wurden. 

Nach dieser Strafaktion hörten viele Polen auf, in die Kirche zu gehen, damit nicht her-

auskäme, dass auch sie keine Beschäftigungskarte besaßen, und weil sie nicht das Schick-

sal der zur Arbeit ins Reich Deportierten teilen wollten. Doch der Kirchbesuch der Polen 

war den Deutschen ein Dorn im Auge, und so wurden eines Tages fast alle Kirchen ge-

schlossen und die Priester ins Konzentrationslager Dachau gebracht, wo die meisten den 

Märtyrertod starben.“
18

 

„Jeder Pole war verpflichtet, einen Deutschen – besonders wenn dieser Uniform trug – zu 

grüßen. Wer sich nicht daran hielt, wurde öffentlich geschlagen und getreten. Ich war ein-

mal Zeuge, wie ein Bauer, der an einem Deutschen in Parteiuniform vorbeiging, seine Müt-

ze nicht abnahm. Der Nazi schlug ihm ins Gesicht und übergab ihn einem sich nähernden 

Polizisten. Man brachte ihn auf die Polizeiwache, wo ihm noch heftigere Prügel verab-

reicht und eine Geldstrafe auferlegt wurde. Und hier noch ein Beispiel, dass von einer ge-

wissen Verrohung zeugt. Unweit vom Wegesrand schreitet ein alter Bauer, über seinen 

Pflug gebeugt. Ein paar deutsche Bengel in Uniformen, vierzehn Jahre alt, kommen den 

                                                           
17

  Ebenda, Relacja C-51, S. 4. 
18

  Ebenda, Relacja C-29, S. 2. 
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Weg entlang. Einer von ihnen tritt an den Pflügenden heran und verpasst ihm mehrere Ohr-

feigen. Einem von der Arbeit gekrümmten Mann! Weil er sich nicht verbeugt hatte.“
19

 

„In den Geschäften wurden die Polen als letzte bedient. Es gab besondere Verkaufszeiten 

für Deutsche, und selbst dann gebührte einem Deutschen der Vortritt. Ich weiß, dass es z.B. 

in der Stadt Trzemeszno eine Vorschrift gab, wonach polnische Kunden die Geschäfte erst 

ab zehn Uhr betreten durften. Es kam vor, dass wenige Minuten vor zehn die Polizei die 

Läden stürmte und den Polen, die sich dort befanden, ihre Einkäufe abnahm. Später muss-

ten die Polen die Sachen auf der Polizeiwache gegen Zahlung einer Geldstrafe abholen.“
20

 

 

Aus dem Polnischen von Jan Conrad 

                                                           
19

  Ebenda, Relacja C-13, S. 5. 
20

  Ebenda, Relacja C-55, S. 3. 
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Siebzig Jahre nach der Umsiedlung – 

deutschbaltische Zeitzeugen erinnern sich 

von 

Jana Elena  B o s s e  

 

 

 

Einleitung 
 

Im Vorfeld der 14. internationalen Deutsch-Baltischen Tagung „Umgesiedelt – Ver-

trieben. Deutschbalten und Polen 1939-1945 im Warthegau“ (16.-18. Oktober 2009 in 

Posen/Poznań) bin ich gebeten worden, Zeitzeugen zu ihren Erlebnissen zu befragen 

und die Ergebnisse darzustellen. Mein persönlicher Bezug rührt daher, dass meine 

Großeltern 1939 mit umgesiedelt wurden. Meine Mutter, Brigitte Bosse, stellt eine 

Art Zwischenglied zwischen der Großelterngeneration und meiner Generation dar. Sie 

ergänzte meine historischen und soziologischen Nachforschungen durch ihre neuro-

physiologischen und psychotraumatherapeutischen Kenntnisse. Der folgende Text ist 

das Produkt einer generationenübergreifenden Zusammenarbeit.  

Ich werde im Folgenden die deutschen Städtenamen verwenden. Es ist nicht nur 

ein Zugeständnis an den Sprachgebrauch der Befragten, sondern trägt auch der Tatsa-

che Rechnung, dass hier ausschließlich die Erinnerung deutschbaltischer Zeitzeugen 

dargelegt wird.  

Nach einer Vorbemerkung zu Gedächtnis und Erinnerung wird die Auswahl der 

Zeitzeugen geschildert. Der Beitrag gliedert sich in drei Hauptpunkte: erstens die An-

kunft im Warthegau und die Übernahme von Wohnungen und Geschäften; zweitens 

das Verhältnis zwischen Deutschbalten und Polen; und drittens eine Rückschau auf 

jene Zeit und die Bewertung der o.g. Tagung durch die Zeitzeugen. Auf Wunsch der 

Befragten sind alle Äußerungen der Zeitzeugen anonymisiert worden; sie sind nur 

über das Interviewdatum identifizierbar. Neben der persönlichen Befragung ist in 

zwei Fällen auf schriftliche Äußerungen zurückgegriffen worden. 

Die dargestellten subjektiven Sichtweisen sollen weder bewertet noch historisch 

verifiziert werden. 

 

 

Zeitzeugen erinnern sich – Vorbemerkung zur Erinnerung 
 

Zeitzeugen stellen eine Verbindung her zwischen Vergangenheit und Gegenwart; sie 

verleihen dem Gewesenen eine Stimme und ein Gesicht. Bei der Betrachtung von 

Zeitzeugenberichten kann es immer nur um die Darlegung erinnerter Geschichte und 

nicht um die Darstellung von Ereignisgeschichte gehen. 
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Wie aus der Erinnerungsforschung bekannt ist, sind Gedächtnisinhalte keineswegs 

statisch fixiert und zuverlässig reproduzierbar. Erinnerung setzt sich zusammen aus 

dem Erlebten und den Erzählungen des Erlebten. Die Gedächtnisspur überschreibt 

sich bei jeder Erzählung gleichsam aufs Neue selbst. Kontext, Situation, Stimmung 

und körperliche Verfassung verändern sowohl den Zugang zur Erinnerung als auch 

deren Bewertung in der jeweiligen Gesprächssituation.
1
 Damit konstruiert unser Ge-

dächtnis eine ständig wechselnde Vergangenheit
2
, die darüber hinaus altersabhängig 

ist.  

Mit zunehmendem Alter treten plötzlich und unvermutet Kindheits- und Jugender-

innerungen sehr prägnant und klar zutage, während das Kurzzeitgedächtnis eher ab-

nimmt.
3
 Dieser Reminszenzeffekt ist dafür verantwortlich, dass wir noch nach 70 Jah-

ren Erlebnisse so lebhaft geschildert bekommen. 

Weitere Faktoren, die die Erinnerung beziehungsweise deren Abrufbarkeit beein-

flussen, sind Stress oder emotionale Belastung zum Zeitpunkt des Ereignisses. Men-

schen, die unter Depressionen oder Schlaflosigkeit leiden, können Gedächtnisinhalte 

nicht gut speichern. Starke Traumatisierung kann die Fähigkeit, relevante Erinnerun-

gen abzurufen, so weit beeinträchtigen, dass sie kognitiv nicht mehr zur Verfügung 

stehen.
4
 

Selbstverständlich muss dies bedacht werden, wenn man den Erinnerungen der 

Zeitzeugen lauscht. 

 

 

Auswahl der Zeitzeugen 
 

Die deutschbaltischen Zeitzeugen wurden zufällig ausgewählt. Adressen möglicher 

Interviewpartner wurden über den Vorsitzenden der Deutsch-Baltischen Gesellschaft 

vermittelt. Das bedeutet, dass Personen, die innerhalb dieser Gesellschaft oder des 

weiteren Freundeskreises nicht bekannt sind, nicht angefragt werden konnten. Auf-

grund der zeitlichen Distanz waren die Befragten zudem damals mehrheitlich Kinder 

oder Jugendliche. 

Darüber hinaus bleiben Wolhyniendeutsche, Galiziendeutsche sowie Deutsche aus 

Bessarabien und andere von der Umsiedlung betroffene Deutschstämmige aus dem 

Osten unberücksichtigt; gleiches gilt für die Nachumsiedler. 

Der Personenkreis derjenigen, die 1939 in den sogenannten Warthegau umgesie-

delt wurden, unterliegt außerdem auch den damals gültigen Auswahlkriterien. Im 

Warthegau, dem „Pflanzgarten der SS“, waren nur reine Arier willkommen. Strafge-

                                                           
1
 Vgl. DOUWE DRAAISMA: Die Heimfabrik. Wie das Gedächtnis im Alter funktioniert, Berlin 

2009, S. 136. 
2
 Vgl. ebenda, S. 141. 

3
 Es handelt sich um den sogenannten Reminiszenzeffekt. Vgl. dazu DRAAISMA (wie Anm. 1). 

4
 Vgl. BESSEL A. VAN DER KOLK: Der Körper vergißt nicht. Ansätze einer Psychophysiologie 

der posttraumatischen Belastungsstörung, in: Traumatic Stress. Grundlagen und Behand-

lungsansätze, hrsg. von DEMS u.a., Paderborn 2000, S. 195-221, hier S. 221. 
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fangene sowie Personen, die zur Zeit der Umsiedlung aufgrund von körperlichen, 

geistigen oder psychischen Gegebenheiten Pflege- oder Betreuungsbedarf hatten, wur-

den zwar mit der Volksgruppe umgesiedelt, über deren weiteren Verbleib hat aber 

vermutlich die NS-Ideologie entschieden.  

Befragt wurden insgesamt 25 Personen, geboren zwischen 1914 und 1936. 16 

davon wurden persönlich interviewt, unter ihnen neun Frauen. Durchgeführt wurden 

qualitative Interviews anhand eines Fragenkatalogs (vgl. Anlage 1). Die Kennzeich-

nung der Interviews erfolgt im Folgenden anhand des Datums, an dem sie durchge-

führt wurden. Selbstverständlich wird kein Anspruch auf Repräsentativität erhoben. 

Übereinstimmend berichteten alle Zeitzeugen von der Notwendigkeit, das Balti-

kum verlassen zu müssen, der Übersiedlung auf Schiffen, die zunächst nach Pommern 

führte, und der meist unangenehmen Interimszeit bis zur Ansiedlung im Warthegau 

im Frühjahr 1940. 

 

 

Die Ankunft im Warthegau 
 

Die meisten der Befragten kamen nach Posen; eine nach Lodz/Litzmannstadt und zwei 

direkt in eine ländliche Umgebung. 

Zunächst landeten die deutschbaltischen Familien in Massenlagern, bis eine „pas-

sende Unterkunft“ für sie gefunden werden konnte. 

„Da waren Strohsäcke auf der Erde […], wahrscheinlich gab es auch Decken und dann 

wurden […] 20 Leute in einen Klassensaal gestopft. [...]  Im Lager war [...] Lagerverpfle-

gung. Die schmeckte uns nicht. […] Auf dem großen Speisesaal auf den Tischen lagen im-

mer große Quadratwürfel Margarine. […] Abends gab es eine undefinierbare Wurst und 

Brot.“
5
 

Ganz so hatte man sich Heimkehr ins Vaterland nicht vorgestellt und bald regte 

sich der Spott: „Hier liegen wir Balten auf Heu und auf Stroh und Himmler und Hitler 

betrachten uns froh.“
6
 

 

 

Inbesitznahme der Wohnungen: Wiedereinsetzung in den alten Stand7 
 

„Wir kamen nach Posen, kriegten eine Wohnung. […] Wir schlossen die Wohnung auf, da 

brannte Licht in der Wohnung, da stand das Essen auf dem Tisch, die Teegläser waren auf-

gefroren, die Kinderbetten aufgerissen und zwei Kinder mindestens herausgerissen. Die 

Schränke standen auf, […] Kraut auf dem Tisch, Kartoffeln auf dem Tisch, Tee auf dem 

Tisch. Die Menschen mussten wahrscheinlich in zehn Minuten ihre Wohnung verlassen 

                                                           
5
 22.08.2009b. 

6
 26.08.2009a. 

7
 Vgl. ERHARD KROEGER: Der Auszug aus der alten Heimat, Veröffentlichungen des Instituts 

für deutsche Nachkriegsgeschichte, Tübingen 1967, S. 88. 
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und das spät am Abend, denn sie hatten die Kinder aus den Betten gerissen und hatten war-

mes Essen auf dem Tisch stehen. Und haben so die Wohnung verlassen.“
8
  

Ähnliche Erfahrungen schildert auch eine andere Zeitzeugin: „Wir wären am liebs-

ten wieder weggegangen. Aber wo wollten Sie hin?“
9
 

Obwohl es als schwierig empfunden wurde, diese frisch geräumten Wohnungen zu 

beziehen, waren die Umsiedler – zu diesem Zeitpunkt immer noch mit ihrem Handge-

päck unterwegs – für die Einrichtung irgendwie auch dankbar: 

„Die Wäsche war da, Geschirr war da, alles war da. Es war ganz eindeutig, das irgendje-

mand vor uns dort gewohnt hatte. Wer das war, haben wir erst einmal nicht gefragt. Wir 

waren froh, erstmal irgendwo bleiben zu können.“
10

 

Auch Makaberes wurde berichtet: „Wir fanden vor: ein Klavier, […] da waren 

aufgeschlagen die Noten: der Polnische Trauermarsch!“
11

 

Individuellen Gestaltungsspielraum gab es gleichwohl, wie der folgende Bericht 

zeigt:  

„Da waren kurz davor die Polen rausgeschmissen worden. Und da standen Essgeräte und 

ungemachte warme Betten noch und auf dem Kaffeetisch standen noch die Tassen und da 

sagte mein Vater: das mache ich nicht! […] Ich erinnere mich nur, wie wir reinkamen und 

diese Wohnung, wo gerade Leute raustransportiert worden waren, das konnte mein Vater 

nicht. Das geht nicht.! […] Und, dass wir da unabgewaschene Sachen stehen hatten und 

Betten, die gerade geräumt worden waren, und mein Vater sagte nur: das kann man mir 

nicht zumuten! […] Wir sind ins Lager zurück. […] Mein Vater sagte, das ist eine un-

menschliche Sache, das kann man nicht akzeptieren.“
12

  

Auf die Frage, ob es möglich gewesen sei, Zugewiesenes abzulehnen, antwortete 

ein anderer: „Es haben ja die meisten gar nicht versucht.“
13

 

Andere Zeitzeugen unterstrichen eher den erlittenen Verlust. „Wir hatten zu Hause 

auf einem schönen großen Gutshaus gewohnt, mit 14, 15 Zimmern und jetzt saßen 

wir in diesen Löchern.“
14

 In einem anderen Fall konnte die Familie eines Zeitzeugen 

sich eine Wohnung aussuchen, denn „uns stand etwas Größeres und Besseres zu“
15

. 

Sie konnten sogar entscheiden, welche der Möbel sie behalten wollten, und fanden 

das auch nicht so abwegig, denn „die Polen kriegten das, wo er nicht sagte, das bleibt 

hier, sowieso nicht, denn sie mussten ja auch mit dem Handkoffer weg“
16

. 

                                                           
8
 25.07.2009. 

9
 20.08.2009b. 

10
 26.08.2009a. 

11
 22.08.2009b. 

12
 22.08.2009a. 

13
 21.08.2009a. 

14
 20.08.2009b. 

15
 04.10.2009. 

16
 04.10.2009. 
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Leere Wohnungen galt es zu möblieren. Der Trost, Möbel kaufen zu können, war 

trügerisch: „Aber das waren natürlich auch alles geklaute Möbel, andere Möbel waren 

ja nicht da.“
17

 

Viele bemühten sich darum, den Vorbesitzern ihre Habe zukommen zu lassen. 

„Die persönlichen Sachen der Vormieter [...] brachten wir in der Abstellkammer un-

ter. Soviel ich weiß, hat das spätere polnische Dienstmädchen sie ihnen heimlich aus-

gehändigt.“
18

 

 

 

Die berufliche Existenz: „Was man verloren hatte, musste ersetzt werden.“ 
 

In den Städten versuchten die Deutschbalten so schnell wie möglich Fuß zu fassen. 

„Mein Onkel, [...] der hatte in Riga ein Kolonialwarengeschäft. Er hatte also Anspruch, im 

Umsiedlungsgebiet wieder ein Geschäft zu bekommen. [...] Er ist also auf Suche gegangen 

und hat dann zwischen Januar und März ein Geschäft gefunden und hat sich dafür entschie-

den.“
19

 

Bereits nach kurzer Zeit wurde das Wirtschaftsleben von Deutschen bestimmt. 

„Also polnische Läden gab es, soweit ich mich erinnern kann, überhaupt nicht 

mehr.“
20

 Polen waren vielfach, dem politischen Willen entsprechend, zu Angestellten 

ihrer ehemaligen Läden geworden.
21

  

So viel „Glück“ hatten nicht alle. „Der frühere Besitzer wurde ins Generalgouver-

nement umgesiedelt. Ihm wurde nicht nachgetrauert, er soll auch der beste Kunde sei-

ner Kneipe gewesen sein und das Personal nicht gut behandelt haben.“
22

 

Einer der Befragten schilderte seine Mitwirkung bei der Neuverteilung der polni-

schen Güter. 

„Die Balten waren eingesetzt worden auf polnischen Gütern. […] Das war kein Thema. 

[…] Eine mehr oder weniger normale Folge eines Krieges. Einer verliert und einer ge-

winnt. Und der Sieger nimmt dann das Land in Besitz.“
23

 

Nur wenige hatten das Glück, einfach eine frei gewordene Stelle übernehmen zu 

können. „Dann war aber eine andere kleine deutsche Gemeinde frei geworden, weil 

der Pastor dort in Pension gegangen war. Und dann wurde die meinem Vater zuge-

teilt. […] Da ist keine polnische Familie drin gewesen.“
24

 

 

 

                                                           
17

 20.08.2009b. 
18

 28.07.2009. 
19

 19.08.2009b. 
20

 24.08.2009b. 
21

 Vgl. 24.08.2009b. 
22

 12.07.2009. 
23

 21.08.2009b. 
24

 21.08.2009a. 
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Das Verhältnis zwischen Deutschbalten und Polen 
 

Ein Zeitzeuge fasste das Verhältnis zwischen Deutschen und Polen sehr prägnant zu-

sammen: 

„Wir waren die Deutschen und die waren die Polen. Die gebildeten Leute sprachen deutsch, 

wir fuhren in der Straßenbahn vorne, die fuhren hinten.“
25

 Wie man sie behandelt hat? „Als 

Untergeordnete, als Dienstboten. Man hat sie nicht schlecht behandelt. […] Man hat ihnen 

auch manchmal was geschenkt.“ 

Als Mitbürger hat man sie aber nicht wahrgenommen: „Für mich ist damals Katto-

witz eine deutsche Stadt gewesen.“
26

 

 

 

„Die Keller waren alle bewohnt“ 
 

Die Polen, die fast nur als Arbeitskräfte in Erscheinung traten, waren als Mitbewoh-

ner nahezu unsichtbar. „Die Keller waren alle bewohnt. Aber wer das eigentlich war, 

das wussten wir nicht. Man hatte auch keinen Kontakt mit ihnen.“
27

 

„Einmal, als abends Tante Heidi in den Keller ging, da war sie erschrocken. Im Winter. Sie 

war ganz erschreckt: Im Keller waren haufenweise Menschen, sie lagen da alle unten und 

schliefen. Wahrscheinlich die ehemaligen Wohnungsinhaber, die noch einen Haustürschlüs-

sel hatten. Im Sommer werden sie als Obdachlose vielleicht auch in Scheunen oder so ge-

wesen sein. Und im Winter, wo es kalt war, haben sie sich in der Stadt in die Häuser […]. 

Wie ich meine Tante einschätze, hat sie gar nichts damit gemacht. Sie hat es einfach nur er-

zählt.“
28

 

 

 

Verbotene Kontakte 
 

Die politische Situation im frisch besetzten Polen gab den Rahmen vor. Viele der Be-

fragten betonten, dass der Kontakt zwischen Polen und Deutschen nicht erwünscht 

war. „Das wäre ein Staatsverbrechen erster Güte gewesen.“
29

 „Man zog es vor, Polen 

nicht zu beachten.“
30

 

Vereinzelt berichteten Zeitzeugen aber auch von liebevollen und nahen Verhält-

nissen zu Polen. „Oben im Haus wohnte eine Polin. […] Die war wie eine Oma für 

uns.“
31

 

                                                           
25

 09.07.2009. 
26

 21.08.2009b. 
27

 22.08.2009b. 
28

 25.07.2009. 
29

 25.07.2009. 
30

 24.08.2009a. 
31

 24.08.2009b. 
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Es gab verschiedene Versuche, dem eigenen Anspruch an Humanität und Men-

schenwürde gerecht zu werden. Auf polnischer Seite wurden diese Bemühungen selbst 

da nicht immer angenommen, wo man sie ehrenwert fand. „Ich erinnere diesen Satz: 

Ich finde es toll, dass Sie als Deutscher so freundlich zu uns sind, aber sie werden es 

mir nicht verübeln, ich hasse Sie.“
32

 

Gleichwohl haben diese Bemühungen um Respekt und Anerkennung bleibend Wich-

tiges geleistet. Zum Beispiel da, wo es gelang, polnische Buchbestände zu retten. Sol-

che Hilfe war vielfach mit persönlichem Risiko verbunden. Der Vater einer Zeitzeu-

gin arbeitete bei der Stadtverwaltung als Dolmetscher:  

Da „wurde besprochen, wer als nächstes, vor allem von polnischen Geschäftsleuten oder so 

herausgeworfen wurde, verhaftet wurde […] Mein Vater schrieb sich was auf, und dann 

gab’s eine Kaffeepause und dann hat er aus seinem Aufgeschriebenen eine Papyrossi sich 

gedreht und ging ans Fenster rauchen, aber da die Papyrossi nicht schmeckte, schmiss er 

sie aus dem Fenster. Und unten saßen kleine Polenjungen, die warteten drauf, die hatten 

dann die Adresse. Und wenn die dann kamen, um die Leute zu verhaften oder auszuweisen, 

dann war das Nest leer. Und das war dann herausgekommen und mein Vater musste ver-

schwinden.“
33

 

 

 

Diskriminierung 
 

Mehrere Zeitzeugen schilderten sehr deutlich die Ausgrenzung der Polen, ohne dies 

jedoch als Repressalie werten zu können. „Sie durften in kein Kino, in kein Theater, 

in kein Café, in keinen deutschen Laden gehen, sie durften in der Straßenbahn nur im 

zweiten Wagen fahren.“
34

 

„Als Jugendlicher, als Kind, hat man keine Probleme damit gehabt. Heute würde ich sagen 

– aber das ist ja hinterher erst – vielleicht hätte man das doch nicht machen sollen. Da kann 

man drüber streiten.“
35

 

„Es gab kein einziges polnisches Geschäft.“
36

 Keine polnischen Bücher, keine polnischen 

Zeitungen.
37

 „Man fand das schon sehr sonderbar [...] [aber], man stellte das besser nicht 

infrage.“
38

 „Wenn ich so an Posen zurückdenke, wenn man sich in der Innenstadt bewegte, 

[...] da gab es keine Polen. Wenn da vielleicht ein Pole gewesen wäre, dann ist der so still 

und leise da lang geschlichen, dass ihn möglichst keiner bemerkte.“
39

 

                                                           
32

 22.08.2009a. 
33

 25.07.2009. 
34

 20.08.2009b. 
35

 24.08.2009a. 
36

 21.08.2009a. 
37

 21.08.2009a. 
38

 21.08.2009a. 
39

 20.08.2009b. 



 

 37 

 

Außerdem durften Polen die meisten Kirchen nicht betreten
40

: 

„Ganz in unserer Nähe ist die einzige große alte Kirche von Schrimm. Und da waren viele 

Katholiken, Polen, die die Kirche nicht betreten durften. Das wusste ich sehr wohl. Und da 

ist es häufiger passiert, dass mich die Leute an der Hand genommen haben und haben ge-

sagt: wenn du in die Kirche gehst, dann dürfen wir auch. Und da bin ich öfters in die Kir-

che gegangen mit polnischen Leuten […] Und ich weiß noch, wie einmal Ostern war, und 

die Polen sind da mit mir reingegangen und haben das Kruzifix geküsst.“
41

 

Nur wenige hatten allerdings den Mut gegen Diskriminierung einzugreifen: 

„Da war eine Straßenbahn, […] wo eine Polin einsteigen wollte, die Straßenbahn fuhr ab 

und ließ die Polin vorne stehen. Und da hab ich also ganz lautstark dagegen protestiert. [...] 

Also die wollte aufsteigen und dann fuhr die Straßenbahn ab und sie fiel um. Und da habe 

ich also laut für sie protestiert. Das war das einzige Mal, dass ich Diskriminierung erlebt 

habe, in direkter Weise. Sonst waren natürlich die Offensichtlichen. […] Wenn ein Pole 

aufgehängt werden musste. Und wir alle antreten mussten. [...] Wir mussten antreten. […] 

Zu Exekutionen. Die ganze deutsche Jugend wurde aufgerufen und dann wurden also Polen 

oder Russen aufgebammelt. […] Und dann natürlich ganz besonders bei der Rede von 

Himmler, wo wir dann also angerufen waren und antreten mussten alle und dann wurde 

erstmal Exekution gemacht, von irgendwelchen Polen […]. Und dann hielt er ne Rede. […] 

Himmler sagte: mein Gewissen heißt Adolf Hitler. Und dann sagte ich ganz laut: meins 

nicht ...“
42

 

„Viele sagten, wir haben die Augen zugemacht. […] Ich hab’s mir angesehen.“
43

 

Die Todesurteile sind auch von einem anderen Zeitzeugen wahrgenommen wor-

den: 

„Wenn man von unserem Haus zur Straßenbahn ging, da klebten rote Plakate auf den Lit-

faßsäulen; darauf stand mit schwarzer Schrift: Todesurteil wurde vollstreckt an – es folgte 

eine Reihe polnischer Namen – wegen Schwarzschlachtung zum Beispiel; ja, daran erinne-

re ich mich ganz genau, Schwarzschlachtung!“
44

 

Es ist allerdings schwer nachvollziehbar, wieso von 25 befragten Zeitzeugen sich 

nur zwei an Todesurteile und/oder Exekutionen erinnern können. 

 

 

Propaganda 
 

Wie stark die ideologische Propaganda wirksam gewesen ist, zeigen die folgenden 

Beispiele. Eine Zeitzeugin erklärte, sie sei trotz ausgeprägter kultureller Interessen 

abends nie ausgegangen. „Ich hatte schon schlimme Geschichten gehört, dass polni-

sche Hilfskräfte die Kinder irgendwie heimlich verstümmelt haben oder was weiß ich. 

                                                           
40

 Vgl. ARMIN ZIEGLER: Posen 1939+1945. Anfang und Ende einer Reichsgauhauptstadt, 

Schönaich 2009, S. 79. 
41

 24.08.2009b. 
42

 22.08.2009a. 
43

 22.08.2009a. 
44

 04.10.2009. 
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Also, erlebt habe ich es nicht, nur gehört, aber das genügte, um nicht wegzugehen von 

ihnen.“
45

 

Ein anderer schilderte, dass sein Onkel auf dem Hof stets gemeinsam mit der Ver-

walterin gegessen habe, „damit er wusste, dass das nicht vergiftet ist“.
46

 

 

 

Rückschau: „Um unsere guten Jahre sind wir da schon sehr betrogen wor-

den.“
47

 
 

In der Rückschau stellt sich für die meisten Befragten die Zeit im Warthegau als eine 

dunkle, „verlorene“ Zeit dar. Es sei ein „ungeliebtes Leben“
48

 gewesen. Geprägt war 

die Zeit durch das Gefühl des Vorläufigen.
49

 

Mehr noch aber war jene Zeit bestimmt durch die Auswirkungen des Krieges. 

„Schönes war eigentlich nichts. Der Krieg krallte ja einen, wo er konnte.“
50

 Selbst 

harmlose Vergnügungen wurden mehr und mehr eingeschränkt. „Das war nicht schick-

lich, weil Krieg ist. Die Männer sterben an der Front und ihr wollt tanzen.“
51

 Anderes 

war möglich, erschien jedoch wenig reizvoll. „Man konnte praktisch in kein Café 

gehen. […] Es war ja alles auf Karten. So einen Muckefuck konnte man kriegen, aber 

das war alles nicht sehr nett.“
52

 

Bei den Schilderungen fällt auf, dass vieles von dem, was für diese Zeit als schlimm 

oder auch herausragend schön beschrieben wurde, erstaunlich „normal“ ist. Liebe, 

Freundschaft und Abenteuer sind immer schön – egal an welchem Ort. Ein Zeitzeuge 

berichtete von der jungen Liebe, eine andere von der Geburt ihrer Kinder: „Für mich 

war es eine schöne Zeit, […] weil ich meine Kinder hatte. Drei Stück sind dort ge-

boren.“ 

Ausgrenzung und Diffamierung schmerzen jedes Kind. Ein Zeitzeuge wurde ge-

hänselt, weil er nicht schwimmen konnte, ein anderer aufgrund seiner Größe verspot-

tet. 

Auch mütterliche Sorgen bleiben über die Zeit trotz wechselnder Inhalte recht 

gleich: 

„Ich hatte schreckliche Angst davor, dass, wenn wir da geblieben wären, ein Jahr darauf 

Frank zu den Pimpfen in die Hitler-Jugend hätte gehen müssen. Und das wollte ich nicht. 

Ich bin auch nicht in die Partei eingetreten, weil ich damit nichts zu tun haben wollte. […] 

Weil das, was ich dort sah und auch hörte zum Teil, von älteren Kindern, gegen alle meine 

Vorstellungen von Jugenderziehung war. Und ich hatte große Angst. Frank war ja von An-
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fang an ein Draufgänger und wollte immer gleich alles an der Spitze. […] Erziehung, [...] 

so ohne Menschenfreundlichkeit.“
53

 

 

 

„Also irgendwie ist man doch Teil der ganzen Sache gewesen“
54

 – Zeitzeugen 

bewerten die Zeit im Warthegau 
 

„Ich fand es einfach gut, dass man in Deutschland war. Wir waren ja in Lettland nicht 

beliebt. […] Da waren wir doch wer. Da waren wir doch wieder die Oberen.“
55

 Und 

„es war klar, [...] dass wir den deutschen Osten aufbauen sollten. Und das war ja 

schließlich was.“
56

 Manche formulierten dies gar als einen Anspruch. „Es war ja vor-

her deutsch gewesen und war jetzt wieder deutsch. Und das fanden wir ganz richtig. 

Was uns damals weggenommen wurde, haben wir jetzt wieder.“
57

 

Während allgemeine Kriegsfolgen sich in der Regel allgemeiner Akzeptanz er-

freuen konnten, gab es dort, wo einzelne direkt mit der Brutalität der NS-Politik kon-

frontiert wurden, Raum zur kritischen Reflexion. So schildert ein Zeitzeuge sein Ge-

fühl beim Betreten einer frisch geräumten Wohnung: „Da kriegte ich das erste Mal 

ein echt schlechtes Gewissen. Wie kamen wir in diese Wohnung?“
58

 

Aus der Distanz von siebzig Jahren erklärt ein anderer Zeitzeuge: „Ich empfinde 

Scham, eine weitgehend privilegierte Jugendzeit in Posen inmitten einer, von mir nur 

schwach wahrgenommenen, unterdrückten Bevölkerung erlebt zu haben.“
59

  

Diese Erschütterung teilen auch andere: 

„Was mich so erschüttert und womit ich gar nicht fertig werde, ist, dass wir Deutschen die-

sen Rassenwahn entwickelt haben. Dass unsere Rasse die beste und schönste und was weiß 

ich alles ist. Wer ist auf diesen verrückten Gedanken gekommen? Der Gedanke ist schreck-

lich und mit dem kämpft man. Damit wird man auch nicht fertig. Damit ist einem jede Ent-

schuldigung schon im Voraus weggenommen. […] Das haben wir gemacht und dann ist al-

les andere daneben nicht so wichtig. […] Das haben wir getan, das haben wir mitgetragen. 

[…] Das sind die Dinge, die man nicht loswerden kann. […] Wenn man sein Volk so liebt, 

wie die Auslandsdeutschen, dann ist das schwierig.“
60
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Bewertung der geplanten Tagung 
 

Alle Befragten betonten, dass das Thema auch siebzig Jahre später noch hoch sensibel 

sei. So gab es denn auch einige, die die Befragung dezidiert verweigerten und auch 

keine weiteren Kontakte vermitteln wollten. Viele der Zeitzeugen wollten namentlich 

nicht genannt werden.  

Bei der Bewertung der geplanten Tagung gingen die Meinungen der Befragten sehr 

stark auseinander. Diejenigen, die die Tagung befürworteten, betonten die schuldhafte 

Verstrickung der Deutschen und die Aufgabe der Versöhnung. „Finde ich sehr gut, 

dass man mit den Polen ins Gespräch kommt. Denn nur dadurch kann eine echte Ver-

söhnung stattfinden.“
61

 „Da haben wir noch viel Bringschuld.“
62

 Dies sieht eine ande-

re Zeitzeugin ähnlich. „Da hinfahren und sagen, ach wir haben uns da nett eingerich-

tet und es war ja so gemütlich und wunderschön, das kann es ja wohl nicht sein.“
63

 

Viele sprachen sich gegen eine Tagung zum Thema „Umsiedlung – Vertreibung“ 

aus, wobei hier die Gründe variierten. Die Aussagen reichten von: „Find ich gar nicht 

gut. Weil man den Polen so viel angetan hat“
64

 bis zu: „Ich brauche mir jedenfalls 

nicht von den Polen sagen zu lassen, was alles verkehrt war, das weiß ich sowieso“
65

. 

Deutlich schärfer formulierte ein anderer:  

„Mit Sicherheit wird es so sein, die Polen werden uns aller möglichen Schlechtigkeiten be-

zichtigen und wir werden zu allem Ja und Amen sagen. […] Und man wird es nicht wagen 

zu sagen, also ihr lieben Polen habt es verstanden, von einer Täter- in eine Opferrolle zu 

steigen. Das habt ihr gemacht. […] Weil sie die Ursache aller Scheußlichkeiten sind. […] 

Ich würde mir wünschen, dass die Polen sich zu ihren Untaten bekennen.“
66

  

Auch ein anderer Zeitzeuge befürchtet, die Tagung könnte einseitig werden: 

Es sei „nicht gut, weil es immer in eine Richtung geht: Wie schlecht sind wir Deutschen. 

Was haben wir alles schlimmes gemacht.“
67

 „Es sind diese scheußlichen Meaculpisten und 

ich habe immer die Angst, dass wir den Polen nach dem Munde reden. […] Es ist sicher zu 

erwarten, daß man polnischerseits Schritte zur Versöhnung erwartet, die in Schuldbekennt-

nissen deutscherseits gipfeln. Ich hoffe sehr, daß die deutsch-baltischen Vertreter dem wi-

derstehen können. So weit es mir möglich ist, möchte ich dazu beitragen.“
68

  

Ein Weiterer hatte schon mit dem Titel ein Problem und meinte: „Es war keine 

Vertreibung, es war ein Bevölkerungsaustausch.“
69

 Auch wenn diese Sichtweise nicht 

                                                           
61

 19.08.2009c. 
62

 25.08.2009. 
63

 20.08.2009b. 
64

 19.08.2009a. 
65

 22.08.2009b. 
66

 24.08.2009a. 
67

 24.08.2009a. 
68

 24.08.2009a. 
69

 24.08.2009a. 



 

 41 

 

generell geteilt wurde, so gab es doch vielfach Befürchtungen, „dass die Deutschen 

viel zu viel auf ihren eigenen schrecklichen Schulden herumtrampeln werden“
70

. 

Einige sprachen von der Vergeblichkeit der Tagung. „Eigentlich ist die Tagung 

hoch überfällig, denn von der Erlebnisgeneration leben ja nicht mehr viele, so dass 

das eigentlich eher hätte passieren müssen.“
71

 Andere sind noch skeptischer: „Das 

lohnt sich nicht. Das ist eine andere Generation, der man weder etwas vorwerfen kann, 

noch geschädigt worden ist.“
72

 

Ein weiterer Zweifel wurde im Hinblick auf die Teilnahme geäußert: 

„Ich weiß nicht, was ich in Posen soll. Ich bin sehr skeptisch. [...] Es gibt zwar Simultan-

übersetzer für die Vorträge, aber das, was interessant ist, ist das Gespräch mit Menschen. 

[...] Ich kann kein Polnisch. Was soll ich da?“
73

 

Mit dem Abstand von zwei Generationen ist es möglich, solche Fragen nach der 

Vergangenheit zu stellen, ohne sich zwischen Angriff und Verteidigung positionieren 

zu müssen. Durch das Kennenlernen einzelner Schicksale wird ein persönliches Ver-

ständnis möglich, das den politisch-historischen Zusammenhängen nichts nimmt, son-

dern sie um die individuelle Dimension ergänzt. 

 

 
Datum der Befragung: 
 

09.03.2009 

08.07.2009 

09.07.2009 

25.07.2009 

19.08.2009a 

19.08.2009c 

19.08.2009d 

20.08.2009a 

20.08.2009b 

21.08.2009a 

21.08.2009b 

22.08.2009a 

22.08.2009b 

24.08.2009a 

24.08.2009b 

25.08.2009 

26.08.2009a 

04.10.2009 
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Anlage 1: Fragenkatalog der Zeitzeugeninterviews  
 

 

1. Wie alt waren Sie bei der Umsiedlung? 

2. Welche Erwartungen im Bezug auf die neue Lebenssituation im Warthegau hat-

ten Sie? 

3. Können Sie sich an die sogenannte Durchschleusung erinnern? 

4. Wie haben Sie die Ankunft im Warthegau erlebt? Können Sie Ihre Wohnung be-

schreiben? Schule? Umfeld? 

5. Haben Sie sich gefragt, woher die Wohnungen und Arbeitsplätze kamen? Was 

mit den Menschen passiert ist, die dort vorher gewohnt und gearbeitet hatten? 

6. Hatten Sie Kontakt zur polnischen Bevölkerung? Wie war der Kontakt? (ge-

schäftlich/privat, wohlwollend/feindlich, etc.) 

7. Wie haben Sie Ihren Alltag dort erlebt? 

8. Wie betrachten Sie die Zeit von 1939 bis 1945 aus heutiger Sicht? Welche Ge-

fühle oder Gedanken kommen Ihnen?  

9. Haben Sie noch Kontakte zu Polen? Welcher Art? 

10. Wie bewerten Sie die Tagung, die sich mit der Umsiedlung der Deutschbalten 

und der Vertreibung der Polen beschäftigt? Welche Erwartungen oder Befürch-

tungen haben Sie im Hinblick auf die Tagung? 
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Die Aussiedlung von Polen und Juden aus den in 

das Dritte Reich eingegliederten Gebieten ins 

Generalgouvernement in den Jahren 1939-1941 

von 

Maria  R u t o w s k a  

 

 

Die Umsiedlung der einheimischen Bevölkerung in den Ländern unter deutscher Ok-

kupation hing mit Plänen zur Germanisierung der besetzten Gebiete sowie mit der 

Umgestaltung Europas auf rassischer Grundlage zusammen. Die deutschen Pläne in 

Bezug auf die besetzten polnischen Gebiete im Zweiten Weltkrieg unterschieden sich 

grundlegend von der Kolonisierungspolitik, wie sie von Preußen in der Zeit der Tei-

lungen Polens betrieben wurde. Sie gingen von der Eroberung sogenannten Lebens-

raums im Osten aus, d.h. von Gebieten, die von ihren bisherigen Bewohnern geräumt 

und mittels Kolonisierung germanisiert werden sollten. Die Wahl der Methode ergab 

sich aus dem Umstand, dass das volkstumspolitische Programm der Nationalsozialis-

ten die Germanisierung ethnisch und rassisch fremder Personen ablehnte und stattdes-

sen die „Germanisierung des Bodens“ postulierte. Die Entfernung der polnischen Be-

völkerung aus den in das Reich eingegliederten Gebieten und deren Besiedlung durch 

Deutsche war mithin die Grundlage für die Verwirklichung der verfolgten Germani-

sierungspläne. Dies schloss freilich nicht die Anwendung anderer Instrumente aus 

dem Arsenal der nationalsozialistischen Volkstumspolitik aus, die ebenfalls das Ziel 

verfolgten, den Anteil der polnischen Bevölkerung in diesen Gebieten zu verringern. 

Dazu gehörten der Genozid an den Juden, die Ermordung von Polen, die Deportation 

zur Zwangsarbeit, die Aufnahme in die Deutsche Volksliste u.Ä. 

Am radikalsten in seiner Intention war der zur Jahreswende 1941/42 vom Reichssi-

cherheitshauptamt (RSHA) erarbeitete Generalplan Ost (GPO). Er skizzierte die Grund-

lagen für die Neuordnung Mittelosteuropas im Geiste der nationalsozialistischen Dok-

trin. Vorgesehen war, durch deutsche Besiedelung die „Volkstumsgrenze“ des Rei-

ches um ca. 1 000 Kilometer nach Osten, im Süden sogar bis an die Krim zu ver-

schieben. Von der Kolonisation im Osten sollten ca. 10 Millionen Menschen, ein-

schließlich der Volksdeutschen, erfasst werden. Die im Februar 1943 im RSHA dis-

kutierte Version des GPO sah die Aussiedlung von 6-7 Millionen Polen aus einem 

Teil der in das Reich eingegliederten polnischen Gebiete sowie von 10 Millionen aus 

dem Generalgouvernement (GG) vor. Die Juden sollten vollständig beseitigt werden; 

der übrigen Bevölkerung war der Status von Zwangsarbeitern zugedacht. Die Ver-

wirklichung von Umsiedlungsplänen dieser Größenordnung setzte den Sieg des Drit-

ten Reiches im Krieg gegen die Sowjetunion voraus.
1
 Der Verlauf der Kriegshandlun-
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  In den dem Reichsführer SS Heinrich Himmler unterstehenden Institutionen wurden meh-

rere Pläne zur Kolonisierung Ostmitteleuropas vorbereitet. Das in der Geschichtsschrei-
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gen führte letzten Endes dazu, dass die Aussiedlung der einheimischen Bevölkerung 

im besetzten Polen sowie in den dem Reich angegliederten jugoslawischen und fran-

zösischen Gebieten die größten Ausmaße annahm. In den übrigen Ländern unter deut-

scher Besatzung wurde sie in weitaus geringerem Umfang durchgeführt.
2
 

Neben den langfristigen Aussiedlungsplänen entstanden andere, die in den besetz-

ten Gebieten ad hoc umgesetzt werden sollten. Dem Beginn der Aussiedlung der pol-

nischen Bevölkerung aus den in das Reich eingegliederten Gebieten 1939 ging eine 

Diskussion in höchsten deutschen Regierungskreisen über die zahlenmäßigen Dimen-

sionen dieser Aussiedlung voraus. So war während der Umsetzung des 1. Nahplans 

vom 1.-17. Dezember 1939 die Aussiedlung von ca. 80 000 Personen aus den in das 

Reich eingegliederten Gebieten in das GG vorgesehen; im sogenannten Zwischenplan 

für das Jahr 1940 sollten es über 600 000 sein, im 2. Nahplan für das Jahr 1941 über 

800 000. Insgesamt war für die Zeit von Dezember 1939 bis Ende 1941 die Aussied-

lung von fast 1,5 Millionen Polen ins GG geplant. Anders als der erste wurden die 

beiden folgenden Pläne nur zum Teil realisiert. 

Nach der Unterzeichnung des Ribbentrop-Molotov-Paktes am 23. August 1939 

und der militärischen Niederlage Polens im September stand das Land unter deutscher 

und sowjetischer Besatzung. Mehr als 51% des Territoriums der Polnischen Republik 

wurden an die UdSSR angeschlossen; im Westen wurden ca. 25% im Oktober ins 

Reich eingegliedert. Aus den verbleibenden Gebieten in Zentralpolen, die von den 

Deutschen besetzt waren, wurde per Verordnung Hitlers vom 12. Oktober 1939 das 

GG geschaffen, das ganz und gar dem Dritten Reich unterstand und von Hans Frank 

als Generalgouverneur verwaltet wurde. 

Die dem Reich eingegliederten polnischen Gebiete gehörten zu vier Verwaltungs-

einheiten: dem Reichsgau Danzig-Westpreußen, dem Reichsgau Wartheland, dem Gau 

Schlesien sowie dem Regierungsbezirk Zichenau. 

Zur Hauptaufgabe der am 7. Oktober 1939 eingerichteten Behörde des Reichs-

kommissars für die Festigung deutschen Volkstums (RKFDV) wurde, nach der Aus-

siedlung der polnischen Bevölkerung, die Umsiedlung von Volksdeutschen aus den 

baltischen Ländern (den sogenannten Deutschbalten aus Litauen, Lettland und Est-

land) sowie aus Wolhynien, Ostgalizien und dem Gebiet von Białystok in die aus den 

polnischen Gebieten neu geschaffenen Gaue. Dieses Umsiedlungsvorhaben wurde mög-

lich, nachdem Reichsaußenminister Joachim Ribbentrop und der Volkskommissar für 

                                                                                                                                                 
bung als Generalplan Ost bezeichnete Projekt bestand genaugenommen aus vier Plänen. 

Zum GPO existiert eine umfangreiche Literatur, u.a. CZESŁAW MADAJCZYK: Faszyzm i oku-

pacje 1938-1945 [Faschismus und Okkupationen 1938-1945], Bd. 1, Poznań 1983; HEL-

MUT HEIBER: Der Generalplan Ost. Dokumentation, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 

6 (1958), S. 281-325; Generalny Plan Wschodni. Zbiór dokumentów [Der Generalplan Ost. 

Ausgewählte Dokumente], hrsg. von CZESŁAW MADAJCZYK, Warszawa 1990; WOLFGANG 

WIPPERMANN: Jak dalece nowoczesny był „Generalplan Ost“? Tezy i antytezy [Wie mo-

dern war der „Generalplan Ost“? Thesen und Gegenthesen], in: Nazizm, Trzecia Rzesza a 

procesy modernizacji, ausgew. und hrsg. von HUBERT ORŁOWSKI, Poznań 2000. 
2
  CZESŁAW MADAJCZYK: Faszyzm i okupacje 1938-1945 [Faschismus und Okkupationen 

1938-1945], Bd. 2, Poznań 1984, S. 257-280. 
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Auswärtige Angelegenheiten Vjačeslav Molotov am 28. September in Moskau den 

offiziellen Grenz- und Freundschaftsvertrag zwischen Deutschland und der UdSSR un-

terzeichnet und in dessen Zusatzprotokoll einem Bevölkerungsaustausch zugestimmt 

hatten. In den Jahren 1939-1941 wurden in den in das Reich eingegliederten polnischen 

Gebieten insgesamt 361 000 Volksdeutsche angesiedelt. Die Zahl aller bis 1944 in 

diesem Teil des besetzten Polens angesiedelten Deutschen betrug über 630 000 Perso-

nen; davon wurden über 85% in das Wartheland gewiesen, 7,9% in den Reichsgau 

Danzig-Westpreußen, 5,8% nach Schlesien und 1,2% in die an Ostpreußen angeglie-

derten polnischen Gebiete. Darüber hinaus siedelten sich auch Reichsdeutsche hier an 

oder wurden angesiedelt, insbesondere Staatsbeamte, Angestellte in der Wirtschaft, 

Kaufleute und Industrielle sowie Landwirte und Arbeiter.
3
 

Unter den verschiedenen Methoden zur Entfernung der polnischen Bevölkerung 

stellte die Aussiedlung aus den in das Dritte Reich eingegliederten Gebieten qualitativ 

wie quantitativ eine eigene Kategorie dar. In das Gebiet des GG wurden in jener Zeit 

in organisierten Aktionen fast 365 000 Personen umgesiedelt – Vertreter bestimmter, 

von den deutschen Besatzern genau definierter Gruppen der polnischen Gesellschaft 

(inklusive ihrer Familien), deren gesamter Besitz dabei der Konfiskation unterlag. Zur 

Durchführung dieser Aussiedlungsaktionen wurden eigene Institutionen ins Leben ge-

rufen, gesonderte Vorschriften und Verordnungen über die Methoden ihrer Umset-

zung erlassen und bestimmte Polizeieinheiten herangezogen. Nicht unwichtig war da-

bei die Tatsache, dass sich die Polen, die aus ihrer Heimat ausgesiedelt wurden, nach 

wie vor auf dem Territorium ihres Vaterlandes befanden, was ihr weiteres Schicksal 

nicht unwesentlich beeinflusste. 

Anfang November 1939 wurden in den einzelnen Gauen und im GG Inspektoren der 

Sicherheitspolizei (Sipo) und des Sicherheitsdienstes (SD) mit der Aufgabe betraut, die 

polnische und jüdische Bevölkerung aus den eingegliederten Gebieten auszusiedeln. 

Unmittelbar daran beteiligt waren die Gendarmerie, die Schutzpolizei, Abteilungen des 

Selbstschutzes sowie SS- und SA-Einheiten. Dass die Durchführung der Aussiedlungs-

aktionen – wie auch die Vernichtung der polnischen Bevölkerung – Polizeiorganen 

sowie dem mit ihnen zusammenarbeitenden gesamten SS-Apparat übertragen wurde, 

führte dazu, dass die Aussiedlung einen außergewöhnlich brutalen Charakter annahm 

und mit der Gefährdung von Leben und Gesundheit der Ausgesiedelten einherging. 

In den eingegliederten Gebieten bereitete man sich bereits ab Mitte Oktober 1939 

darauf vor, die Aussiedlung von Polen und Juden ins GG zu organisieren und durch-

zuführen. Zu diesem Zweck wurden eigene Behörden für Siedlungs- und Aussied-

lungsfragen ins Leben gerufen. Die Namen dieser Einrichtungen wurden mehrfach 

                                                           
3
  CZESŁAW ŁUCZAK: Polska i Polacy w drugiej wojnie światowej [Polen und die Polen im 

Zweiten Weltkrieg], Poznań 1993, S. 167; JERZY MARCZEWSKI: Hitlerowska koncepcja po-

lityki kolonizacyjno-wysiedleńczej i jej realizacja w „Okręgu Warty“ [Die nationalsozialis-

tische Konzeption der Kolonisierungs- und Aussiedlungspolitik und ihre Umsetzung im 

„Warthegau“], Poznań 1979, S. 333-347; JANUSZ SOBCZAK: Hitlerowskie przesiedlenia 

ludności niemieckiej w dobie II wojny światowej [Die Umsiedlung der deutschen Bevölke-

rung durch die Nationalsozialisten während des Zweiten Weltkriegs], Poznań 1966, S. 27-
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geändert; erst im April 1940 wurde in Posen die Umwandererzentralstelle (UWZ) ge-

schaffen, die mit anderen Stellen dieser Art für die Aussiedlung der polnischen Be-

völkerung ins GG sowie für deren Umsiedlung innerhalb der einzelnen Verwaltungs-

einheiten der eingegliederten Gebiete verantwortlich war.
4
 

Zu den wichtigsten Kriterien, nach denen die auszusiedelnden Polen ausgewählt 

wurden, gehörten die politische Vergangenheit, die Zugehörigkeit zur Schicht der pol-

nischen Intelligenz, die Eignung für eine Führungsrolle oder Aktivität in der polni-

schen Untergrundbewegung, die Besitzverhältnisse und der Wohnort; auch die Abnei-

gung deutscher Nachbarn gegenüber einzelnen Polen. Zu deportieren waren auch Per-

sonen, die als asozial oder als Kriminelle eingestuft wurden. Angeordnet wurde auch 

die Aussiedlung einer entsprechenden Zahl von Handwerkern, Kaufleuten und ande-

ren, deren Gut den deutschen Ansiedlern übertragen werden sollte.  

Laut Rundschreiben Himmlers vom 10. November 1939 unterlag der Besitz der aus-

gesiedelten Personen der Konfiskation zugunsten des Reiches; wer über die genau 

bezeichneten Gegenstände hinaus weitere Habe aus seiner Wohnung mitnahm, dem dro-

hten strenge Strafen. Anfangs wurden Polen je 200 Złoty, Juden je 100 Złoty belassen; 

später betrug diese Summe für Polen 50 RM und für Juden 25 RM. Die Auszusiedelnden 

durften nur Handgepäck mitnehmen. In der ersten Phase der Aussiedlungsaktionen durfte 

es 12 kg pro Erwachsenen nicht überschreiten, ab Frühjahr 1940 lag die Obergrenze bei 

25-30 kg, für Kinder um die Hälfte niedriger. Nicht mitgenommen werden durften 

Schmuck (außer Eheringen), Kunstwerke, Devisen und andere Wertgegenstände.
5
 

Die Aktionen zur Aussiedlung von Polen begannen stets damit, dass die jeweili-

gen Ortschaften bzw. in Städten die betroffenen Straßen von einer dichten Polizeiket-

te umstellt wurden. Dies geschah zumeist am späten Abend oder am frühen Morgen; 

denn man wollte die Auszusiedelnden zu Hause antreffen und außerdem den Überra-

schungseffekt ausnutzen, der eine vorherige Vorbereitung auf die Evakuation verhin-

dern sollte. Die Betroffenen wurden in der Regel binnen 15-30 Minuten fortgebracht, 

in Ausnahmefällen hatten sie eine Stunde, um die zugelassenen Sachen zu packen. 

Ein Teil der ausgesiedelten Polen und Juden wurde mit diversen Transportmitteln in 

provisorische Durchgangslager gebracht. In einigen Ortschaften, die über günstige Ei-

senbahnverbindungen verfügten, wurden Gruppen von zu Deportierenden direkt zu 

den Bahnhöfen geleitet und von dort in das GG abtransportiert. 

                                                           
4
  Die vollständige offizielle Bezeichnung dieser Stelle lautete „Der Chef der Sicherheitspo-

lizei und des SD – Umwandererzentralstelle in Posen“. Eine ähnliche Behörde für den 

Reichsgau Danzig-Westpreußen wurde am 15.11.1940 eingerichtet. In Oberschlesien und 

Ostpreußen dagegen, wo die Aussiedlungsaktionen nicht sehr umfangreich waren, arbeite-

ten statt solcher Zentralstellen nur entsprechende Einrichtungen bei den lokalen Inspekteu-

ren der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes. Vgl. Biuletyn Głównej Komisji Ba-

dania Zbrodni Hitlerowskich w Polsce (BGK) [Bulletin der Hauptkommission zur Erfor-

schung der Naziverbrechen in Polen], Bd. 12, Dok. Nr. 28, S. 85; Dok. Nr. 17, S. 62. 
5
  Ebenda, S. 24-28; CZESŁAW ŁUCZAK: Wysiedlenia ludności polskiej na tzw. ziemiach 

wcielonych do Rzeszy 1939-1945 [Die Aussiedlung der polnischen Bevölkerung in den so-

genannten in das Reich eingegliederten Gebieten 1939-1945], Poznań 1969 (Documenta 

Occupationis, 8), Dok. Nr. 5, S. 9. 
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Die ersten Lager für die von der Aussiedlung betroffene polnische Bevölkerung 

wurden in Großpolen eingerichtet – zumeist in Gewerbegebäuden oder Industrieob-

jekten, die selbst für eine kurzzeitige Unterbringung von Menschen in keiner Weise 

geeignet waren. Dort wurden die Ausgesiedelten, nachdem man sie aus ihren Woh-

nungen geworfen hatte und vor der endgültigen Deportation in das GG, mehrere Tage 

oder gar Wochen lang unter den primitivsten Bedingungen gefangen gehalten. Alle 

diese Lager wurden zwar gemeinhin als Übergangslager oder Durchgangslager be-

zeichnet, doch gab es auch noch andere Begriffe wie Lager, Internierungslager, Um-

siedlungslager oder Sammellager. 

Eines der ersten war das im November 1939 in Posen eingerichtete Durchgangsla-

ger Główna, aus dem bis Mitte Mai 1940 mehr als 33 000 Einwohner Posens und 

Großpolens in das GG deportiert wurden.
6
 Bis zum Frühjahr 1940 existierten in den 

eingegliederten Gebieten auch kleinere Umsiedlungslager für die zur Aussiedlung in 

das GG Vorgesehenen. Ab Mai 1940 jedoch wurden alle deportierten Polen aus die-

sen Gebieten direkt in mehrere in Lodz eingerichtete Lager dieser Art verbracht. Zu 

den größten von ihnen gehörten das Lager in Konstantynów bei Lodz und das soge-

nannte zentrale Durchgangslager in Lodz, von dem aus die Betroffenen auf andere La-

ger verteilt wurden. Darüber hinaus wurden hier die ersten Selektionen nach rassi-

schen Kriterien vorgenommen und über die Deportation einzelner Personen zur Zwangs-

arbeit ins Reich entschieden. Die zur Aussiedlung Bestimmten mussten in den Lagern 

auf ihren Abtransport ins GG warten.
7
 

Nach der Verbringung in die Lager wurden alle Ausgesiedelten registriert. An-

schließend durchsuchte man sie, um ihnen gegebenfalls Geld, Schmuck und andere 

Wertgegenstände abzunehmen, die manche vor dem Verlassen ihrer Wohnung hatten 

verstecken können. Die Plage aller Lager war auch die miserable Ernährung. In einer 

besonders schwierigen Situation waren die ersten Gruppen ausgesiedelter Polen, die 

selbst diese äußerst knappen Lebensmittelrationen erst nach zwei oder sogar drei Ta-

gen im Lager erhielten. In solchen Fällen behalf man sich mit dem, was man viel-

leicht hatte mitnehmen können, und teilte mit jenen, die keinerlei Lebensmittelvorräte 

besaßen. Eine Qual und gefährlich war auch die Kälte, die in den undichten Lagerge-

bäuden herrschte; denn im Winter 1939/40 sank die Temperatur nachts häufig unter  

-25° C, tagsüber bewegte sie sich um -15° C. Am beschwerlichsten und geradezu un-

vorstellbar waren die sanitären Bedingungen, die in den meisten Lagern herrschten 

und die in Kombination mit den anderen Faktoren zur Ursache zahlreicher Erkran-

kungen und auch von Todesfällen, insbesondere unter Kindern und älteren Menschen, 

wurden.
8
 

                                                           
6
  MARIA RUTOWSKA: Lager Glowna. Niemiecki obóz przesiedleńczy na Głównej w Pozna-

niu dla ludności polskiej (1939-1940) [Lager Glowna. Das deutsche Durchgangslager im 

Posener Stadtteil Główna für die polnische Bevölkerung (1939-1940)], Poznań 2008 (Do-

cumenta Occupationis, 16), S. 22. 
7 

 SŁAWOMIR ABRAMOWICZ: Obozy przejściowe i przesiedleńcze [Übergangs- und Umsied-

lungslager], in: Obozy hitlerowskie w Łodzi, hrsg. von ALBIN GŁOWACKI und SŁAWOMIR 

ABRAMOWICZ, Łódź 1998, S. 101-132. 
8
  RUTOWSKA, Lager Glowna (wie Anm. 6), S. 37-59. 
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Neben den Umsiedlungslagern entstanden in den eingegliederten Gebieten soge-

nannte Sammelpunkte, zu denen die Ausgesiedelten zumeist mehrere Stunden, gele-

gentlich auch mehrere Tage vor der Zusammenstellung eines Transports in das GG 

verbracht wurden. Die hier unter extrem schwierigen Bedingungen festgehaltenen Aus-

gesiedelten erhielten keinerlei Nahrung, und man gewährte ihnen nicht einmal die pri-

mitivsten sanitären Bedingungen. In den erhaltenen deutschen Transportlisten werden 

diese Punkte mit dem allgemeinen Begriff „Lager“ bezeichnet. 

Von November 1939 bis Februar 1940 wurde die jüdische Bevölkerung aus den 

westlichen Kreisen des Warthelandes, wo ihr Anteil an der Bevölkerung recht gering 

war, fast vollständig ins GG deportiert. Aus den östlichen Kreisen dagegen wurden 

die Juden in demselben Zeitraum nur zu einem geringen Teil ausgesiedelt. Die in den 

eingegliederten Gebieten verbliebenen Juden begann man in Ghettos umzusiedeln, 

um sie später der Massenvernichtung auszuliefern.
9
 

Das Wartheland war das Gebiet mit der zahlenmäßig größten Neuansiedlung von 

Deutschen und den umfangreichsten Kolonisierungsaktionen, was zur Folge hatte, 

dass hier auch die Aussiedlung der polnischen Bevölkerung am massivsten betrieben 

wurde. Vorschub leistete dem die Haltung des Reichsstatthalters Arthur Greiser, der 

ein entschiedener Gegner selbst einer partiellen Germanisierung der Polen war; diese 

Methode sei im preußischen Herrschaftsgebiet in der Zeit der Teilungen Polens voll-

ständig gescheitert. Greiser formulierte das so: „Die Eindeutschung des Warthegaus 

heißt meiner Meinung nach, dass kein anderes Volk außer dem deutschen das Recht 

hat, hier zu wohnen. Das ist der Unterschied zwischen meiner Kolonisierung und der 

alten Kolonisierung im Bismarckschen Stil.“
10

 

Deutschen Berichten zufolge wurden im Zuge des 1. Nahplans bis zum 17. De-

zember 1939 87 765 Personen – mehrheitlich Polen, aber auch Juden – aus dem War-

theland in das GG deportiert. Im Rahmen des nächsten Aussiedlungsplanes wurden zwi-

schen dem 10. Februar und dem 15. März 1940 40 128 Polen in das GG ausgesiedelt. 

Im März 1940 wurden die Aussiedlertransporte in das GG vorübergehend ausge-

setzt. Der unmittelbare Grund für diese Entscheidung waren die Vorbereitungen für die 

Kriegshandlungen im Westen Europas. Wieder aufgenommen wurde die Aussiedlung 

im Mai 1940, nach der Einrichtung der Umwandererzentralstelle. Diese organisa-

torische Veränderung sollte aus Sicht der Besatzungsmacht den Verlauf der Aussied-

lungsaktion effizienter gestalten; sie eröffnete die Phase der zahlenmäßig umfang-

reichsten Aussiedlung polnischer Bevölkerung in das GG. Insgesamt wurden von Mai 

                                                           
9
  DANUTA DĄBROWSKA:  Zagłada skupisk żydowskich w „Kraju Warty“ w okresie okupacji 

hitlerowskiej [Die Vernichtung der jüdischen Siedlungsgebiete im „Warthegau“ während 

der nationalsozialistischen Besatzung], in: Biuletyn Żydowskiego Instytutu Historycznego 

13-14 (1955), S. 122-184; Eksterminacja Żydów na ziemiach polskich w okresie okupacji 

hitlerowskiej. Zbiór dokumentów [Die Vernichtung der Juden in den polnischen Gebieten 

während der Nazi-Besatzung. Gesammelte Dokumente], hrsg. von TATIANA BERENSTEIN 

u.a., Warszawa 1957, S. 33. 
10

  Zit. nach JANUSZ GUMKOWSKI, TADEUSZ KUŁAKOWSKI: Zbrodniarze hitlerowscy przed 

Najwyższym Trybunałem Narodowym [Naziverbrecher vor dem Obersten Volkstribunal], 

Warszawa 1961, S. 38. 
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1940 bis zum 20. Januar 1941 im Rahmen des 2. Nahplans 121 594 Polen in das GG 

deportiert. Bis zum 15. März umfassten die Transporte weitere 19 226 Personen, davon 

17 086 Polen und 2 140 Juden. Die Gesamtzahl der zwischen Dezember 1939 und März 

1941 aus dem Wartheland in das GG ausgesiedelten Personen betrug über 280 600.
11

 

In den übrigen eingegliederten Gebieten wurde die Aussiedlung der polnischen Be-

völkerung in das GG in geringerem Ausmaß durchgeführt. Die Statthalter der Gaue 

Danzig-Westpreußen und Schlesien, Albert Forster und Josef Wagner (später Fritz 

Bracht), waren grundsätzlich gegen die Kolonisierung ihrer Gebiete mittels deutscher 

Umsiedler und waren nur zur Aufnahme einer geringen Zahl von ihnen bereit. Im Rah-

men der organisierten Aussiedlungsaktionen wurden bis zum 15. März 1941 insgesamt 

41 262 Personen aus dem Reichsgau Danzig-Westpreußen in das GG deportiert.
12

 

Vom 23. September bis zum 12. November 1940 betraf die Aussiedlung der pol-

nischen Bevölkerung aus dem Gau Schlesien in das GG 22 148 Personen. Es handelte 

sich um ländliche Bevölkerung sowie Stadtbewohner aus dem Kreis und der Stadt 

Saybusch (Żywiec), an deren Stelle 600-800 Bergarbeiterfamilien aus Galizien ange-

siedelt wurden.
13

 

Von der Deportation aus dem Regierungsbezirk Zichenau in das GG waren Polen 

und Juden betroffen, die im Kreis und in der Stadt Mielau (Mława) wohnten. Insge-

samt wurden aus diesem Gebiet 20 646 Personen in das GG ausgesiedelt.
14

 

                                                           
11

  Archiv des Zweiten Weltkrieges im Westinstitut, I.Z. Dok. I-152, Monatsbericht der UWZ-

Litzmannstadt. Oktober 1944; WŁODZIMIERZ JASTRZĘBSKI: Hitlerowskie wysiedlenia z ziem 

polskich wcielonych do Rzeszy, 1939-1945 [Die Aussiedlung aus den in das Reich einge-

gliederten polnischen Gebieten durch die Nationalsozialisten, 1939-1945], Poznań 1968, 

S. 73-74; MARIA RUTOWSKA: Wysiedlenia ludności polskiej z Kraju Warty do General-

nego Gubernatorstwa 1939-1945 [Die Aussiedlung der polnischen Bevölkerung aus dem 

Wartheland in das Generalgouvernement 1939-1941], Poznań 2003, S. 57-58; Wysiedlenia, 

wypędzenia i ucieczki 1939-1959. Atlas ziem Polski [Aussiedlung, Vertreibung und Flucht 

1939-1959. Atlas der polnischen Gebiete], hrsg. von GRZEGORZ HRYCIUK u.a., Warszawa 

2008, S. 62-65. 
12

  WŁODZIMIERZ JASTRZĘBSKI, JAN SZILING: Okupacja hitlerowska na Pomorzu Gdańskim w 

latach 1939-1945 [Die nationalsozialistische Besatzung in Pommerellen 1939-1945], Gdańsk 

1979, S. 141-159; WŁODZIMIERZ JASTRZĘBSKI: Bilans rządów niemieckich na ziemiach pol-

skich wcielonych do Rzeszy (1939-1945) [Die Bilanz der deutschen Herrschaft in den in das 

Reich eingegliederten polnischen Gebieten (1939-1945)], in: Wrzesień 1939 roku i jego 

konsekwencje dla ziem zachodnich i północnych Drugiej Rzeczypospolitej, hrsg. von 

RYSZARD SUDZIŃSKI und WŁODZIMIERZ JASTRZĘBSKI, Toruń – Bydgoszcz 2001, S. 175-183. 
13

  ALFRED KONIECZNY: Wysiedlenia ludności polskiej powiatu żywieckiego w 1940 r. (Say-

busch-Aktion) [Die Aussiedlung der polnischen Bevölkerung des Kreises Żywiec 1940 

(Saybusch-Aktion)], in: Studia Śląskie, Seria nowa 20 (1971), S. 246; BGK, Bd. 12, Dok. 

Nr. 43, S. 98; Dok. Nr. 80, S. 136; Dok. Nr. 83, S. 133; SYBILLE STEINBACHER: „Muster-

stadt“ Auschwitz. Germanisierungspolitik und Judenmord in Ostoberschlesien, München 

2000, S. 136. 
14

  JASTRZĘBSKI, Hitlerowskie wysiedlenia (wie Anm. 11), S. 70-74, 81; CZESŁAW MADAJ-

CZYK: Polityka III Rzeszy w okupowanej Polsce [Die Politik des Dritten Reichs im besetz-

ten Polen], Warszawa 1970, Bd. 1, S. 336. 
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Die Deportation der ausgesiedelten polnischen Bevölkerung aus den eingeglieder-

ten Gebieten in das GG erfolgte per Bahn. Der Transport dauerte zumeist mehrere Ta-

ge, und die ausgesiedelten Polen brachten diese „Reise“ in übermäßiger Enge zu, in 

der Regel in unbeheizten Personen- oder Güterwaggons. Hunger und klirrende Kälte 

setzten ihnen zu, besonders während des strengen Winters 1939/40. Die im Sommer 

und Frühherbst 1940 Deportierten dagegen quälten Hitze, Durst und schlechte Luft. 

Alle diese Umstände waren die unmittelbare Ursache von Todesfällen während der 

Transporte, insbesondere unter Kindern, älteren Menschen und Kranken.
15

 

Am 6. Januar 1941 fand eine Beratung über die Grundzüge des 3. Nahplans statt, 

in dem für die Zeit von Januar 1941 bis Januar 1942 die Aussiedlung von ca. 330 000 

Polen aus dem Wartheland vorgesehen war. Wegen der Vorbereitung des Reiches auf 

den Krieg gegen die UdSSR wurde jedoch Mitte März 1941 die Deportation von Po-

len aus allen eingegliederten Gebieten in das GG gestoppt. 

Zeitlich fiel dieser Stopp mit einem Wandel in Hitlers Haltung zum zukünftigen 

Schicksal des GG zusammen. Hitler ging von einem raschen Sieg über die UdSSR und 

der Eroberung weiter Gebiete im Osten aus; dementsprechend gab er im März 1941 an 

Generalgouverneur Frank neue Richtlinien zur Politik gegenüber dem GG aus. 

Während eines Treffens in Krakau mit Unterstaatssekretären, dem SS- und Polizei-

führer sowie den Distriktgouverneuren wurden sie bekannt gegeben. Frank führte aus: 

„Der Führer ist entschlossen, aus diesem Gebiet im Laufe von 15 bis 20 Jahren ein rein 

deutsches Land zu machen. Das Wort von der Heimstätte des polnisches Volkes wird auf 

dieses Gebiet des bisherigen Generalgouvernements [...] nun nicht mehr anwendbar sein.“
16

  

In der umfangreichen Fachliteratur finden sich zur Aussiedlung von Polen und Ju-

den aus den in das Reich eingegliederten Gebieten in das GG in den Jahren 1939-1941 

die verschiedensten Zahlen und Schätzungen, die häufig stark voneinander abweichen. 

Um die quantitativen Angaben zu den organisierten deutschen Aussiedlungsaktionen zu 

präzisieren, wurden jene Daten aus den Berichten der UWZ zugrunde gelegt, die nach 

gründlicher Analyse glaubwürdig erscheinen. Danach wurden zwischen Dezember 

1939 und März 1941 365 000 Personen aus den in das Dritte Reich eingegliederten 

                                                           
15

  Eine Beschreibung der Bedingungen, unter denen die Ausgesiedelten im Dezember 1939 

reisten, findet sich in einem Bericht, den der deutsche Landrat Becht aus Tarnów im GG 

damals angefertigt hat. „Die Transporte waren überhaupt nicht organisiert [...] So ist kürz-

lich ein Transport aus Posen am Dienstag abgegangen und am Freitag ohne Verpflegung 

angekommen. In Krakau wurden 40 Kinder ausgeladen, die unterwegs gestorben waren“ 

(zit. nach MARCZEWSKI, Hitlerowska koncepcja (wie Anm. 3), S. 166.) Auf einer von 

Adolf Eichmann einberufenen Konferenz im RSHA in Berlin am 4. Januar 1940 sagte der 

Sachbearbeiter für Aussiedlungsfragen im GG, SS-Hauptsturmführer Mohr: „Die Leute 

mussten bis zu 8 Tagen in verschlossenen Eisenbahnwagen sitzen ohne ihre Notdurft ver-

richten zu können. Ausserdem sind bei einem Transport während der grossen Kälte 100 Er-

frierungen vorgekommen.“ (BGK, Bd. XII/1960, Dok. Nr. 12, S. 37 F). 
16

  Das Diensttagebuch des deutschen Generalgouverneurs in Polen 1939-1945, hrsg. von WER-

NER PRÄG und WOLFGANG JACOBMEYER, Stuttgart 1975 (Veröffentlichungen des Instituts 

für Zeitgeschichte: Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte, 20), S. 335 f. 
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Gebieten in das GG ausgesiedelt. Dieses Ergebnis entspricht auch dem Zahlenmaterial, 

das der Polnische Westverband kurz nach Kriegsende zusammengetragen hat.
17

 

 
Aussiedlung der polnischen Bevölkerung aus den in das Reich eingegliederten Gebieten in das 

Generalgouvernement 1939-1941 (Zahlenübersicht): 

Gebiet ins GG Ausgesiedelte 
(von Dez. 1939 bis 15.03.1941) 

Wartheland 280 609 

Danzig-Westpreußen  41 262 

Oberschlesien 22 148 

Regierungsbezirk Zichenau 20 646 

Summe: 364 665 

Quellen: Archiv des Zweiten Weltkrieges im Westinstitut, I.Z. Dok. I-152, Monatsbericht der UWZ (Um-

wandererzentralstelle) – Litzmannstadt, Oktober 1944; MADAJCZYK, Polityka III Rzeszy w okupowanej 

Polsce (wie Anm. 14), S. 336 Tab. 30; JASTRZĘBSKI, Hitlerowskie wysiedlenia (wie Anm. 11), S. 132-

134; MARTIN BROSZAT: Nationalsozialistische Polenpolitik 1939-1945, Stuttgart 1961, S. 101; KONIECZ-

NY, Wysiedlenia ludności polskiej (wie Anm. 13), S. 246 f.; RUTOWSKA, Wysiedlenia ludności polskiej z 

Kraju Warty (wie Anm. 11), S. 37; STEINBACHER, „Musterstadt“ Auschwitz. (wie Anm. 13), S. 131-138; 

Wysiedlenia, wypędzenia i ucieczki 1939-1959 (wie Anm. 11), S. 64 f. 

 

Schwer zu bestimmen ist die Zahl der Polen und Juden, die aus Angst vor Verhaftung 

oder vor der Brutalität der Aussiedlung in das GG flohen. Solche Fälle gab es insbe-

sondere in den ersten Wochen der Okkupation, als der Terror in den später in das Reich 

eingliederten Gebieten besonders intensiv war. Insgesamt kamen daher schließlich 

mehr Polen und Juden aus den eingegliederten Gebieten in das GG, als aus den Doku-

menten hervorgeht, die bloß die Zahl derjenigen Personen erfassen, die im Rahmen 

der von den Besatzern organisierten Aussiedlungsaktionen dorthin deportiert wurden. 

Wie Czesław Madajczyk unter Berufung auf die Daten des Hauptfürsorgerats (RGO) 

ausführt, hielten sich im GG im März 1942 ca. 391 000 Personen auf, die vor Ausbruch 

des Krieges in den später in das Reich eingegliederten Gebieten gewohnt hatten.
18

 Die 

„Differenz“ zwischen der Zahl der von den Besatzern Ausgesiedelten (365 000) und 

der Zahl der tatsächlich im GG sich aufhaltenden Personen betrug also ca. 26 000. 

Man kann also davon ausgehen, dass aus den in das Reich eingegliederten Gebieten 

etwa 400 000 Polen und Juden in das GG zwangsdeportiert wurden, umgezogen oder 

geflohen sind.
19

 

 

 Aus dem Polnischen von Jan Conrad 
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  STANISŁAW WASZAK: Bilans walki narodowościowej rządów Greisera [Die Bilanz des 

Volkstumskampfes des Greiser-Regimes], in: Przegląd Zachodni 6 (1946), S. 494. 
18

  MADAJCZYK, Polityka III Rzeszy w okupowanej Polsce (wie Anm. 14), S. 335. 
19

  BOGDAN KROLL: Rada Główna Opiekuńcza 1939-1945 [Der Hauptfürsorgerat 1939-1945], 

Warszawa 1985, S. 201 f. 
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„Rettung vor dem Bolschewismus“? 

Die Ansiedlung der Deutschbalten im Warthegau 

von 

Matthias  S c h r ö d e r  

 

 

 

Ausgangspunkt und Forschungslage 
 

Die Erinnerung sei das einzige Paradies, aus dem wir nicht vertrieben werden könn-

ten, meinte Jean Paul
1
 – ein Postulat, das Historiker bei der wissenschaftlichen Auf-

arbeitung zeitgeschichtlicher Vorgänge stets begleitet, insbesondere beim Umgang 

mit Zeitzeugen. Allerdings wird die Erinnerung an die Kriegszeit des Zweiten Welt-

kriegs wohl kaum eine ‚paradiesische‘ Erfahrungswelt zu Tage fördern – das Erinnern 

an den Zweiten Weltkrieg fällt Zeitzeugen nicht nur schwer, es ist auch sehr schmerz-

haft. Was profan klingt, kann in der Praxis der historischen Forschung massive Ein-

schränkungen in der alltäglichen Arbeit nach sich ziehen: Noch heute bleiben Privat-

archive und Nachlässe wichtiger Zeitzeugen unter Verschluss und als „Nestbeschmut-

zer“ galt über Jahrzehnte hinweg, wer an den Grundfesten tradierter Geschichtsbilder 

rütteln wollte.  

Im Folgenden wird ein Bereich der deutschbaltischen Geschichte behandelt, der 

bis vor einigen Jahren vorwiegend im landsmannschaftlichen Zirkel diskutiert wurde: 

das sogenannte „Heim-ins-Reich“ der Deutschbalten 1939/40. Wie könne man erklä-

ren, fragte Rex Rexheuser
2
, dass von einem Tag zum anderen und aus eigenem Ent-

schluss, ohne dass physischer Zwang sie genötigt hätte, eine vieltausendköpfige Men-

schengruppe die Richtung ihres Handelns ins Gegenteil verkehrte und eine kollektive 

Trennung von der Heimat vollzog, die nur wenige Wochen zuvor völlig undenkbar 

gewesen wäre. Ungläubiges Erschrecken habe im Spätsommer 1939 unter den Deutsch-

balten geherrscht, als offenbar wurde, dass das Deutsche Reich seinen antisowjeti-

schen Kurs aufgab und eine Kooperation mit Moskau anstrebte: „Die Deutschbalten 

waren betroffen und standen überdies vor der unerwarteten Tatsache, dass die Rote 

                                                           
1
  JEAN PAUL [Johann Paul Friedrich Richter]: Aphorismen, Leipzig 1982. Der vorliegende 

Beitrag basiert auf folgenden Studien des Autors: MATTHIAS SCHRÖDER: Die Umsiedlung 

der Deutschbalten in den ‚Warthegau‘ 1939/40 im Kontext nationalsozialistischer Bevölke-

rungspolitik, in: Kontrapunkt. Vergangenheitsdiskurse und Gegenwartsverständnis, hrsg. 

von SABINE MECKING und STEFAN SCHRÖDER, Essen 2005, sowie DERS.: Die Umsiedlung 

der Deutschbalten im Kontext europäischer Zwangsmigrationen, in: Nordost-Archiv, The-

menheft „Zwangsmigrationen in Nordosteuropa“, N.F. Bd. 14, Lüneburg 2006. 
2
  REX REXHEUSER: Die Umsiedlung der Deutschbalten 1939. Versuch einer historischen Ein-

ordnung, in: Jahrbuch des baltischen Deutschtums 36 (1989), S. 9-27. 
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Armee ausgerechnet von der eigenen Schutzmacht ins Land geholt wurde.“
3
 Wenn-

gleich Rexheuser die Stimmungslage innerhalb der deutschbaltischen Volksgruppe 

hier zutreffend beschreibt, vermeidet er die Einordnung der Umsiedlung in den Kon-

text nationalsozialistischer Raumplanung und Siedlungspolitik und weist vereinfachend 

auf die Schicksalhaftigkeit der Ereignisse hin: „Insgeheim war es doch Nötigung, die 

erste in jener langen Reihe von Vertreibungen, die der neue Weltkrieg entfesselte.“ 

Auch in „den zweiten Akt“, die Ansiedlung im Warthegau, seien die Deutschbalten 

„ohne Absicht, aber sehenden Auges“ verwickelt worden. Als Wilhelm Lenz 1979 

auf den Zusammenhang zwischen Baltenumsiedlung und Polen- und Judendeportatio-

nen hinwies, löste er damit eine Welle empörter Reaktionen von Betroffenen aus, die 

in Leserbriefen die Umsiedlung zumeist als „Rettungsaktion vor dem Bolschewis-

mus“ verstanden wissen wollten.
4
  

Vor allem Hans-Erich Volkmann ist es zu verdanken, dass die Um- und Ansied-

lung der Deutschbalten in den Kontext nationalsozialistischer „Lebensraumpolitik“ 

eingeordnet wurde. Unter dem Motto „Gemeinsames Blut gehört in ein gemeinsames 

Reich“ sei die Umsiedlung deutschstämmiger Bevölkerungsgruppen zum einen als 

„Ausfluß nationalsozialistischer Bevölkerungspolitik“, zum anderen als Konsequenz 

des bereits vor 1933 formulierten Lebensraumprogramms anzusehen.
5
 

 

 

Vom Baltikum in den Reichsgau Wartheland 
 

Die Schilderung der Ansiedlung der deutschbaltischen Umsiedler im Warthegau soll 

einleitend ein Erinnerungsbericht von Andreas Müller eröffnen
6
:  

„Der Verlust der Heimat tat mir nicht weh. Heimat waren für mich die Menschen, die ich 

kannte und mochte. Sie alle zogen mit in die Fremde. Noch war ich lange nicht reif genug 

zu begreifen, daß auch Steine, Flüsse und Landschaften, die Gräber und Wirkungsstätten 

der Vorfahren sowie die Laute des Lettischen Heimat sein können. Es begann ein gründli-

ches Sichten in der Wohnung und auf dem Boden und im Keller. Zu überlegen war, was 

mitzunehmen, zu verkaufen oder fortzuwerfen ist. [...] Am Ende war alles, was wir an 

transportablen Sachwerten zum Start in der ‚neuen Heimat‘ für sinnvoll hielten, in vor-

schriftsmäßigen Holzverschlägen verstaut und bereit, abgeholt zu werden. Um es gleich zu 

sagen: Wir sahen nur die Hälfte davon wieder. [...] Während der Packerei merkten wir Kin-

                                                           
3
  Ebenda, S. 14. 

4
  WILHELM LENZ: Dort, wo andere vertrieben wurden, in: Baltische Briefe 32 (1979), 10, S. 1 f. 

5
  HANS-ERICH VOLKMANN: Zur Ansiedlung der Deutschbalten im „Warthegau“, in: Zeit-

schrift für Ostforschung 30 (1981), S. 527-558. Weiter GÖTZ ALY: ‚Endlösung‘. Völker-

verschiebung und der Mord an den europäischen Juden, Berlin 1999, und UTE SCHMIDT: 

Der ‚Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums‘. Fallbeispiel Transfer der 

Bessarabiendeutschen, in: Das organisierte Chaos. ‚Ämterdarwinismus‘ und ‚Gesinnungs-

ethik‘: Determinanten nationalsozialistischer Besatzungsherrschaft, hrsg. von GERHARD 

OTTO und JOHANNES HOUWINK TEN CATE, Berlin 1999, S. 199-230. 
6
  ANDREAS MÜLLER: Ein Balte erinnert sich. Erlebte Endzeiten 1939-45, o.O. 1988, hier 

S. 60-62. 
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der, daß unsere Mutter zunehmend die Nerven verlor. Bald wirkte sie apathisch, bald völlig 

verstört. [...] An einem späten Abend zog sie, ohne ein Wort der Erklärung, den Mantel an, 

warf uns Kindern einen gedankenverlorenen Blick zu und ging den Korridor entlang zur 

Wohnungstür. In diesem Augenblick läutete es. Es erschien Tante ‚Meiti‘, um bei uns nach 

dem Rechten zu sehen. Beide Frauen stießen am Eingang fast zusammen. ‚Wohin willst Du 

denn noch so spät, um Gottes willen?‘, fragte verdutzt meine Tante. Meine Mutter brachte 

kein Wort hervor. Nach einer Weile ließ sie sich kraft- und willenlos zu Bett bringen. 

Später erfuhr ich den Hintergrund des Geschehens. Meine Mutter hatte den Gedanken, 

die Heimat aufzugeben, um in das von ihr abgelehnte ‚Dritte Reich‘ zu ziehen, mit zuneh-

mender Wartezeit immer unerträglicher gefunden. [...] In ihrer Verzweiflung keimte die 

Absicht aus dem Leben zu gehen. [...] Der Zustand meiner Mutter besserte sich nicht. Bald 

stellte sich heraus, sie musste in ein Krankenhaus. [...] Die Familienereignisse überschlu-

gen sich. Unsere Wohnung war leer, das Gepäck auf den Weg gebracht. Uns erreichte die 

Nachricht, dass unsere Mutter mit anderen Kranken und Hilflosen an Bord der ‚Oceana‘ 

Riga verlassen hatte. Bald erhielten wir von ihr eine Postkarte aus Ahlbeck auf Usedom, 

wo sie in einer Pflegestätte Aufnahme gefunden hatte.“ 

Die generalstabsmäßig organisierte Umsiedlung verlief nicht ohne Probleme. Trotz-

dem schätzten viele Umsiedler im Rückblick den Verlauf der Umsiedlung als sehr ge-

ordnet ein: Das erste von 18 Schiffen verließ Estland am 18. Oktober 1939, das letzte 

Schiff Reval am 15. November 1939. Das erste Schiff mit Lettlanddeutschen stach am 

7. November 1939 von Riga aus in See. Nach ca. 100 Transporten wurde nur einen 

Monat später die Aussiedlung von immerhin rund 65 000 Menschen aus dem Balti-

kum beendet.
7
  

Ganz im Gegensatz hierzu steht die Erinnerung an den Verlauf der Ansiedlung im 

Warthegau. Das bei den Deutschbalten vorhandene, recht idealisierte Bild vom soge-

nannten „Mutterland“, dem Deutschen Reich, wurde beim ersten Kontakt mit den na-

tionalsozialistischen Behörden schnell zerstört, wie viele Erinnerungen belegen. Die 

Ansiedlung folgte einem Konzept für den Aufbau annektierter Ostgebiete, in dem der 

Warthegau ein Musterland mit einer agrarischen Struktur werden sollte. Wie Hans-

Erich Volkmann betont, machte eine an diesem Vorhaben ausgerichtete Siedlung eine 

genaue Erfassung der Umsiedler nach Berufsgruppen notwendig. Diese habe ergeben, 

dass „die Umsiedler aus Est- und Lettland sich in vorteilhafter Weise mit dem ande-

                                                           
7
  LARS BOSSE: Vom Baltikum in den Reichsgau Wartheland, in: Deutschbalten, Weimarer 

Republik und Drittes Reich, hrsg. von MICHAEL GARLEFF, Bd. 1, Köln 2001, S. 305 f. mit 

zahlenmäßiger Aufstellung auf S. 307. Zur Ansiedlung siehe außerdem SCHRÖDER (wie 

Anm. 1), sowie WILFRIED SCHLAU: Die Deutschbalten, München 2001, darin Teil 2: Zur 

Wanderungs- und Sozialgeschichte der baltischen Deutschen, S. 32-49. Außerdem: CZE-

SŁAW ŁUCZAK: Die Ansiedlung der deutschen Bevölkerung im besetzten Polen 1939-

1945, in: Studia Historiae Oeconomicae 13 (1978), S.193-205, und JANUSZ SOBCZAK: Eth-

nic Germans as the Subject of the Nazi Resettlement Campaign during the Second World 

War, in: Polish Western Affairs 8 (1967), 2, S. 63-95. Neue Erkenntnisse zum Kontext 

von Ansiedlung und NS-Vernichtungspolitik liefert MICHAEL ALBERTI: Die Verfolgung 

und Vernichtung der Juden im Reichsgau Wartheland 1939-1945. Wiesbaden 2006 (DHI 

Warschau – Quellen und Studien, 17). 
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ren zur Ansiedlung im Warthegau vorgesehenen Auslandsdeutschtum, das überwie-

gend bäuerlicher Herkunft war, ergänzt“
8
, so Volkmann. Schon bei der Wohnungssu-

che traten allerdings große Probleme auf, vor allem, weil die aus den Städten Reval 

und Riga stammenden Umsiedler in der Stadt Posen oder anderen Städten bleiben und 

nicht in die ländlichen Gebiete ziehen wollten. Einem Bericht Erhard Kroegers aus 

dem Jahr 1940 zufolge verteilte sich die Ansiedlung der baltischen Umsiedler wie 

folgt: Insgesamt seien 51 000 Menschen im Warthegau und 11 000 im „Reichsgau West-

preußen“ angesiedelt worden, davon in den größeren Städten „in Posen 29 000, Litz-

mannstadt zirka 8 800, Gotenhafen 2 800, Kalisch 2 000, Bromberg 1 800, Gnesen 

1 700, Leslau 1 300“
9
. 

Während der schleppenden Einbürgerung und der Wohnungssuche vergingen meist 

zwei Monate, bis eine passende Wohnung gefunden werden konnte. Den Umsiedlern 

wurden überwiegend Wohnungen vertriebener Juden und Polen angeboten. Da der 

Wohnraum aber oft in ärmlichen Gebieten lag, erzeugte die Zuteilung Unmut und Un-

behagen unter den Umsiedlern, und die schlechte Wohnungsqualität führte zu einer 

Beschwerdeflut. 40-50% der Wohnungen wurden seitens der Einwandererberatungs-

stelle als schlecht eingestuft. Viele deutschbaltische Umsiedler waren verärgert über 

die Tatsache, dass es sich bei den überlassenen Wohnungen nicht um den versproche-

nen Naturalersatz gehandelt habe. Und Hartmut Rüß konstatiert:  

„Die meisten waren offenbar so sehr davon in Anspruch genommen, sich in der fremden 

Umgebung einzurichten, die versprochene ‚Wiedereinsetzung in den vorigen Stand‘ zu be-

werkstelligen und die viel versprechenden Möglichkeiten des Status als Angehörige eines 

in den ‚Pflanzgarten‘ der SS (Himmler) umgesiedelten ‚Herrenvolkes‘ zu nutzen, dass ih-

nen der Blick für das Leiden und die Unterdrückung der als Menschen zweiter Klasse be-

handelten Polen dabei verloren ging oder sie diese, achselzuckend und wegschauend, als 

eine notwendige Folge des Krieges hinnahmen“.10 

Rüß resümiert, dass es andererseits auch zahlreiche Umsiedler gegeben habe, die 

zeitlebens von schweren Gewissensbissen geplagt worden seien. Dies stellt auch Lars 

Bosse fest:  

„Das Wissen, an unrechtmäßigen Handlungen [...] beteiligt zu sein, und als Eindringling in 

noch wohnwarme Häuser zu kommen, war bei den Umsiedlern allgegenwärtig und ließ sich 

                                                           
8
  VOLKMANN (wie Anm. 5), S. 536 

9
  ERHARD KROEGER: Der Einsatz der Baltendeutschen in den Ostgauen, in: Deutsche Kultur 

im Osten. Volkspolitische Zeitschrift für die Ziele deutscher Arbeit im In- und Auslande, 

17 (1940), 3, S. 81 ff., hier S. 82. Zu Kroeger und weiteren deutschbaltischen SS-Führern 

vgl. die Studie: MATTHIAS SCHRÖDER: Deutschbaltische SS-Führer und Andrej Vlasov 

1942-1945, 2. Aufl., Paderborn 2003, sowie DERS.: Die deutschbaltische nationalsozialisti-

sche „Bewegung“ in Lettland unter Erhard Kroeger, in: Deutschbalten (wie Anm. 7), Bd. 2, 

Köln 2008, S. 121-149. 
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 HARTMUT RÜß: Ala Londenberg. Erinnerungen an Posen, in: Jahrbuch des baltischen Deutsch-

tums 2011, hrsg. von der Carl-Schirren-Gesellschaft, Lüneburg 2010, S. 178-188, zit. S. 
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nicht verdrängen, wenn die Wohnungen noch möbliert waren und alle Anzeichen auf eine 

überhastete ‚Abreise‘ der Vormieter deuteten.“11 

Ein Erinnerungsbericht des Zeitzeugen Jürgen Ernst Kroeger verdeutlicht dies ex-

emplarisch: 

„Ein sehr sonderbares Gefühl befiel uns, als wir ‚unsere‘ neue Wohnung betraten. [...] Die 

Polen müssen sehr plötzlich aus der Wohnung geworfen worden sein. Auf dem Speisetisch 

stand Geschirr, in der Küche befanden sich in einer Schüssel geschälte Kartoffeln. Auch 

hingen Kleider in den Schränken [...] Ein Bekannter berichtete mir später, dass es mehrere 

so genannte ‚Räumkommandos‘ gibt, welche die Polen aus ihren Wohnungen hinauswer-

fen. Die Hinausgeworfenen werden in Sammeltransporten ins Generalgouvernement abge-

schoben. Was aus ihnen wird, weiß kein Mensch.“
12

 

Ein zentrales Problem der Umsiedler stellte die Arbeitsplatzsuche dar. Lediglich 

22% der Deutschbalten waren in der Land- und Forstwirtschaft beschäftigt. Zudem 

glaubte man, nach freiwilliger Umsiedlung Anspruch auf freie Arbeitsplatzwahl zu 

haben, denn die massive Propaganda hatte die Erwartungen hoch geschraubt und gute 

berufliche Perspektiven versprochen. Gute Chancen gab es für Deutschbalten in der 

Verwaltung, in Schulen und der neu gegründeten „Reichsuniversität Posen“. Schwie-

rigkeiten bereitete die Berufsanerkennung von Ärzten und Rechtsanwälten und, oft-

mals aus politischen Gründen, die Integration von Journalisten und Künstlern. Häufig 

besser gestellt als vorher waren deutschbaltische Gutsbesitzer, die Höfe mit einer Durch-

schnittsfläche von 250 Hektar bewirtschafteten. Rund 2 000-2 500 baltische Gutsbe-

sitzer bewirtschafteten 5% der landwirtschaftlichen Nutzfläche des Warthegaus, etwa 

50 000 Hektar. Bis Mitte 1940 hatte rund die Hälfte aller Umsiedler eine Beschäfti-

gung. Die vermögensrechtlichen Fragen der Umsiedlung bearbeitete die Deutsche Um-

siedlungs-Treuhand-Gesellschaft m.b.H. (DUT), deren Aufsichtsrat wiederum der Na-

tionalsozialist Erhard Kroeger angehörte. Die Berliner DUT kooperierte eng mit der 

Haupttreuhandstelle Ost (HTO), die Hermann Göring als dem Beauftragten für den 

Vierjahresplan nachgeordnet war und die das gesamte requirierte jüdische und polni-

sche Vermögen erfasste, verwaltete und einer „Verwertung“ zuführte.
13

  

Die Deutschbalten erhielten von allen Vertragsumsiedlern den höchsten Ausgleich 

für zurückgelassenes Vermögen. Vor allem bei der Übernahme von Handelsbetrieben 

profitierten deutschbaltische Umsiedler erheblich. So wurde ausschließlich bei deutsch-
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  Zit. nach LARS BOSSE (wie Anm. 7), S. 317. Vgl. weiter JÜRGEN HEHN: Die Umsiedlung 
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land 1939-41, Neumünster 1972; sowie den ideologisch stark gefärbten Erinnerungsbericht 

des Leiters der deutschbaltischen NS-„Bewegung“ ERHARD KROEGER: Auszug aus der al-

ten Heimat. Die Umsiedlung der Baltendeutschen, Tübingen 1967. 
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baltischen Umsiedlern die Praxis sogenannter Ex-tunc-Verkäufe angewandt: Diese 

Regelung umfasste eine Rückdatierung von Kaufverträgen und bewirkte, dass den 

Deutschbalten – im Gegensatz zu anderen deutschen Käufern – von der Haupttreu-

handstelle Ost rückwirkend der gesamte Gewinn überlassen wurde, der während der 

kommissarischen Verwaltung erwirtschaftet worden war.
14

  

Andreas Müller schreibt in seinen Erinnerungen „Tatort Warthegau“, mancher Um-

siedler habe es nach der Vermögensaufteilung durchaus besser gehabt und selbst wert-

volles Sondergepäck wie Musikinstrumente und wertvolle Möbel sei auf dem Seeweg 

transportiert worden. Und „die großteils in KdF-Dampfern angereisten Balten genos-

sen de facto einen Privilegiertenstatus. Sie selbst empfanden diesen aufgrund ihrer 

Geschichte und überdurchschnittlichen Allgemeinbildung auch als durchaus standes-

gemäß.“
15

 Andere im Warthegau angesiedelte volksdeutsche Gruppen fühlten sich 

deshalb bei der Verteilung des polnischen Vermögens benachteiligt, ein Hintergrund 

des Unmuts, der den Deutschbalten im Warthegau entgegenschlug „und der sich in 

dem Vorwurf eines aus Sicht der Gauverwaltung und der ansässigen Volksdeutschen 

unangemessenen ‚Herrenmenschentums‘ äußerte“
16

. 

Erhard Kroeger hatte dem Reichsführer-SS Heinrich Himmler eine reibungslose 

Organisation der Umsiedlung mit Hinweis auf die Geschlossenheit der Volksgruppe 

versichert. Es bestand nun die Notwendigkeit, für die in wenigen Wochen „heimkeh-

renden“ Deutschbalten Platz zu schaffen. Dass der zum „Führer der Deutschen aus 

dem Baltikum“ avancierte Kroeger vom neuen Auftrag zur Besiedlung des „zurück 

gewonnenen deutschen Ostens“
17

 inständig beseelt war, bezeugen zeitgenössische Zeug-

nisse. Die Verortung der Umsiedlung auf einer geschichtlichen Achse von der mittel-

alterlichen Besiedlung des Ostseeraums durch „deutsche Ritter und Kaufleute“ hin 

zum „Heim-ins-Reich“-Ruf Hitlers zieht sich wie ein roter Faden durch Kroegers Pu-

blikationen. Noch in den 1960er Jahren äußerte Kroeger rückblickend, die entschei-

dende Voraussetzung für das „künftige Leben des baltischen Stammes“ habe 1939 in 

der geschlossenen Ansiedlung der deutschbaltischen Volksgruppe und deren „politi-

sche[m] Ordnungs- und Gestaltungsauftrag in einer osteuropäischen Landschaft“
18

 

bestanden. Kroegers Aussage macht an dieser Stelle deutlich, dass sein Sendungsbe-

wusstsein unter Rückgriff auf die Kolonisation des vermeintlich ‚wilden Ostens‘ im 

Mittelalter geschah und durchaus mit Adolf Hitlers Vorstellung von der Schaffung ei-

nes „germanischen Siedlungsgürtels“ als „unbezwingbarem Ostwall“ übereinstimm-

te.
19
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Wenngleich Kroegers politisches Engagement keinesfalls repräsentativ für das 

Gros der deutschbaltischen Umsiedler war, gab es eine nicht unbedeutende Gruppe 

überzeugter deutschbaltischer Nationalsozialisten, vor allem in der jüngeren Genera-

tion. Nicht wenige Umsiedler versuchten zudem, sich über Mitgliedschaften in der 

NSDAP und ihrer Gliederungen eine bessere Position zu sichern: Überzeugung, Op-

portunismus und auch Berechnung waren hier die Gründe für den Eintritt in NS-For-

mationen. Der Anteil aller Männer über 18 Jahre, die Mitglied in der SA, SS oder 

einer Parteiformation waren, lag bei 38%.
20

 Reguläre NSDAP-Mitglieder sind hier 

nicht einberechnet. Lars Bosse zieht den Schluss, dass dies Äußerungen über einen 

sehr hohen Anteil deutschbaltischer Umsiedler in Parteiformationen widerspräche.
21

 

Hans-Erich Volkmann kommt hingegen unter Berufung auf dieselbe Quelle zu dem 

Schluss, dass „wenn es der Vorsatz des nationalsozialistischen Regimes war, das bal-

tische Deutschtum sehr rasch seines spezifischen Eigenlebens als einer Oberschicht 

zu berauben, und zwar durch die Integration in die zahlreichen institutionellen Gliede-

rungen der Partei, dann ist dieses Bemühen sicherlich im großen und ganzen gelun-

gen.“ Es habe zudem eine große Zahl von Kriegsfreiwilligen gegeben.
22

 

Denjenigen Umsiedlern, die sich nicht politisch für den Nationalsozialismus enga-

gierten, fiel die mentale Eingewöhnung schwer und das landsmannschaftliche Zusam-

mengehörigkeitsgefühl rangierte vor einem reichsdeutschen Nationalbewusstsein. In-

tegrativ wirkte zunächst die evangelische Kirche, die jedoch seit 1940 durch Gauleiter 

Artur Greiser bekämpft wurde. Der Gedanke, eine Schicksalsgemeinschaft zu sein, 

wirkte auch nach außen und verstärkte auf Seiten der „Reichsdeutschen“ den Ein-

druck, einer geschlossenen Clique gegenüberzustehen. Auf einer Großkundgebung in 

Łódź (Litzmannstadt) brüskierte Gauleiter Greiser 1940 die baltischen Umsiedler und 

wies deren Forderungen zurück: Die Tatsache, dass man sich 700 Jahre unter frem-

dem Volkstum erhalten habe, rechtfertige keineswegs die heutigen Machtansprüche 

auf die Führung.
23

 Die meisten deutschbaltischen Umsiedler empfanden sich deshalb 

im Warthegau eher als Fremde und nicht zurückgekehrt „heim ins Reich“. 

 

 

Emigration oder Vertreibung? Zur Typologisierung der „Umsiedlung“ 
 

„Der Führer hat uns gerufen. Wir folgen!“ überschrieb Kroeger seinen 1939 verfass-

ten Aufruf an die Deutschbalten in Lettland.
24

 Kroeger und die deutschbaltischen Na-

tionalsozialisten begriffen das „Heim-ins-Reich“ als Chance, im Rahmen der folgen-

den „ethnischen Flurbereinigung“ in Osteuropa für sich und „ihre“ Volksgruppe füh-
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rende Positionen zu erlangen. Die eingangs formulierte Propagandaformel ist indes 

kaum zur Typologisierung der Baltenumsiedlung in toto geeignet. Dennoch dokumen-

tiert die Haltung Kroegers, dass die Geschichte der „diktierten Option“, wie Loeber 

die Umsiedlungsaktion kennzeichnete, nicht losgelöst betrachtet werden kann von der 

nationalsozialistischen Ideologie und ihren Verbrechen im Osten. Obwohl die Prota-

gonisten von Himmler bis Kroeger tatsächlich die Umsiedlung einer geschlossenen 

Volksgruppe in den politisch-ideologischen Kontext einzuordnen wussten, kann dies 

nicht ohne weiteres auf die meisten Umsiedler übertragen werden. Daher stellt sich 

die Frage nach dem Zwangscharakter der Umsiedlung 1939/40 und damit auch das ter-

minologische Problem, ob die Umsiedlung überhaupt unter den Begriff einer „Zwangs-

migration“ gefasst werden kann, aus zwei Perspektiven, von „oben“ und von „unten“. 

Oder, um es anders zu formulieren: Die Typologisierung der Umsiedlung muss so-

wohl die äußeren, politischen Rahmenbedingungen als auch die „inneren“, psycholo-

gisch wirksamen Faktoren, die Beweggründe der Umsiedler, berücksichtigen. 

Die deutschbaltische Umsiedlung fand vor dem formalen Hintergrund eines Ver-

tragswerkes statt, dem Abkommen zwischen dem Deutschen Reich und der Sowjet-

union. Unstrittig ist, dass die ausgehandelte geheime Zusatzvereinbarung zum Vertrag 

eine völkerrechtswidrige Aufteilung von Interessensphären vornahm, im Rahmen ag-

gressiver Expansionspolitik und auf Kosten Polens.
25

 Zu dem Zeitpunkt, als deutsch-

baltische Politiker Einfluss nahmen auf den Fortgang der Ereignisse, konnten sie 

letztlich nur noch versuchen, die Folgen dieses Vertragswerkes in ihrem Sinne zu be-

einflussen. Lars Bosse analysiert richtig, dass das Deutsche Reich „wohl auf die Ge-

biete, nicht aber auf die darin lebenden Deutschen verzichten wollte“.
26

 Die spätere 

deutsche Besatzungspolitik mit der Bildung des Reichskommissariats „Ostland“ am 

17. Juli 1941 verdeutlichte, dass die baltischen Staaten in den territorialen Planungen 

keinen Sonderstatus einnahmen. Nur wenige Tage zuvor hatte Hitler in kleinem Kreis 

geäußert, dass die deutsche Wehrhoheit sich bis zum Ural erstrecken solle, das ge-

samte „Baltenland“ werde deutsches Reichsgebiet.
27

  

Die im Folgenden sehr überstürzt verlaufende Umsiedlung war sicherlich keine 

deutschbaltische Wunschoption, doch angesichts der Kriegssituation und der macht-

politischen Verhältnisse im Baltikum bot sie den Betroffenen Gelegenheit, auf der 

Grundlage der zwischen dem Deutschen Reich und Estland bzw. Lettland geschlosse-

nen Umsiedlungsverträge in einem mehr oder minder geordneten Rahmen die Heimat 

                                                           
25

  Vgl. dazu SCHRÖDER, Zwangsmigrationen (wie Anm. 1), und SEPPO MYLLYNIEMI: Die Fol-

gen des Hitler-Stalin-Paktes für die Baltischen Republiken und Finnland, in: Zwei Wege 

nach Moskau. Vom Hitler-Stalin-Pakt zum „Unternehmen Barbarossa“, hrsg. von BERND 

WEGNER, München 1991, S. 75-92. 
26

  LARS BOSSE (wie Anm. 7), S. 300. 
27

  Besprechung Hitlers mit Rosenberg, Lammers, Keitel, Göring und Bormann, 16.07.1941, 

nach DIETRICH EICHHOLTZ: Kriegsziele in der UdSSR, in: „Wir sind die Herren dieses Lan-

des“. Ursachen, Verlauf und Folgen des deutschen Überfalls auf die Sowjetunion, hrsg. 

von BABETTE QUINKERT, Hamburg 2002, S. 19-43, hier S. 35. 
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zu verlassen.
28

 Die Klärung der vermögensrechtlichen Fragen spielte bei allen Ver-

handlungen eine große Rolle, so wie bereits in der Präambel des Umsiedlungsvertrags 

mit Lettland die Vermögensfrage im Mittelpunkt stand. 

Von den äußeren Faktoren her betrachtet kann die Umsiedlung 1939/40 nicht mit 

einer Deportation oder Vertreibung gleichgesetzt werden, per Definition eine Auswei-

sung größerer Bevölkerungsgruppen aus ihrem Wohngebiet unter Zwang. So formu-

lierte Hans Hecker folgende Definition, der ich mich anschließe: „Vertreibung hinge-

gen ist eine von Staats wegen, von der Politik in Gang gesetzte Aktion“, im Falle von 

Flucht und Vertreibung liege der Zwangscharakter offen auf der Hand.
29

 

1939 konnten sich Deutschbalten aber eben auch zum Verbleib in Lettland und 

Estland entscheiden, ein prominentes Beispiel hierfür ist Paul Schiemann, der als Po-

litiker ein exponierter Gegner des Nationalsozialismus war. Paul Schiemann lebte nach 

1933 in Wien und emigrierte nach dem deutschen Einmarsch in Österreich wieder in 

seine Heimat Lettland; 1944 starb er in Riga. Diese Möglichkeit stand 1939 sogar auf 

rechtlich gesichertem Terrain, denn die Umsiedlungsverträge definierten den Perso-

nenkreis der Umsiedler als diejenigen Deutschbalten, die aus der „Staatsangehörigkeit 

Estlands scheiden wollen“, bzw. als solche, die „freiwillig ihren Beschluss bekunden, 

für alle Zeiten aus der lettischen Staatsangehörigkeit auszuscheiden“.
30

  

Wenngleich viele Deutschbalten im Rückblick als Motivation nicht nur die Angst 

vor einer folgenden Sowjetisierung des Baltikums benannten, sondern auch die Furcht 

davor, bei einem Verbleib im Baltikum von den Letten und Esten nicht mehr als na-

tionale Minderheit anerkannt zu werden, war ein Zwangscharakter von staatlicher let-

tischer oder estnischer Seite nicht gegeben. Es gab für die deutschbaltische Bevölke-

rung eine Handlungsoption. Die Migration der Deutschbalten in den Warthegau kann 

daher nicht auf eine Stufe gestellt werden mit den Vertreibungen nach 1945 oder mit 

den euphemistisch als „Evakuierung“ bezeichneten Polen- und Judendeportationen 

aus dem Warthegau. 

Es stellt sich nun die Frage, ob aus dem Begriffsfeld der Migration nicht der Be-

griff der Emigration auf die deutschbaltische Umsiedlung Anwendung finden kann? 

In Abgrenzung zur „Flucht“, die sich auf starken Druck hin, in der Regel illegal, voll-

zieht, stellt die „Emigration“ eine vorbereitete Migration dar, mit Genehmigung oder 

Duldung der Behörden der beteiligten Staaten. Die Emigration hat jedoch den Beige-

schmack der Unfreiwilligkeit und erfolgt oft auf gesellschaftlichen Druck hin, ganz 

anders als die Auswanderung, die von der Bedeutung her positiv belegt ist. Anderer-

seits lässt der Begriff der Emigration den Aspekt der vertraglichen Regelung der Um-

                                                           
28

  Verträge in: LOEBER, (wie Anm. 11), Dok. Nr. 250-309. Weiter: HELLMUTH HECKER: Die 

Umsiedlungsverträge des Deutschen Reiches während des Zweiten Weltkrieges, Hamburg 

1971, für Estland S. 15-22, für Lettland S. 61-77. 
29

  HANS HECKER: Vertreibung und Verfolgung in der jüngeren deutschen Geschichte, in: Ver-

triebene Eliten. Vertreibung und Verfolgung von Führungsschichten im 20. Jahrhundert, 

hrsg. von GÜNTHER SCHULZ, München 2001, S. 17-40, hier S. 24. 
30

  Umsiedlungsvertrag zwischen dem Deutschen Reich und Estland vom 15.10.1939, Art. 2; 

Lettland: Umsiedlungsvertrag vom 30.10.1939, Art. 1, zit. nach HELLMUTH HECKER (wie 

Anm. 28). 
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siedlung außer Acht; nicht umsonst definieren Benjamin Pinkus und Ingrid Fleisch-

hauer die Umsiedlung der Baltendeutschen explizit als „Vertragsumsiedlung“
31

.  

Dass die deutschbaltische Umsiedlung bis heute von Betroffenen bzw. deren Nach-

kommen eher als „Rettungsaktion“ und als erzwungene Migration oder, noch stärker 

formuliert, als Vertreibung einer Bevölkerungsgruppe
32

 verstanden wird, hängt vor 

allem mit der stark emotional besetzten Sicht auf die Vorgänge zusammen, der ein-

gangs erwähnten Perspektive „von unten“. Die Erinnerung vieler Umsiedler erfolgte 

aus einer Opferperspektive, einer statischen Perspektive, die die Einordnung des Ge-

schehens in den historischen Kontext erschwert. Anders verhielt sich die Situation 

nach der sowjetischen Annexion Lettlands und Estlands im Sommer 1940 und der fol-

genden Sowjetisierung. Die sogenannte „Nachumsiedlung“ von rund 16 000 Deutsch-

balten verlief wesentlich ungeordneter und trug den Charakter einer Flucht vor den 

einrückenden sowjetischen Truppen. Dennoch kann auch in diesem Fall nicht pau-

schal von einer zwangsweisen, organisierten Vertreibung gesprochen werden; eine ge-

naue Erforschung der Nachumsiedlungen steht aber noch aus. Insbesondere die Aus-

wertung von Archivmaterial sowjetischer, lettischer und estnischer Provenienz scheint 

hier ebenso notwendig wie eine strukturierte Befragung der verbliebenen Zeitzeugen. 

Dietrich Loebers Urteil, die Umsiedlungen aus Estland und Lettland 1939-1941 stell-

ten sich als „Mittel einer imperialistischen Politik“ dar und erschienen in der Durch-

führung als „Aktion eines totalitär gelenkten Staates“, erscheint vor dem Hintergrund 

des jetzigen Forschungsstandes stark verkürzt und der Begriff der „diktierten Option“, 

den Loeber prägte, ist zwar ein gelungenes Schlagwort, doch keine zutreffende Typo-

logisierung der Umsiedlung der Deutschbalten.
33

 

 

 

„Rettung vor dem Bolschewismus“? 
 

Wer wie der Osteuropahistoriker Manfred Hellmann
34

 oder auch Wilhelm Lenz
35

 zu 

Beginn der 1970er Jahre auf den Zusammenhang zwischen der Ansiedlung von 

Deutschbalten im Reichsgau Wartheland und der Vertreibung der dort ansässigen pol-

nischen Bevölkerung hinwies, erntete eine Flut entrüsteter Leserbriefe.
36

 Wie Claudia 
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  PINKUS/FLEISCHHAUER (wie Anm. 11), S. 232 f. 
32

  Beispielhaft sei hier die Stellungnahme Klaus Ehrlichs genannt, der sich gegen Lars Bosse 

wendet: Vom Baltikum in den Warthegau, in: InfoBlatt Baltische Staaten. Mitteilungsblatt 

des Vereins „Informationszentrum Baltische Staaten e.V.“ (2001), 2, S. 41-44. 
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  LOEBER (wie Anm. 11), S. XIX. 
34

  MANFRED HELLMANN: Kein Grund zur Dankbarkeit. Die Umsiedlung der Deutschbalten 

und das Schicksal der Baltischen Staaten – Bemerkungen zu einem Buch von Dietrich A. 

Loeber, in: Baltische Briefe 26 (1973), 5/6, S. 1-4.  
35

  LENZ (wie Anm. 4); Leserbriefe: Baltische Briefe 32 (1979), 11, S. 4. 
36

  Arved von Taube, damaliger Vorsitzender der Carl-Schirren-Gesellschaft, widersprach Hell-

mann, der nicht wahrhaben wolle, dass die Umsiedlung „Zehntausenden von Deutschen 

das Leben gerettet hat“. Taube bediente sich hier sogar eines Zitats von SS-Brigadeführer 

Ulrich Greifelt. Vgl. Baltische Briefe 26 (1973), 7, S. 2 f. 
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Kraft in Bezug auf die Vertreibungen nach 1945 feststellt, erzeuge „die Verabsolutie-

rung deutschen Leidens“ und die „mangelnde Kontextualisierung des Vertreibungs-

geschehens vor dem Hintergrund nationalsozialistischer Vertreibungs- und Vernich-

tungspolitik“ ein Diskursklima, das die historische Beschäftigung mit dem Thema Ver-

treibung zu einem „verkrampften politisch-korrekten Drahtseilakt oder zu einem Af-

front gegenüber den ehemaligen Opfern der nationalsozialistischen Aggressionspoli-

tik“ werden lasse.
37

 

Immer wieder betonen deutschbaltische Historiker wie Rex Rexheuser die Schick-

salhaftigkeit der Ereignisse und weisen den Deutschbalten die Rolle eines Opfers zu: 

Den Balten, so Rexheuser, habe wie dem ganzen Volke die Kraft gefehlt, sich allein 

aus der nationalsozialistischen Verstrickung zu lösen. Obwohl ein Zusammenhang zwi-

schen der Umsiedlung und der Vertreibung und Ermordung von Polen und Juden im 

Warthegau gesehen wird, verweist er auf die Schicksalhaftigkeit der Ereignisse: 

„Insgeheim war es doch Nötigung, die erste in jener langen Reihe von Vertreibungen, die 

der neue Weltkrieg entfesselte. Auch in den zweiten Akt wurden die Deutschbalten ohne 

Absicht, aber sehenden Auges verwickelt. Das Dritte Reich siedelte sie in den neu gebilde-

ten Gauen Wartheland und Danzig-Westpreußen an [...]. Bei Kriegsende dann, als sich die 

Richtung der Gewalt umkehrte, teilten die Balten das Schicksal aller Deutschen im Osten. 

Die Vertreibung hat sie nach Westen gestoßen und weit verstreut über die deutschen Teil-

staaten und die Welt.“
38

 

Selbst die bis heute überaus nützliche Dokumentensammlung des Juristen Dietrich 

André Loeber war zunächst gar nicht als historisch-wissenschaftliche Studie zur Er-

forschung der Umsiedlungsproblematik gedacht. Sie war vielmehr ein Auftragswerk 

der Baltischen Historischen Kommission im Kontext der Diskussion um das Bundes-

lastenausgleichsgesetz, das die Entschädigungsfrage regeln sollte. Erst mit Hans-Erich 

Volkmann thematisierte zu Beginn der 1980er Jahre ein Historiker außerhalb der bal-

tischen Geschichtsschreibung das Thema „Umsiedlung“. Götz Aly betonte später den 

direkten Zusammenhang der Bevölkerungsverschiebungen im Osten. Seine These, die 

Ansiedlung deutschbaltischer Volksgruppen im Warthegau hänge funktional mit der 

Vertreibung und Vernichtung von Polen und Juden zusammen
39

, sorgte für eine neue 

Dimension in der historiografischen, aber auch der moralischen Bewertung der deutsch-

baltischen Umsiedlung.  

Lars Bosse betont ebenfalls den Zusammenhang zwischen Umsiedlung und An-

siedlung und verweist auf den Besiedlungsplan für den Reichsgau Wartheland, nach 

dem die „Germanisierung“ durch die Vertreibung der polnischen Bevölkerung und 

die anschließende Ansiedlung „deutscher Siedler“ erfolgen sollte.
40 

Michael Albertis 
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  CLAUDIA KRAFT: Was kann die zeithistorische Forschung zum öffentlichen Erinnerungs-

diskurs über Flucht und Vertreibung beitragen?, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 
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Untersuchung zum „Reichsgau Wartheland“ verdeutlicht die Dynamisierung und Ra-

dikalisierung des Prozesses der „Germanisierung“. Auf die erste Phase der Ermor-

dung und Verfolgung der polnischen Intelligenz sei die Vertreibung der polnischen 

und jüdischen Bevölkerung in das Gebiet des Generalgouvernements (GG) gefolgt. 

Dabei habe Hitler selbst am 17. Oktober 1939 festgestellt, dass die Durchführung der 

volkspolitischen Maßnahmen im besetzten Polen „keine gesetzliche[n] Bindungen“ 

gestatte.
41 

Die Strategie einer forcierten Vertreibung aller „Fremdvölkischen“ sei nach 

der Umsiedlung „volksdeutscher“ Gruppen den Ansiedlungsbedürfnissen gefolgt: 

„Juden waren vor allem im Rahmen des 1. Nahplans von den Umsiedlungen betroffen, als 

Wohnungen, Geschäfte und Werkstätten für die Baltendeutschen in den Städten benötigt 

wurden.“ 

Dennoch ist Götz Alys These unter deutschbaltischen „Betroffenen“ sehr umstrit-

ten, rührt sie doch an ein weiteres Thema verdrängter Geschichte, die aktive Beteili-

gung deutschbaltischer Nationalsozialisten an NS-Verbrechen. Aly betonte, erst der 

Zwang zur raschen „Rücksiedlung“ der Deutschen aus dem Baltikum im Herbst 1939 

habe die Politik der „ethnischen Flurbereinigung“ im Sinne Hitlers in Polen derart über-

stürzt und improvisiert verlaufen lassen. Der Gedanke einer Ansiedlung der Deutsch-

balten an den „Marken des Reiches“, wie Erhard Kroeger es selbst gegenüber Hein-

rich Himmler vorgeschlagen hatte, setzte die nationalsozialistische Exekutive hinsicht-

lich der Schaffung eines „Judenreservats“ im GG unter enormen Handlungsdruck. Ar-

gumentiert man an dieser Stelle von den Folgen der Baltenumsiedlung her, so mag 

man Aly zustimmen, der urteilt, dass „die kurzfristig beschlossene Umsiedlung der 

Baltendeutschen [...] die Versuche Heydrichs zur schnellen Vertreibung der Juden 

nachhaltig“ beeinflusst habe.
42

 

Und Erhard Kroegers nationalsozialistische deutschbaltische Mitarbeiter engagier-

ten sich vehement dafür, „Platz zu schaffen“ für die Umsiedler. Otto Baron von Fircks 

schrieb in einem Bericht aus Posen am 31.01.1940: 

„Mit der Evakuierung geht es dort sehr gut vorwärts. Bis zum 12. Februar wird mit der 

Heraussetzung der Juden Schluß sein, dann kommen die Polen an die Reihe. Auch die be-

rufliche Einsetzung geht gut voran.“
43

  

Dass dieses „Platz-Schaffen“ durchaus auf positive Resonanz bei manch deutsch-

baltischer Umsiedlerfamilie stieß, belegt dieser Brief:  

„So, jetzt haben wir alles, was wir brauchen. Papa hat eine nette kleine Gaststätte im Zen-

trum, und wir haben eine Wohnung: 3 Zimmer, Küche, Bad ... Heute richten wir die Woh-

nung ein.“
 44
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  MICHAEL ALBERTI: „Exerzierplatz des Nationalsozialismus“. Der Reichsgau Wartheland 

1939-1941, in: Genesis des Genozids. Polen 1939-1941, hrsg. von KLAUS-MICHAEL MALL-

MANN und BOGDAN MUSIAL, Darmstadt 2004, S. 111-126, hier S. 115 mit Anm. 33. 
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Schließlich ist eine weitere „Begleiterscheinung“ der Umsiedlung „volksdeutscher“ 

Bevölkerungsgruppen im Warthegau bislang kaum beachtet worden. So weist Götz 

Aly darauf hin, dass im Rahmen der Umsiedlung deutschbaltische Geisteskranke aus 

den Umsiedlertransporten ausgesondert und rund 400 von ihnen auf unmittelbares Ge-

heiß des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums Heinrich Himm-

ler in der Anstalt Tiegenhof zusammengelegt wurden. Aus Rücksichtnahme auf die 

Umsiedler habe man diese nicht direkt getötet, sondern laut Aussage des deutsch-

baltischen Arztes Vladimir Nikolaev systematisch unterernährt: 

„Im Zusammenhang mit der Umsiedlung waren die geisteskranken Deutschen aus Lettland 

nach Arnsdorf bei Dresden gekommen. [...] Im Laufe der späteren Zeit wurden diese Pa-

tienten [...] nach Tiegenhof verlegt.“  

Die Sterblichkeit in Tiegenhof sei auch ohne Anwendung von Giftgas aufgrund 

der systematischen Unterernährung „sehr hoch“ gewesen, „diese Patienten starben ja 

weg wie die Fliegen“. Die nationalsozialistischen Führer aus den Reihen der ehema-

ligen „Bewegung“ intervenierten hiergegen nicht. Stattdessen kommentierte Erhard 

Kroegers enger Mitarbeiter Andreas Baron von Koskull dieses Vorgehen in einem 

Schreiben am 19.04.1940 zustimmend. Man habe den „minderwertigen Teil“ der eige-

nen Volksgruppe „leider nicht drüben lassen“ können. Der werde „natürlich weiterhin 

uns und den hiesigen Behörden keine Freude bereiten“
45

. 

Andreas von Koskull befand sich ebenso wie seine deutschbaltischen Mitstreiter in 

der SS, darunter in führenden Positionen Erhard Kroeger und Friedrich Buchardt, im 

Einklang mit den rasseideologischen Ansichten des Reichsführer-SS Heinrich Himmler, 

der in einer am 29. Februar 1940 gehaltenen Geheimrede vor Gauleitern und sogenann-

ten Parteigenossen kein Hehl aus der „Blut-und-Boden“-Ausrichtung der Umsiedlungs-

praxis machte:  

„Wir sind fest davon überzeugt [...], daß unser Blut, das [sic] nordisches Blut tatsächlich 

das beste Blut dieser Erde ist. [...] Folglich haben wir zu sehen, daß wir jetzt in der Zeit, wo 

wir stark sind, wir alle zurückholen von unserem Blut, was überhaupt in unseren Kräften 

steht und daß wir dafür sorgen, daß kein Blut von uns jemals wieder nach außen verloren 

geht.“
46

 

Eva und Hans Henning Hahn betonen, dass die meisten Umsiedler bereits in den 

Ursprungsländern einer starken Propaganda und Einschüchterung ausgesetzt gewesen 

seien. So hieß es in der Rigaschen Rundschau vom 8. November 1939: „Wer heute 

nicht gehorchen lernt und gegen die Disziplin verstößt, stört das Umsiedlungswerk 

und muss mit hartem Durchgreifen rechnen.“
47

 Jedem Beobachter, egal welche Hal-
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  Zit. nach RÜß (wie Anm. 10), aus einem Brief von Irma Eigi aus Posen vom 6. und 7. Ja-

nuar 1940. 
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  Zit. nach ALY (wie Anm. 5), S. 121 f. 
46

  Zit. aus: Rede Heinrich Himmlers vor Gauleitern und anderen Parteifunktionären am 

29.02.1940, abgedruckt in: Heinrich Himmler. Geheimreden 1933 bis 1945 und andere An-

sprachen, hrsg. von BRADLEY F. SMITH und AGNES F. PETERSON, Frankfurt a.M. 1974,  

S. 127. 
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tung er 1939 eingenommen habe, sei klar gewesen, resümieren die Autoren, „dass mit 

den ersten Umsiedlungen deutscher Minderheiten im östlichen Europa eine schwer-

wiegende Entwicklung in Gang gesetzt worden war.“
48

 

Eine pauschale Stilisierung der Umsiedler zu Opfern, entsprechend dem Tenor 

Rex Rexheusers, scheint wenig geeignet zu sein, Täter, Mitläufer und tatsächliche 

Opfer zu klassifizieren, ebenso wie die Schuldfrage nicht durch ein pauschale ‚Grup-

penhaftung‘ beantwortet werden kann. So mag man Rüdiger Overmans zustimmen, 

der im Kontext der Vertreibungsdebatte anmerkte: „Nicht Ignorieren, sondern Klären 

trägt zur dauerhaften Aussöhnung bei.“
49

 Eine unabdingbare Voraussetzung ist hierfür 

allerdings, dass auch Privatarchive und Nachlässe der historischen Forschung künftig 

uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden.  
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  Ebenda, S. 169. 
49

  RÜDIGER OVERMANS: Kriegsverluste im Kontext von Reparationsinteressen, in: Historie. 
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Einleitung 
 

Jahrhundertelang lebten Deutsche innerhalb des polnischen Staates, und das nicht nur 

als Teil der kulturellen, religiösen und politischen Eliten, sondern auch als einfache 

Bürger oder Bauern. Besonders groß war der deutsche Bevölkerungsanteil im Westen 

und Norden der polnisch-litauischen Rzeczpospolita, im sogenannten „Preußen Kö-

niglichen Anteils“ und in Großpolen. Während Städte wie Danzig, Thorn oder Elbing 

deutsch geprägt blieben, vollzog sich an anderen Orten wie etwa in Posen und Krakau 

eine allmähliche Polonisierung der deutschen Bürgerschaft. Nach der Zerschlagung 

Polen-Litauens in den Teilungen des späten 18. Jahrhunderts fiel ein Teil der polni-

schen Gebiete an Preußen. In den nun Westpreußen und Provinz Posen genannten Re-

gionen versuchte die preußische Politik bereits seit Friedrich II. verstärkt Deutsche 

anzusiedeln. Im 19. Jahrhundert wurden diese beiden Provinzen zum Schauplatz eines 

deutsch-polnischen Nationalitätenkampfes, der zwar entgegen den Auffassungen gro-

ßer Teile der deutschen wie polnischen Forschung keineswegs jedes Dorf und jede zwi-

schenmenschliche Beziehung erreichte, mit Sicherheit aber – vor allem im Kontext 

des Bismarck’schen Kulturkampfes und der sogenannten „Hebungspolitik“ – maß-

geblichen Einfluss auf das Zusammenleben der beiden Völker ausübte.  

Das wachsende polnische nationale Selbstbewusstsein, die Entstehung einer eige-

nen modernen Teilgesellschaft und der schwindende Erfolg der deutschen Bevölke-

rungs- und Gesellschaftspolitik bereiteten um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhun-

dert eine Entwicklung vor, die mit dem Wiederentstehen eines polnischen Staates 1918 

eine völlig neue Lage schuf. 

Infolge des Versailler Vertrags von 1919 bzw. des Großmachtbeschlusses zu Ober-

schlesien von 1921 befanden sich große Teile der ehemaligen Provinzen Posen, West-

preußen und Oberschlesien unter polnischer Herrschaft. In der Folgezeit ging der 

deutsche Bevölkerungsanteil in diesen Gebieten deutlich zurück. Hatten hier 1910 

noch etwa 1,4 Mio. Deutsche gelebt, waren es nach der Volkszählung von 1921 in 

ganz Polen etwa 1,1 Mio. In den folgenden Jahren ging diese Zahl noch weiter zu-

rück, in der Volkszählung von 1931 waren es etwa 740 000.
1
 Selbst wenn durch die 

offiziellen Zahlen nicht alle Deutschen erfasst wurden, so ist doch klar, dass sich ge-
                                                           
1
  Ein Überblick dazu bei DARIUSZ MATELSKI: Niemcy w Polsce w XX wieku [Die Deut-

schen in Polen im 20. Jahrhundert], Warszawa u.a. 1999, S. 41-49. 
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rade in den westlichen Landesteilen eine rasante Verminderung vollzogen hatte, die 

nicht ohne Einfluss auf das Leben der verbliebenen Deutschen sein konnte. Trotz der 

Tatsache, dass Polen den Minderheitenschutzvertrag unterzeichnen musste, war ihre 

rechtliche, vor allem aber ihre faktische Stellung geschwächt. Bereits in den ersten 

Monaten nach Kriegsende hatten viele deutsche Beamte die polnischen Woiwod-

schaften verlassen, ein Prozess, der sich noch einige Jahre fortsetzen sollte. Die Skala, 

auf der sich diese Migrationen bewegten, hat der Danziger Historiker Marek Stażew-

ski als „zwischen Freiwilligkeit und Abwanderungsdruck“ bezeichnet.
2
 Die deutsche 

Regierung versuchte den Exodus mit finanziellen Mitteln aufzuhalten, was jedoch 

nicht wirklich gelang, zumal Polen durch Schulschließungen und die Landreform die 

Möglichkeiten der Deutschen weiter beschnitt. Zwar gelang es Berlin, die deutschen 

Minderheitenorganisationen in Polen auf verdecktem Wege zu finanzieren
3
, direkten 

Einfluss hatte allerdings höchstens die polenfeindliche Propaganda, die suggerierte, 

dass der neue polnische Staat nicht von langer Dauer sein würde. Nach einer kurzen 

Phase der Annäherung infolge des deutsch-polnischen Nichtangriffspaktes von 1934 

setzte ab 1938 eine erneute Verschärfung des bilateralen Verhältnisses ein, von der 

die Polendeutschen – wie umgekehrt auch die deutsche Polonia – besonders betroffen 

waren. Viele von ihnen setzten nun ihre ganze Hoffnung auf die nationalsozialisti-

schen Machthaber, von denen sie erwarteten, bald ebenfalls „heim ins Reich“ geholt 

zu werden. 

 

 

Kriegsbeginn 
 

Zu Beginn des Zweiten Weltkriegs lebten auf dem Territorium des späteren Warthe-

gaus etwa 325 000 Deutsche, was etwa 6,6% der Gesamtbevölkerung ausmachte 

(85,1% Polen, 7,7% Juden).
4
 Das Bevölkerungsgefüge sollte sich in den nächsten fünf 

Jahren durch die Ansiedlung von ca. 130 000 Reichsdeutschen und ca. 242 000 deut-

schen Umsiedlern aus Osteuropa sowie das Ansteigen der Zahl der Volksdeutschen 

infolge der Volkslistenregelung erheblich verändern, zumal gleichzeitig die jüdische 

Bevölkerung fast komplett ins Generalgouvernement deportiert oder ermordet und ca. 

                                                           
2
  MAREK STAŻEWSKI: Zwischen Freiwilligkeit und Abwanderungsdruck. Die Migration von 

Deutschen aus dem nach dem Ersten Weltkrieg Polen zuerkannten Teil Westpreußens, in: 

Nordost-Archiv N.F. 14 (2005), S. 53-90. 
3
  NORBERT KREKELER: Revisionsanspruch und geheime Ostpolitik der Weimarer Republik, 

Stuttgart 1973. 
4
  STANISŁAW WASZAK: Bilans walki narodowościowej rządów Artura Greisera [Die Bilanz 

des Nationalitätenkampfes der Herrschaft Artur Greisers], in: Przegląd Zachodni 2 (1946), 

S. 481-510, hier S. 486; MARTIN BROSZAT: Nationalsozialistische Polenpolitik 1939-1945, 

Frankfurt am Main 1965, S. 38, nennt die beinahe identische Zahl von 327 000 bei der An-

nahme einer geringeren Gesamtbevölkerung. 
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500 000 Polen nach Osten vertrieben wurden. Im April 1944 wohnten gemäß den 

offiziellen Daten 3,3 Mio. Polen und 1 Mio. Deutsche im Warthegau.
5
 

Der Einmarsch der Wehrmacht wurde von der überwältigenden Mehrheit der 

Deutschen in Großpolen mit Jubel begrüßt. Darin unterschied dieses sich in nichts 

von anderen „befreiten“ Gebieten wie Österreich, dem Sudetenland oder der Freien 

Stadt Danzig. Jahre der erfolgreichen NS-Propaganda über den wirtschaftlichen und 

ideologischen Aufschwung im Reich hatten hier ebenso ihre Spuren hinterlassen wie 

die Ereignisse der letzten Monate, insbesondere die Verhaftungen und Verschleppun-

gen der ersten Septembertage, als führende Vertreter der deutschen Minderheit inter-

niert bzw. nach Osten verschleppt worden waren.
6
 Man glaubte nun, relativ rasch 

wieder an die vermeintliche Normalität der Jahre vor 1918 anknüpfen zu können. Al-

lerdings war ein neuer Zungenschlag nicht zu überhören. Der Journalist Eugen Petrull 

schrieb in seinem Kommentar in der ersten Ausgabe des Posener Tageblatts, nach-

dem die Wehrmacht Posen erreicht hatte, unter dem Titel „Führer, wir danken dir!“ – 

die quasireligiöse Konnotation ist sicher kein Zufall – folgende Worte, die sicherlich 

viele seiner Landsleute zu diesem Zeitpunkt guthießen: 

„Diese Zeilen schreibe ich, als der glücklichste Tag meines Lebens zu Ende ging, der Tag, 

auf den ich und mit mir Hunderttausende meiner Volksgenossen gewartet haben. […] Wir 

haben alles überstehen und geduldig ertragen können, weil in uns das Vertrauen fest veran-

kert war, daß unser über alles geliebter Führer für uns denkt und handelt und daß er zur 

richtigen Zeit den richtigen Weg zu unserer Befreiung finden wird. Er ist jetzt den schwe-

ren Weg gegangen und hat uns heimgenommen ins Großdeutsche Reich, von dem wir vor 

zwanzig Jahren gewaltsam losgerissen wurden. […] Führer, wir sind dein Werkzeug, wir 

sind deine Kinder, die in Liebe zu dir aufschauen.“
7
 

Nicht alle hätten sich vielleicht dem infantil-kriecherischen Tonfall Petrulls ange-

schlossen, der Moment der Erleichterung war jedoch selbst unter den Deutschen spür-

bar, die die NS-Ideologie als solche ablehnten, etwa den Vertretern der einflussreichen 

evangelischen Kirche.  

Die Invasoren nutzten die Stimmung geschickt, indem sie mancherorts führende 

Vertreter der deutschen Minderheit an die Spitze provisorischer politischer Strukturen 

stellten, in kleineren Gemeinden nahmen sich lokale Honoratioren einstweilen oft selbst 

die Verwaltungsmacht. In Posen fungierten der „Führer des Posener Deutschtums“, 

der Volkskundler Dr. Kurt Lück, und sechs weitere namentlich genannte Personen (dar-

                                                           
5
  DARIUSZ MATELSKI: Ludność niemiecka w Kraju Warty (1939-1945) [Die deutsche Bevöl-

kerung im Wartheland (1939-1945)], in:  Polska – Niemcy – Mniejszość niemiecka w 

Wielkopolsce, hrsg . von ANDRZEJ SAKSON, Poznań 1994, S. 105-127, hier S. 110. 
6
  Eine wissenschaftliche Darstellung der Ereignisse fehlt bisher, daher muss man nach wie 

vor auf zwei von der Historisch-Landeskundlichen Kommission für Posen und das Deutsch-

tum in Polen angeregte Arbeiten zurückgreifen: HANS VON ROSEN: Dokumentation der 

Verschleppung der Deutschen aus Posen-Pommerellen im September 1939, Berlin, Bonn 

1990, sowie PETER AURICH (Peter Nasarski): Der deutsch-polnische September 1939. Eine 

Volksgruppe zwischen den Fronten, Berlin, Bonn ³1985 (insbes. S. 48-99). 
7
  Posener Tageblatt, Nr. 202 vom 10.09.1939, S. 1. 
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unter Petrull) als Begrüßungskomitee für die einrückende Wehrmacht.
8
 Die nun rasch 

einsetzenden Verhaftungen von Angehörigen der polnischen Eliten wären ohne die ge-

nauen Kenntnisse der örtlichen Deutschen nur schwerlich möglich gewesen. Unter 

dem Deckmantel der „Abrechnung mit dem Polentum“ wurde nun und in den folgen-

den fünfeinhalb Jahren auch manche persönliche Rechnung beglichen und manch kon-

kreter wirtschaftlicher Vorteil herausgeschlagen. Gleichzeitig wurden viele alte volks-

deutsche Organisationen und Vereine nun verboten, auch die politischen Parteien ver-

schwanden zugunsten der NSDAP. Ein Gefühl der Entfremdung begann zu wachsen, 

wenngleich vor allem die Jüngeren mit Sicherheit eine große Aufbruchstimmung ver-

spürten. 

 

 

Vom Begriff „volksdeutsch“ zur „deutschen Volksliste“ 
 

An dieser Stelle ist es notwendig, etwas zu der Begrifflichkeit zu sagen, die bereits im 

Titel dieses Beitrags auftaucht. Was hat es eigentlich mit der Bezeichnung „Volks-

deutsche“ auf sich?
9
 In den Anfängen der Beschäftigung mit denjenigen Deutschen, 

die außerhalb der Grenzen des deutschen Staates lebten, wurde eher die Bezeichnung 

„Grenz- und Auslandsdeutschtum“ verwendet. Die nationalsozialistische Bewegung 

begann dagegen – vor allem in der Propaganda – bereits unmittelbar nach 1933 damit, 

den Begriff „volksdeutsch“ zu propagieren, ohne dass man vor 1939 von einer flä-

chendeckenden Durchsetzung in der Öffentlichkeit sprechen kann.
10

 Nach dem Über-

fall auf Polen wurde die Bezeichnung „volksdeutsch“ von außen auf die dort lebenden 

Menschen angewandt, die sich als Deutsche verstanden. Diese hatten mit dem Wort 

des Öfteren ihre Schwierigkeiten, umso mehr als in den nächsten Jahren nicht nur die 

Kategorien trotz rechtlicher Regelung unklar blieben, sondern das Verhältnis zwi-

schen den verschiedenen Gruppen von Deutschen immer problematischer wurde.
11

 

                                                           
8
  Posener Tageblatt, Nr. 203 vom 13.09.1939, S. 1. 

9
  Eine genaue Begriffsgeschichte liegt bisher nicht vor. Ansätze hierzu finden sich bei: COR-

NELIA SCHMITZ-BERNING: Vokabular des Nationalsozialismus, Berlin u.a. 1998, S. 650-

652. Die Herausgeber des einschlägigen „Handbuchs der völkischen Wissenschaften“ (sie-

he Anm. 14) verzichteten auf das Lemma ganz, die des einzigen Sammelbandes zu dem 

Thema (Die „Volksdeutschen“ in Polen, Frankreich, Ungarn und der Tschechoslowakei. My-

thos und Realität, hrsg. von JERZY KOCHANOWSKI und MAIKE SACH, Osnabrück 2006) hin-

terfragten den Begriff gar nicht, der Lodzer Historiker LESZEK OLEJNIK (Zdrajcy narodu? 

Losy volksdeutschów w Polsce po II wojnie światowej [Volksverräter? Die Schicksale der 

Volksdeutschen in Polen nach dem Zweiten Weltkrieg], Warszawa 2006) beschränkte sich 

auf eine knappe etymologische Erklärung.  
10

  Ein Beispiel von vielen hierfür ist die Publikationstätigkeit des Lehrers und NS-Grenzland-

aktivisten Horand Horsa Schacht, der den Terminus in seiner 1935 erschienen Broschüre 

„Du mußt volksdeutsch sein!“ zu popularisieren versuchte. 
11

  Rückblickend skizzierte der aus einem evangelischen Pfarrhaus in der Provinz Posen stam-

mende Osteuropahistoriker Gotthold Rhode seine Meinung zu dem Begriff wie folgt: „Wir 

haben uns selbst nie als ‚Volksdeutsche‘, sondern immer nur als Deutsche bzw. Deutsche 
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Den ersten Versuch einer rechtlichen Regelung unternahm vor dem Hintergrund 

einer „schwierigen volkstumspolitischen Situation“ der Reichsstatthalter von Posen 

und spätere Gauleiter Arthur Greiser, der aus Schrimm in Großpolen stammte, seine 

eigentliche NS-Karriere aber in Danzig gemacht hatte. Er verfügte am 28.10.1939, 

dass derjenige als Volksdeutscher zu gelten habe, der nach Abstammung, Erziehung 

und Sprache zum deutschen Volkstum gehöre und sich in Gesinnung und Haltung da-

zu bekannt habe.
12

 In den Wochen zuvor hatte eine Vielzahl von Bescheinigungen ne-

beneinander bestanden, die diverse Organisationen und Personen ausgestellt hatten. 

Nicht zu unterschätzen war hierbei offenbar auch die Menge von Bescheinigungen, 

die an Polen vergeben wurden, um diese zu schützen.
13

 Mit der „Verordnung über die 

Errichtung einer ‚Deutschen Volksliste‘ im Warthegau“ wollte Greiser nicht nur die 

Unklarheiten im Umgang mit der Bevölkerung beseitigen, sondern vor allem letztlich 

selbst darüber entscheiden, wer in Zukunft als Deutscher zu gelten haben würde und 

wer als Pole. Damit geriet der Statthalter in Widerspruch zum Reichsinnenministeri-

um (RMI), das sich die Deutungshoheit in Sachen Staatsangehörigkeit nicht aus der 

Hand nehmen lassen wollte und seinerseits den Begriff der „deutschen Volkszugehö-

rigkeit“ im Sinne eines durch verschiedene Fakten gestützten Bekenntnisses des Be-

troffenen zu definieren versuchte.
14

 Das RMI konnte seinen Standpunkt nicht ent-

scheidend durchsetzen, so dass im Warthegau eine Sonderregelung in Kraft blieb. Das 

Verfahren der Deutschen Volksliste, das durch eine entsprechende Verwaltungsstruk-

tur weiterentwickelt werden sollte, blieb hier das entscheidende. Greiser übernahm da-

bei im Wesentlichen den Standpunkt von SS-Führer Himmler, dass man das Prinzip 

der „Volkszugehörigkeit“ möglichst eng auslegen sollte. Demnach sollten ursprüng-

lich nur diejenigen als Volksdeutsche anerkannt werden, die sich „in polnischer Zeit 

aktiv für das Deutschtum eingesetzt hatten“, die sogenannten „Bekenntnisdeutschen“.
15

 

Im November 1939 entschied man sich dann dafür, eine zweite Kategorie für diejeni-

                                                                                                                                                 
in Polen bezeichnet und waren wenig glücklich über die plötzlich auftauchende Zahl von 

neuen ‚Volksdeutschen‘, von deren Deutschtum man in der polnischen Zeit wenig oder gar 

nichts gemerkt hatte“ (Bundesarchiv Koblenz, Nachlass Gotthold Rhode (N 1445), 137, 

Brief von G.R. an Wilfried Gerke vom 12.06.1980, Bl. 1). 
12

  Abdruck der Verordnung in der zum Thema „Deutsche Volksliste“ auch in Ermangelung 

einer umfassenden deutschsprachigen Darstellung nach wie vor maßgeblichen Arbeit von 

KAROL MARIAN POSPIESZALSKI: Niemiecka Lista Narodowa w „Kraju Warty“. Wybór do-

kumentów [Die Deutsche Volksliste im „Wartheland“. Eine Dokumentenauswahl], Poznań 

1949, S. 46. 
13

  Dies geht wie viele andere Details aus dem vom Leiter der Zentralstelle für die Volksliste 

in Posen zwischen 1939 und 1941, Dr. Herbert Strickner, verfassten Memorandum hervor, 

das dieser wohl Anfang 1943 rückblickend schrieb: Die „deutsche Volksliste“ in Posen. 

Bericht über ihre Entstehung und die Entwicklung des Verfahrens, in: POSPIESZALSKI (wie 

Anm. 12), S. 19-130. Strickner wurde für seine Aktivitäten 1951 in Polen hingerichtet. 
14

  GERHARD WOLF: Deutsche Volksliste, in: Handbuch der völkischen Wissenschaften, hrsg. 

von MICHAEL FAHLBUSCH und INGO HAAR, München 2008, S. 129. 
15

  CZESŁAW MADAJCZYK: Die Okkupationspolitik Nazideutschlands in Polen 1939-1945, Berlin 

(Ost) 1987, S. 512-517; STRICKNER (wie Anm. 13), S. 45 f. 
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gen deutscher Abstammung zu schaffen, die sich bisher nicht offen als deutsch bekannt 

hatten, die sogenannten „Deutschstämmigen“. Außen vor blieben diejenigen Deutsch-

stämmigen, die sich in der Vergangenheit offen zum Polentum bekannt hatten. Inte-

ressant daran ist, dass dieses Modell im Grunde eine klare Absage an die rassenbiolo-

gischen Erklärungsmuster darstellt, wie sie auch und gerade Himmlers SS vertrat. 

Konfession, Umgangssprache und Familiennamen ersetzten die genaue Herkunft.
16

 So-

mit konnte theoretisch ein polnischer Katholik im Warthegau als Volksdeutscher an-

erkannt werden, falls er – aus welchen Gründen auch immer – Mitglied einer deut-

schen Minderheitenorganisation gewesen war. Im Laufe des Jahres 1940 wurde über 

eine Ausweitung des Listenmodells diskutiert. Mit der „Verordnung über die Deut-

sche Volksliste und die deutsche Staatsangehörigkeit in den eingegliederten Ostgebie-

ten“ vom 4. Juli 1941 wurde dann die abschließende Regelung geschaffen, nach der 

die betroffenen Personen in insgesamt vier Kategorien eingeteilt wurden. Neu hinzu 

kamen die Kategorien 3 („Personen deutscher Abstammung, die infolge ihres Verhal-

tens die Voraussetzung in sich tragen, vollwertige Mitglieder der deutschen Volksge-

meinschaft zu werden“) und 4 („deutschstämmige Polen, die politisch im Polentum 

aufgegangen sind“).
17

 Die Angehörigen von Kategorie 3 erhielten zwar im Alltag ge-

wisse, ansonsten den deutschen Staatsbürgern vorbehaltene Privilegien, wurden aber 

zugleich militärdienstpflichtig; mittelfristig war zudem ihre Zwangsumsiedlung nach 

Deutschland vorgesehen.
18

 In diese Kategorie fielen neben Polinnen und Polen, die 

Deutsche geheiratet hatten, auch alle Angehörigen der sogenannten „Zwischenvölker“ 

wie Kaschuben und Masuren, was für die Betroffenen in der Regel nach 1945 große 

Schwierigkeiten zur Folge hatte.
19

 Die volle deutsche Staatsangehörigkeit wurde nur 

denjenigen verliehen, die den Kategorien 1 und 2 angehörten. Die Umsetzung der 

Deutschen Volksliste war in den drei betroffenen Gauen Wartheland, Danzig-West-

preußen und Oberschlesien extrem unterschiedlich. Während in den beiden letztge-

nannten Gauen die Führung daran interessiert war, möglichst große Bevölkerungsteile 

durch Aufnahme in die Listen zu assimilieren, beharrte Greiser auf einer exkludieren-

den Strategie. Dies schlug sich letztlich in den Zahlen derjenigen nieder, die in Kate-

gorie 3 aufgenommen wurden. Während dies in Ost-Oberschlesien und Danzig-West-

preußen etwa 80% aller Betroffenen waren, waren es im Warthegau nur etwa 14%. 

Nach den Zahlen Martin Broszats wurden bei einer Gesamtbevölkerung von 4,4 Mio. 

510 000 Menschen in die Volksliste aufgenommen, 3,45 Mio. Polen blieben außen 

                                                           
16

  Zu einem anderen Urteil, das sich in der „Eindeutschungspraxis“ aber nicht belegen lässt, 

kommt ISABEL HEINEMANN: „Deutsches Blut“. Die Rasseexperten der SS und die Volks-

deutschen, in: Die „Volksdeutschen“ (wie Anm. 8), S. 163-182. 
17

  WOLF (wie Anm. 14), S. 131 f.; DIEMUT MAJER: „Fremdvölkische“ im Dritten Reich, Bop-

pard 1981, S. 416-421. 
18

  MADAJCZYK (wie Anm. 15), S. 471. 
19

  Vgl. zur polnischen Diskussion zu diesem Thema im Umfeld der Präsidentschaftswahlen 

von 2005 BARBARA SZCZEPUŁA: Dziadek w Wehrmachcie [Der Opa in der Wehrmacht], 

Gdańsk 2007. 
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vor. Zum Vergleich: in Danzig-Westpreußen betrugen die Zahlen bei einer Gesamtbe-

völkerung von 1,65 Mio. 937 000 und 605 000.
20

 

Bilanzierend ist sicherlich der Bewertung zuzustimmen, dass die Verwaltung in 

den einzelnen Gebieten die Richtlinien entsprechend den eigenen ideologischen Vor-

stellungen und den politischen und wirtschaftlichen Bedürfnissen handhabte.
21

 

 

 

NS-Verwaltung und Wirtschaft 
 

Das Bestreben der NS-Führung vor Ort war es, aus dem Wartheland einen national-

sozialistischen Mustergau zu machen. Dies beinhaltete vor allem eine radikale Ger-

manisierung in jeder Hinsicht sowie eine Ausgrenzung und Vertreibung aller Nicht-

deutschen innerhalb weniger Jahre. Um diese ehrgeizigen Ziele umzusetzen, strebte 

man ursprünglich an, ideologisch besonders zuverlässige Beamte und Angestellte ein-

zusetzen. Greiser und sein Umfeld waren im Gau nicht verwurzelt und hatten keine 

große Anhängerschaft. Das Misstrauen gegenüber den Deutschen vor Ort war groß – 

sie galten ihnen als zu wenig qualifiziert und den Polen gegenüber in der Regel zu 

freundlich. Noch 1943 hieß es im Bericht des Litzmannstädter Regierungspräsiden-

ten, dass gewisse Teile des hiesigen eingesessenen Deutschtums nicht so charakterfest 

gegenüber polnischer „Aufsässigkeit“ seien wie erwartet.
22

 

Deshalb versuchte man, die Angehörigen der neuen Eliten vor allem aus dem Reich 

zu holen, insbesondere dann, wenn sie einen wie auch immer gearteten Bezug zum 

„deutschen Osten“ in ihrer Biografie bereits besaßen. Während dies für die Leitungs-

ebene auch gelang, war es zunächst nicht möglich, auch auf mittlerer Ebene alle Stel-

len mit Reichsdeutschen zu besetzen, so dass man zu Kompromissen gezwungen war. 

Der Reichsstatthalter selbst scharte eine Reihe von Mitarbeitern aus seiner Danziger 

Zeit um sich, was viele argwöhnisch beäugten; sein Vertreter August Jäger stammte 

aus dem Westerwald. Er war zugleich einer der drei Regierungspräsidenten (Posen/Poz-

nań, Hohensalza/Inowrocław, Kalisch/Kalisz). Auf der Ebene darunter fungierten die 

38 Landräte und 6 Vertreter der kreisfreien Städte (die Oberbürgermeister von Gne-

sen/Gniezno, Hohensalza, Kalisch, Litzmannstadt/Łódź, Posen und Leslau/Włocła-

wek). Den Landräten waren wiederum Amtskommissare für mehrere Gemeinden un-

terstellt.
23

 Die Interessen bei den Stellenbesetzungen waren unterschiedlich, jedoch ist 

klar zu erkennen, dass auf der Ebene der Oberbürgermeister und Landräte fast aus-

                                                           
20

  BROSZAT, Polenpolitik (wie Anm. 4), S. 125. 
21

  HANS-JÜRGEN BÖMELBURG, BOGDAN MUSIAL: Die deutsche Besatzungspolitik in Polen 

1939-1945, in: Deutsch-polnische Beziehungen 1939 – 1945 – 1949. Eine Einführung, 

hrsg. von WŁODZIMIERZ BORODZIEJ und KLAUS ZIEMER, Osnabrück 2000, S. 43-113, hier 

S. 66. 
22

  Archiwum Państwowe w Poznaniu, 299/65, zit. nach WILFRIED GERKE: Beiträge zur Ge-

schichte der Deutschen in Polen während des Zweiten Weltkriegs 1939-1945, Herne 2004, 

S. 39. 
23

  AUGUST JÄGER: Sinnvolle Ordnung. Grundlagen der Verwaltung im Reichsgau Warthe-

land, in: Ostdeutscher Beobachter, Nr. 30 vom 30.01.1940, S. 3 f. 
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schließlich reichsdeutsche Kandidaten berücksichtigt wurden und Greiser nicht immer 

„seine“ Leute durchsetzen konnte.
24

 Für den Bereich der Landräte gibt es leider noch 

keine Arbeit wie die von Markus Roth für das Generalgouvernement.
25

 Zumindest 

lässt sich aus den vorhandenen Daten aber ableiten, dass, je niedriger die Verwal-

tungsposition war, desto höher die Wahrscheinlichkeit, dass sie von Volksdeutschen 

besetzt wurde. Die regionalen Unterschiede dürften auch nicht unbedeutend gewesen 

sein, weil der Zustrom aus dem Reich sich nicht gleichmäßig verteilte. Erst Anfang 

1941 konnte man davon sprechen, dass die personelle Besetzung der entsprechenden 

Posten im Warthegau weitgehend abgeschlossen war.
26

 

Die Erfahrungen aus der Zwischenkriegszeit, als es auch und gerade aufgrund der 

unterschiedlichen regionalen Standpunkte und Mentalitäten nicht gelungen war, eine 

einheitliche landesweite Minderheitenpartei zu schaffen, setzten sich nun fort. Greiser 

und seine Vertrauten waren gut über die Unterschiede unter den Polendeutschen in-

formiert, besonders misstrauisch standen sie den Deutschen aus Mittelpolen, d.h. vor 

allem der Lodzer Gegend, gegenüber, denen im Allgemeinen ein zu schwaches Natio-

nalbewusstsein und eine zu große Nachgiebigkeit gegenüber den Polen vorgeworfen 

wurde.
27

 Die Einschätzung, die Volksdeutschen – und die Umsiedler aus dem Osten – 

seien innerhalb der Verwaltung nur zu Hilfsdiensten herangezogen worden, ohne grö-

ßere Aufstiegschancen zu besitzen, wird man sicherlich teilen können.
28

 Es stellt sich 

allerdings die Frage, ob es für die beiden anderen Teilbereiche Wirtschaft und NS-Or-

ganisationen zu einer ähnlichen Bewertung kommen kann. 

Eine punktgenaue Analyse der Herkunft der im Warthegau beschäftigten Beamten 

ist aufgrund der schwierigen Quellenlage jedenfalls nicht möglich. Wiesław Porzycki 

kommt auf der Basis der erhaltenen Akten und mit dem Vorbehalt, dass sich bei 28% 

der in ihnen erfassten Personen keine Herkunftsdaten finden, zu der vorsichtigen Bi-

lanz, dass die Zahl der Volksdeutschen zwischen 5,1 und 6,3% lag. Dies kann aber 

auch seiner Meinung nach keine repräsentative Aussage darstellen, denn die Quote in 

den Oberbürgermeisterämtern von Lodz im Jahre 1940 und in Posen im gleichen Jahr 
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betrug 74,5 bzw. 16,5%. Bei den Amtskommissaren waren 1941 in den drei Regie-

rungsbezirken Hohensalza, Litzmannstadt und Posen 13,6%, 8,0% bzw. 33,7% ein-

heimische Deutsche. In keinem der Bezirke gab es auch nur einen einzigen Amtskom-

missar aus den Reihen der Umsiedler.
29

 Bisher wenig erforscht ist die Alltagsgeschichte 

der Besatzungszeit in den Provinzstädten, wenngleich zumindest in einem Fall eine – 

wenngleich aus quellenkritischer Sicht nicht unumstrittene – Erinnerungsschrift eines 

damaligen Amtsträgers vorliegt.
30

 

Der deutsche Überfall auf Polen hatte auch im ökonomischen Sektor gewaltige Fol-

gen. Jede Art polnischen Vermögens war gegenüber den deutschen Behörden melde-

pflichtig. Die daraus resultierenden Beschlagnahmungen, Verwertungen und Verkäu-

fe wurden in der Regel von der im Oktober 1939 gegründeten Berliner Haupttreu-

handstelle Ost unterstellten Treuhandstelle Posen mit ihrer Nebenstelle in Litzmann-

stadt durchgeführt. Zunächst wurden kommissarische Verwalter eingesetzt, die den 

Wert ermittelten. Diese sogenannten Treuhänder bereiteten dann den Verkauf vor.
31

 

Die diversen Treuhandstellen im Osten dienten zudem der nationalsozialistischen 

Führung zur Geldwäsche, durch die auch zusätzliche für den Krieg erforderliche Mit-

tel beschafft werden konnten. Zu den Aufgaben gehörte zudem die Abwicklung der 

polnischen Banken, ein Milliardengeschäft, dessen Auswirkungen erst durch die gro-

ße Studie von Ingo Loose in den letzten Jahren bekannt geworden sind.
32

 In allen Fi-

lialen zusammen waren von der Haupttreuhandstelle allein bis Ende 1941 214 000 

Immobilien, 38 000 Industrieobjekte und Wertpapiere, und bis Ende Februar 1942 

897 000 Landwirtschaften mit einer Gesamtfläche von 8,1 Mio. Hektar enteignet wor-

den.
33

 

Für den Kontext dieses Beitrags wichtiger ist die Frage nach den Möglichkeiten 

der Volksdeutschen. Ein zentraler Aspekt der Tätigkeit der Treuhandstellen war die 

„Festigung des deutschen Volkstums“, sprich: die Germanisierung der besetzten Ge-

biete. Um die zentrale Kontrolle von Staat und Partei über die polnische Wirtschaft zu 

sichern, waren Erwerbungen durch reichsdeutsche Konzerne zunächst genehmigungs-

pflichtig. Für kleinere Handels- und Handwerksbetriebe galt eine Art Vorkaufsrecht 

für Volksdeutsche. In der Rundverfügung vom 23. Dezember 1939 hieß es: 

„Da die Volksdeutschen in Polen bisher den härtesten Unterdrückungen ausgesetzt waren, 

ist ihnen, auch wenn sie kapitalschwächer sind, aber persönliche und fachliche Eignung 

vorliegt, vor anderen Bewerbern der Vorzug zu geben. An zweiter Stelle sind die ins Reich 

                                                           
29

  Ebenda, S. 96-99. 
30

  ALEXANDER HOHENSTEIN (Franz Heinrich Bock): Wartheländisches Tagebuch aus den Jah-

ren 1941/42, Stuttgart 1961. 
31
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zurückgerufenen Auslandsdeutschen zu berücksichtigen, an dritter Stelle Reichsdeutsche, 

die Rückwanderer aus den Ostgebieten sind.
34

“ 

In Wirklichkeit wuchs im Laufe des Jahres 1940 unter den Volksdeutschen das 

Gefühl, gegenüber den neu angesiedelten Baltendeutschen entscheidend benachteiligt 

zu werden. Selbst Gauleiter Greiser sah sich offenbar genötigt, die Volksdeutschen 

diesbezüglich zu beruhigen. In einer Rede bei der offiziellen Umbenennung von Lodsch 

in Litzmannstadt am 11. April 1940 appellierte er an die Lodzer Deutschen, sich nicht 

von Leuten beeinflussen zu lassen, die „vom siebenhundertjährigen Herrentum spre-

chen“: in Deutschland gebe es kein geborenes Herrentum, sondern nur eines der Leis-

tung; ein klarer Seitenhieb auf Führungsansprüche der Deutschbalten.
35

 Auch wenn 

keine offiziellen Zahlen darüber vorliegen, ist doch klar festzustellen, dass viele Volks-

deutsche gerade im wirtschaftlichen Bereich von der Enteignung der Polen persönlich 

massiv profitierten. Zudem erhielten diejenigen unter ihnen, die nachweisen konnten, 

dass sie vor 1939 verfolgt oder benachteiligt worden waren, verschiedenartige Reha-

bilitationen finanzieller, juristischer oder gesellschaftlicher Art. Erstere galten vor al-

lem für Opfer der Verfolgungen im September 1939 oder deren Hinterbliebene. Eh-

rungen für Tote und Lebende sollten vermeintliche oder tatsächliche Vorbilder her-

ausstellen. Sogenannte „deutsche Häuser“ sollten in den einzelnen Orten das Zusam-

mengehörigkeitsgefühl stärken.
36

 

Dies galt auch für die Landwirtschaft, wo nach einer Anordnung Himmlers als zu-

ständigem Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums während des Krie-

ges keine Reichsdeutschen angesiedelt und überhaupt nur 25% der Flächen verteilt 

werden sollten.
37

 Das nicht unbedeutende Genossenschaftswesen wurde in seinem 

Handlungsspielraum eingeschränkt, weil es als zu unabhängig galt. Bei den Verände-

rungen blieben seine führenden Vertreter jedoch im Amt, ihre Arbeit wurde freilich 

an einigen Stellen durch Mitarbeiter aus dem Reich ergänzt. Der langjährige Verbands-

direktor Friedrich Swart galt zwar als national, nicht jedoch als nationalsozialistisch, 

was gewisse Spannungen erzeugte.
38
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Neben Verwaltung und Wirtschaft sind noch die Tätigkeiten der Parteiorganisa-

tion und die kommunale Politik im Wartheland zu berücksichtigen. Entsprechend der 

staatlichen Einteilung existierten parallel NSDAP-Kreisleitungen. Mitunter wurden 

beide Bereiche von denselben Akteuren geleitet. Mehr als Stichproben können hier 

nicht geleistet werden. Auch hier befanden sich die Spitzenpositionen in der Regel 

nicht im Besitz einheimischer Deutscher. Der erste Höhere SS- und Polizeiführer im 

Warthegau, Wilhelm Koppe, stammte aus Hildesheim, sein Nachfolger Rolf-Heinz 

Höppner aus Sachsen, der Leiter der Litzmannstädter Gestapo und spätere Oberbür-

germeister der Stadt Otto Bradfisch aus Zweibrücken, der dortige Kripochef Walter 

Zirpins aus Königshütte, um nur einige wenige Beispiele zu nennen. Von den 1940 

auf sechs Jahre berufenen 29 Ratsherren Posens kamen lediglich acht aus dem War-

thegau, von den sechs Stadträten kein einziger.
39

 Dennoch gab es auch in diesem Be-

reich Volksdeutsche, die mit der Gauleitung eng zusammenarbeiteten. Aus dem nicht-

wirtschaftlichen Sektor seien hier der Rittergutsbesitzer und Reichstagsabgeordnete 

Ulrich Uhle – zeitweise als „Führer der volksdeutschen Volksgruppe“ bezeichnet
40

 –, 

HJ-Bannführer Kurt Rapke und der Publizist und Leiter der NSDAP-Presse- und Pro-

pagandaabteilung Valentin Polcuch genannt.
41

 

 

 

Zusammenleben der Deutschen 
 

Das größte Integrationsproblem stellten zweifellos die Umsiedler aus dem Baltikum, 

Wolhynien, Bessarabien, der Bukowina und anderen Regionen der UdSSR dar, deren 

Zahl im Warthegau knapp 500 000 betrug, wovon schon die Rede war. Auch die etwa 

400 000 Reichsdeutschen, die sich bis 1944 freiwillig oder abgeordnet hier niederlie-

ßen, veränderten das demografische Gleichgewicht unter der deutschen Bevölkerung. 

Greisers Plan eines nationalsozialistischen Mustergaus beinhaltete zum einen, dass die 

Neusiedler vor allem auf dem Land nicht in ihren alten Dorfgemeinschaften und an-

deren Verbindungen belassen werden sollten, um die Abhängigkeit von Staats- und 

Parteiorganen zu verstärken. In der Praxis des Krieges war dies jedoch nicht zu reali-

sieren, so dass sie meist an die Stelle zuvor vertriebener polnischer Bauern gesetzt 

wurden.
42

 Dennoch wuchs bei vielen Volksdeutschen das Gefühl, sowohl gegenüber 

den Deutschbalten- als auch den Reichsdeutschen zunehmend benachteiligt zu wer-

                                                                                                                                                 
und das deutsch-polnische Verhältnis bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges, Leer 1954, 
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den. Dem SD blieb dies nicht lange verborgen. Schon im Lagebericht vom 20. De-

zember 1939 ist von der enttäuschten Stimmung bei den Volksdeutschen die Rede. 

Grund dafür sei, dass „die vorhandenen Stellen der Staatsverwaltung, der Gemeinden, 

der Wirtschaft, der Parteistellen und der übrigen Organisationen fast ausschließlich 

entweder von Danzigern oder von Reichsdeutschen besetzt worden seien“. Außerdem 

habe in den wenigen Fällen, in denen Volksdeutsche berücksichtigt worden seien, 

kaum eine politische Auswahl stattgefunden.
43

 Ein knappes Jahr später geht aus die-

sen Berichten freilich eine gewisse Ambivalenz hervor. Auf der einen Seite würden 

die nationalsozialistische Politik, der Krieg und die Erneuerung des Reiches bei den 

Volksdeutschen in den eingegliederten Ostgebieten positiver aufgenommen als bei 

den „Altreichsdeutschen“. Andererseits aber wüchsen die Klagen über die mangelnde 

Qualifikation und das Desinteresse der vor Ort eingesetzten reichsdeutschen Beamten. 

Zudem würde im Bereich der Qualifikation und Weiterbildung der Volksdeutschen 

überhaupt nichts unternommen, ja in bestimmten Fällen würden sie – horribile dictu – 

sogar gegenüber den Polen benachteiligt: 

„Heute würden in zahlreichen Fabriken, insbesondere auch in Rüstungsbetrieben, polnische 

Arbeitskräfte den Volksdeutschen gegenüber bevorzugt, ohne daß man etwas für die fach-

liche Ausbildung bei den Bauern, die in menschlicher Hinsicht bestes Material darstellen 

und dem Durchschnitt der reichsdeutschen Treuhänder in Bezug auf Zuverlässigkeit und 

Uneigennützigkeit weit überlegen seien, tue.“
44

 

Auf der anderen Seite betrachteten die ins Land gekommenen Reichsdeutschen auch 

die Volksdeutschen mehr als skeptisch. Die Berliner Volksschullehrerin Gabriele Hor-

nung (Jahrgang 1922) kritisierte in ihren durchaus antipolnischen Erinnerungen vor 

allem diejenigen unter ihnen, die, um ihren Besitz nach 1919 zu retten, eine Ehe mit 

einem Polen bzw. einer Polin eingegangen waren: 

„Diese Volksdeutschen wurden allgemein die ‚Gummideutschen‘ genannt. Sie waren stän-

dig um ihren Status bemüht, sie intrigierten am schlimmsten. Sie luden die Prominenz von 

Staat und Partei und SS zu sich und bewirteten sie fürstlich, schickten sie schwerbepackt 
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bei Nacht davon. Sie sprachen am Tage draußen deutsch und drin und unter sich polnisch 

wie zuvor.“
45

 

Greiser hatte früh versucht, die verschiedenen deutschen Gruppen unter dem Dach 

der NS-Ideologie miteinander zu versöhnen. Dabei würdigte er auch öffentlich zu-

nächst die Geschichte und Leiden der Volksdeutschen, um dann an sie zu appellieren, 

ihre Minderwertigkeitskomplexe noch mehr abzulegen und sich „als Herren zu füh-

len“. Nun gehe es darum, dass „im Gau alle deutschen Volksstämme Schulter an 

Schulter marschieren und gemeinsam das Fundament einer verschworenen Gemein-

schaft für Führer und Reich bilden, eine Gemeinschaft, die dazu berufen ist, dem ge-

samten deutschen Volk den Blick nach Osten nicht nur wachzuerhalten, sondern im-

mer von neuem zu schärfen“.
46

  

Besonders problematisch war die Situation in den Dörfern, wo die verschiedenen 

Gruppen von Deutschen kaum Gemeinsamkeiten hatten und sich mitunter in heftiger 

Konkurrenz zueinander befanden. Dem sollte die seit 1943 betriebene Einrichtung 

von sogenannten Dorfstuben entgegenwirken, die man als zentrale Punkte des Mit-

einanders plante. Ferner sollte die Presse- und Propagandaarbeit auf dem Lande inten-

siviert werden. Wie in anderen Regionen auch, sollte der Versuch einer Stammesneu-

bildung durch die Einführung neuen Brauchtums und neuer (nichtchristlicher) Feierta-

ge forciert werden.
47

 Letztlich gelang es jedoch angesichts des Kriegsverlaufes nicht, 

die gesteckten Ziele auch nur annähernd zu erreichen. 

Erst gegen Ende der deutschen Herrschaft im Wartheland waren auch wieder an-

dere Töne zu hören, die die besondere Haltung der Volksdeutschen zu ihrer Heimat 

hervorhoben. Selbst der Gauleiter bezeichnete sich nun als „alten Volksdeutschen“.
48

 

 

 

Verhalten gegenüber den Polen – Verbrechen, Enttäuschung, Widerstand 
 

Aus heutiger Perspektive ist es schwierig, einigermaßen glaubwürdig zu beurteilen, 

ob es einen grundlegenden Unterschied in der Einstellung den Polen (und Juden) ge-

genüber zwischen Volks-, Reichs- und Baltendeutschen gegeben hat. Polnische Histo-

riker neigen dazu, den Volksdeutschen eine besonders negative Haltung zuzuschrei-

                                                           
45

  GABRIELE HORNUNG: Schrimm, Schroda, Bomst … Als Lehrerin im Posener Land 1942-

1945, Scheinfeld 1985, S. 25 f. 
46

  Kameradschaft der Deutschen im Wartheland (Ansprache des Gauleiters vor der Führer-

schaft der ehemaligen Volksgruppen in Posen am 30.4.), in: Ostdeutscher Beobachter, Nr. 

121 vom 1.05.1940, S. 2. 
47

  TADEUSZ JANICKI: Die ländliche Gesellschaft im okkupierten Warthegau, in: Preußens Os-

ten – Polens Westen. Das Zerbrechen einer Nachbarschaft, hrsg. von HELGA SCHULTZ, 

Berlin 2001, S. 197-216, hier S. 211-213; DERS.: Wieś w Kraju Warty (1939-1945) [Das 

Dorf im Wartheland (1939-1945)], Poznań 1996. 
48

  Litzmannstädter Zeitung vom 16.08.1944, zitiert nach GERKE, Beiträge (wie Anm. 22), 

S. 55. 



 

 

 

79 

ben.
49

 Dies ist zwar einerseits naheliegend, weil sich hier die Spannungen in den Jah-

ren seit 1918 aufgeschaukelt hatten und man konkrete Menschen in seinem Umfeld 

kannte, denen man aus persönlichen, politischen oder wirtschaftlichen Gründen scha-

den konnte. Andererseits muss man hierbei immer das Konstrukt der sogenannten 

„fünften Kolonne“ im Hintergrund haben, das lange Zeit als Hauptmotiv für die 

schnelle Niederlage des polnischen Staates im Septemberkrieg 1939 benutzt wurde. 

Man könnte nämlich auch die gegenteilige Behauptung aufstellen, dass sich aufgrund 

der gemeinsamen Geschichte und Alltagserfahrungen Polen und Volksdeutsche näher 

standen als Polen und Reichsdeutsche und sich deshalb in kritischen Situationen – un-

ter deutscher Besatzung und dann umgekehrt 1945 – eher beistanden. Die Wahrheit 

liegt wie meistens vermutlich irgendwo dazwischen. Es gab auch unter den Balten-

deutschen Stimmen, dass der Umgang der Reichsdeutschen mit den Polen besonders 

verheerend war und viele von ihnen korrupt waren.
50

 

Es besteht, wie oben erwähnt, kein Zweifel daran, dass sich viele Volksdeutsche 

an ihren ehemaligen polnischen Landsleuten in höchstem Maße schuldig gemacht ha-

ben. Dies erfolgte mitunter zwar als Reaktion auf zuvor erlittenes eigenes Unrecht, 

sollte dadurch aber auf keinen Fall relativiert werden. Zu nennen wäre hier für die 

Anfangszeit der Besatzung in erster Linie der sogenannte „Selbstschutz“.
51

 In zahlrei-

chen Gemeinden bildeten sich in den ersten Septembertagen volksdeutsche Milizver-

bände, die nach den Erfahrungen der Verschleppungen und Ermordungen die eigene 

Umgebung schützen sollten, häufig aber zugleich Jagd auf tatsächliche oder vermeint-

liche polnische Täter machten. Nach dem 10. September 1939 wurden im Auftrag der 

SS im Wartheland die lokalen Verbände zusammengefasst und umstrukturiert.
52

 In 

den folgenden Monaten bis Anfang 1940 gehörten dem „Selbstschutz“ dann bis zu 

45 000 Mann an.
53

 Das bedeutet, dass ihm bis zu 65% aller wehrfähigen Deutschen 

der Region angehört haben. Die Befehlsgewalt in den einzelnen Einheiten lag bei 

Reichsdeutschen. Kommandeur war der Westfale Josef (später: Jürgen) Stroop.
54

 Ne-

ben Kontroll- und Bewachungsaufgaben beteiligte sich der „Selbstschutz“ aktiv am 

Kampf gegen die polnischen Eliten und war nicht selten an Massenerschießungen be-

teiligt. Dies entsprach den Aufgaben im benachbarten Westpreußen, wo der „Selbst-

schutz“ unter Ludolf von Alvensleben eine führende Rolle bei den Kriegsverbrechen 

des Herbstes 1939 spielte. Auf Weisung Himmlers wurde der „Selbstschutz“ in den 

ersten Monaten des Jahres 1940 aufgelöst. 
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Auch Denunziationen von Flüchtlingen kamen vor. Ein prominentes Beispiel war 

der Bischof der polnischen evangelisch-augsburgischen Kirche Juliusz Bursche, der 

auf der Flucht in Lublin von einem Lodzer Volksdeutschen verraten wurde und später 

im Gestapokrankenhaus Berlin-Moabit starb.
55

 Andererseits gab es auch immer wie-

der Beispiele von Hilfeleistungen für verfolgte Polen, für die mitunter Deutsche sogar 

ihr Leben riskierten.
56

  

Insgesamt gelang es nicht, die deutsche und die polnische Teilgesellschaft voll-

ständig voneinander abzutrennen. Trotz Greisers Diktum, es gebe zwischen Deutschen 

und Polen keine Gemeinschaft, das sich im öffentlichen Raum durch weit reichende 

Verbote für Polen äußerte und jede Art engerer Kontakte zwischen Deutschen und 

Polen unter strenge Strafe stellte
57

 – er drohte auch denjenigen Volksdeutschen, die 

polnisch sprachen, mit dem Ausstoßen aus der Volksliste
58

 –, scheiterte man damit, 

alle zwischenmenschlichen Beziehungen zu unterbrechen, zumal allein angesichts der 

Zahlenverhältnisse und später auch durch die verstärkte Notwendigkeit, polnische Ar-

beitskräfte einzusetzen, eine komplette Separierung nicht möglich war.  

Je länger der Krieg andauerte, desto unzufriedener wurden viele seit Längerem in 

Polen lebende Deutsche mit der Entwicklung in ihrer Heimat. Dies betraf zunächst 

einmal die Vertreter der beiden großen Konfessionen, die nun mit den konkreten Aus-

wirkungen der NS-Kirchenpolitik konfrontiert wurden und oft in einen Konflikt zwi-

schen „Treue zum Deutschtum“ und der Ideologie des Nationalsozialismus gerieten. 

Der langjährige „Deutschenseelsorger“ der großpolnischen Katholiken, Pater Hilarius 

Breitinger, hat diese Entwicklung einigermaßen glaubwürdig dargestellt, zumal er selbst 

nie als Polenfeind galt. Das von ihm übermittelte Zitat des damaligen Posener Dom-

herrn Joseph Paech („Die Deutschen haben wir erwartet und freudig begrüßt, aber ge-

kommen sind die Nationalsozialisten, die nicht die Deutschen sind, die wir kannten“) 

klingt plausibel.
59

 Es muss jedoch dazu gesagt werden, dass auch unter den Priestern, 

Lehrern und anderen Angehörigen der polendeutschen Eliten einige durch Passivität 
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oder aktive Unterstützung vor 1939 zum Aufstieg der NS-Ideologie innerhalb der 

eigenen Minderheit beigetragen hatten. Dazu muss man auch Paech zählen, der keine 

unbedeutende Rolle bei der Ausschaltung der offen NS-feindlichen Strömung unter 

den Katholiken mit ihrem Anführer Eduard Pant gespielt hatte.
60

 

Der deutsche Teil der evangelischen Kirche, der in gewohnter nationaler und ob-

rigkeitsstaatlicher Tradition die neuen Herren mit Lob und Dank begrüßt hatte, fand 

sich relativ rasch antikirchlichen Maßnahmen ausgesetzt. Im 13-Punkte-Programm von 

Greisers Kirchenreferent Willi Dudzus vom Frühjahr 1940 wurde eine Reihe von Maß-

nahmen vorgeschlagen, die den Einfluss der Kirchen reduzieren sollten.
61

 Die Ausein-

andersetzungen nahmen im Laufe der nächsten Jahre weiter zu und entfremdeten zu-

mindest einige Gemeindemitglieder von den Partei- und Staatsorganen, wenngleich 

von offenem Widerstand nur selten die Rede sein kann.
62

 

Auf dem Land war es für die einheimischen Deutschen leichter, gegen Missstände 

zu protestieren, als in den großen Städten. Hier besaßen sie so etwas wie ein Wissens-

monopol, während die reichsdeutschen Beamten häufig zwar mit der Haltung eines 

Kolonisatoren aus dem Westen auftraten, mit der Regelung von Alltagsangelegenhei-

ten aber hoffnungslos überfordert waren. 

 

 

Das Ende 
 

Als die Rote Armee im Juli 1944 bis zur Weichsel vorgestoßen war, wuchsen die 

Zweifel über den weiteren Kriegsverlauf. Die verbreitete Erfolgspropaganda traf auf 

kein tiefes Echo mehr, allerdings war die Folge eher eine weitgehende Apathie der 

deutschen Bevölkerung als aktive Maßnahmen, zumal die Flucht in den Westen eini-

gen wenigen vorbehalten blieb. Als im Januar 1945 die sowjetischen Truppen den 

Kern des Warthegaus erreichten, setzte eine hektische und unkoordinierte Fluchtbe-

wegung ein.
63

 Der offizielle Räumungsbefehl wurde erst am 20.01.1945 herausgege-

ben. Am selben Tag verließen auch Greiser und die meisten höheren Parteigenossen 

den Warthegau. Höchstens 10-15% der hier lebenden Deutschen schlossen sich der 

Flucht nicht an. Zumeist handelte es sich bei ihnen um Volksdeutsche, die sich auf-

grund ihrer Erfahrungen und ihres Verhaltens in der Heimat sicher glaubten. Stattdes-

sen waren sie es nun, die kollektiv für die deutschen Kriegsverbrechen büßen muss-
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ten. Alle wurden entrechtet, die meisten verhaftet oder von den Sowjets nach Osten 

deportiert, nicht wenige gleich umgebracht. Das jahrhundertelange deutsch-polnische 

Zusammenleben in dieser Provinz war an einem Endpunkt angekommen. 

Insgesamt gesehen kann man davon ausgehen, dass das Verhalten der Volksdeut-

schen während des Krieges von einer Mischung aus Überzeugung, Anpassung und 

Unzufriedenheit geprägt war. Zwar war die nationalsozialistische Ideologie bei vielen 

tief verwurzelt, mitunter lediglich gedämpft durch eine noch größere Loyalität gegen-

über den Kirchen, doch wuchs die Enttäuschung über die Zustände deutlich, wofür 

man vor allem die Reichs-, teilweise aber auch die Baltendeutschen verantwortlich 

machte. Man musste die Erfahrung machen, dass die neue deutsche Herrschaft mit der 

von vor 1918 nicht mehr vergleichbar war. Das Empfinden, trotz der großen Ver-

dienste bei der „Bewahrung des Deutschtums“ nun nicht angemessen zum Zuge zu 

kommen, war teilweise berechtigt, vor allem bei der Besetzung von Stellen. Ganz of-

fenbar handelte es sich bei der Interpretation der Geschehnisse nach 1945 auch nicht 

so sehr um eine Exkulpationsstrategie post factum. Anders als etwa im Reichsgau 

Sudetenland, wo vor einigen Jahren Volker Zimmermann nachweisen konnte, dass es 

eine Benachteiligung der Volksdeutschen im Grunde genommen gar nicht gegeben 

hat
64

, waren die Voraussetzungen im Wartheland allein schon deshalb entschieden 

ungünstiger, weil gar keine ausreichende Anzahl politisch zuverlässiger und entspre-

chend qualifizierter Volksdeutscher zur Verfügung stand. Die Deutschen blieben die 

ganze Zeit der Besatzung über die klare Bevölkerungsminderheit. Solidarität mit den 

unterdrückten Polen oder gar Hilfe für die in Ghettos zusammengepferchten und spä-

ter getöteten Juden gab es nicht besonders häufig. Am Ende des Krieges flohen die 

meisten Angehörigen jener in den wenigen Jahren nie zustande gekommenen „deut-

schen Volksgemeinschaft“ gen Westen. Viele überlebten diese Flucht nicht. Diejeni-

gen, die blieben, wurden zumeist Opfer der sich nun für die Unterdrückung rächenden 

Polen oder der Roten Armee. In der Erinnerung der Überlebenden dominierte nach 

1945 diese Opferrolle, während die eigenen Verbrechen an Polen und Juden nur in 

den wenigsten Fällen thematisiert wurden. 
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Daheim in der Fremde? Deutschbalten im ‚Warthegau‘ – 

Ein Nebendiskurs in der deutschen Literatur 

von 

Hubert  O r ł o w s k i  

 

 

 

 „Solange etwas ist, ist es nicht das, 

 was es gewesen sein wird.“ 

 Martin Walser: Ein springender Brunnen, 1998
1
 

 

 

Als Einstieg möchte ich hier kurz das Motiv erläutern, das mich zu dem Problemfeld 

‚Deutschbalten im Warthegau‘ geführt hat. Aus meiner heutigen Perspektive sehe ich 

deutlich drei Wege, die für mein Interesse ‚verantwortlich‘ zu machen sind. Zum Ers-

ten war das meine studentische Leidenschaft für Antiquariate. In den späten 1950er 

Jahren hielt ich mich u.a. notorisch im Antiquariat am Posener Altmarkt auf, das da-

mals noch in einigen Bücherregalen deutsches Schrifttum unterschiedlichster Her-

kunft den Interessenten anzubieten pflegte. Eines Tages stieß ich auf zwei Bände der 

Edition „Das Baltische Herrenhaus“ von Heinz Pirang
2
. Die Lektüre war für mich ei-

ne wahre Entdeckung, nämlich einer bisher unbekannten europäischen Kulturland-

schaft. Und so begann in der Universitätsbibliothek die Suche nach weiterem Schrift-

tum zur Kultur der Deutschbalten. 

Die Faszination für diese Kulturlandschaft ließ mich nicht los. Auch als Assistent 

recherchierte ich in diesem Bereich. In den frühen 1970er Jahren konnte ich dann 

zwei Studien aus diesem Bereich veröffentlichen, nämlich die Beiträge „Sozialge-

schichte der deutsch-baltischen Literatur und die Kategorie der Rolle“ und „Über den 

Sinn einer Sozialgeschichte der ‚deutsch-baltischen‘ Literatur“. Beide Texte erschie-

nen in der Zeitschrift Studia Germanica Posnaniensia (1971, 1973).
3
 

Die Begegnung mit dem Werk Johannes Bobrowskis, eines der bedeutendsten 

deutschsprachigen Schriftsteller des 20. Jahrhunderts, der sowohl in seiner Kurzprosa 

als auch in seinen Gedichten die historische Kulturlandschaft Litauens, Estlands und 

Lettlands empathisch immer wieder poetisch thematisierte und problematisierte, ist 
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als ein weiterer Schritt in Richtung der uns in diesem Tagungsband interessierenden 

Fragen zu verstehen.  

Einen unerwarteten Zugang zu dem Problemkreis „Deutschbalten im Warthegau“ 

boten mir meine Recherchen zur historischen Stereotypenforschung im deutsch-pol-

nischen Beziehungsfeld. Auf der Quellensuche nach dem Stereotyp ‚polnische Wirt-

schaft‘ stieß ich nämlich auf den Roman mit dem Titel „Polnische Wirtschaft“ (1981) 

von Waldtraud Villaret, einer Autorin aus dem Baltikum, die mit ihrer Familie in den 

Warthegau übersiedelt worden war und dort zwischen 1941 und 1945 lebte.  

In den vergangenen zwei Jahrzehnten befasste ich mich mit unterschiedlicher In-

tensität mit der deutschen und der polnischen ‚Deprivationsliteratur‘. Dieser als ana-

lytische Kategorie verstandene Begriff ist von mir in mehreren Studien problemati-

siert worden, vor allem in dem Lexikonartikel „Semantik der Deprivation“ in dem Le-

xikon „Deutsche und Polen. Geschichte – Kultur – Politik“
4
. Auf den Begriff ‚Depri-

vation‘ gehe ich etwas später noch ausführlich ein; hier soll nur knapp bemerkt wer-

den, dass der Terminus auf eine Literatur zutrifft, deren perspektivische Erzählhaltung 

sowohl wirkliche als auch vermeintliche Leiden thematisiert.  

Es war (und ist auch weiterhin) für mich eine erstaunliche Erfahrung, dass unter 

den hunderten Titeln deutscher bzw. deutschsprachiger Deprivationsliteratur – in der 

traditionellen Terminologie deutscher Forschung entspricht dieser Kategorie grosso 

modo der Begriff „Flucht- und Vertreibungsliteratur“ – nur einige wenige Titel zu fin-

den waren, die den Erfahrungsbereich „Deutschbalten im Warthegau“ thematisierten 

oder auch nur tangierten.  

Auf der bibliografischen Suche nach einer Literatur von und über Deutschbalten 

ist man leider auf Intuition und basales (literatur-)historisches Wissen sowie auf se-

lektive bibliografische Vorarbeiten und unvollständige Literaturgeschichten angewie-

sen. Eine solide Unterstützung fand ich in den Beständen der Martin-Opitz-Bibliothek 

in Herne (Zentrale Ostdeutsche Bibliothek). Ich erwähne diese Umstände nicht nur 

deswegen, um damit auf meine Schwierigkeiten bei der Exploration hinzuweisen, 

sondern um vor allem auf das selektive Vorgehen der (deutschen) Forscher auf die-

sem Gebiet aufmerksam zu machen. 

Zwei Hilfsbücher, nämlich die panoramatische Studie „Der ungeheure Verlust. 

Flucht und Vertreibung in der deutschsprachigen Belletristik der Nachkriegszeit“
5
 

von Louis Ferdinand Helbig sowie Axel Dornemanns annotierte Bibliografie „Flucht 

und Vertreibung aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten in Prosaliteratur und Er-

lebnisbericht seit 1945“
6
, bieten für mein Vorgehen kaum Hilfe. Im Sachregister der 
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Monografie von Louis Ferdinand Helbig tauchen zwar die Kategorien ‚Baltikum‘ und 

‚baltisch‘ auf, ohne aber dass damit die Aussiedlung der Deutschbalten in den War-

thegau angesprochen würde. Bezeichnenderweise fehlen in der kommentierten Biblio-

grafie von Axel Dornemann die für meinen Diskurs relevantesten Titel, auf die ich 

hier hinweisen möchte. Gemeint damit sind zwei literarische Werke, nämlich das 

Hörspiel „Die verschlossene Tür“ (1952) von Fred von Hoerschelmann und der schon 

erwähnte Roman „Polnische Wirtschaft“ (1981) von Waldtraut Villaret. Obwohl drei-

ßig Jahre zwischen dem Erscheinen dieser beiden Titel liegen, lassen sich einige cha-

rakteristische Gemeinsamkeiten feststellen. 

Der auch heute noch als „Meister der klaren Erzählung“ apostrophierte Fred von 

Hoerschelmann wurde 1901 als Sohn eines baltischen Barons in Estland geboren. In 

den Jahren 1927 bis 1936 wohnte er in Berlin. 1937 kehrte er nach Estland zurück. 

Nach Kriegsausbruch wurde er, wie die allermeisten Deutschbalten, in den Warthegau 

umgesiedelt. Von 1942 bis 1945 diente er als Soldat in der Wehrmacht. Fred von 

Hoerschelmann starb 1976 in Tübingen. Bereits in der Weimarer Republik und im 

Dritten Reich veröffentlichte er kleinere Beiträge im Berliner Tageblatt, in der Vos-

sischen Zeitung und im Simplicissimus. 1933 wurde sein erstes Hörspiel, nämlich 

„Flucht vor der Freiheit“, im Berliner Rundfunk gesendet. Hoerschelmann war vor al-

lem als Klassiker des Hörspiels bekannt. Sein Hörspiel „Das Schiff Esperanza“ (1953) 

wurde in zwanzig Sprachen übersetzt sowie mehrmals umgearbeitet. Er gilt neben 

Günter Eich als einer der Pioniere des Hörspiels. Das im Zentrum meiner Reflexion 

stehende Hörspiel „Die verschlossene Tür“ hatte seine Rundfunkuraufführung im Jah-

re 1952. Sechs Jahre später erschien es in der Sonderdruckreihe der Hessischen Lan-

deszentrale für Heimatdienst. Erwähnenswert ist die Schriftenreihe insofern, als in ihr 

auch weitere literarisch relevante Texte, u.a. von Max Frisch, Siegfried Lenz und 

Günter Eich, erschienen sind. Mehr noch: Hoerschelmann betrat (übrigens nicht nur 

mit diesem Text) das Terrain der Schuldidaktik! Im Reclam Verlag wurde der Hör-

spieltext ebenso veröffentlicht. In der Reihe „Lehrpraktische Analysen“ für Sekundar-

stufe I erschien sogar eine Interpretation zu Hoerschelmanns Hörspiel. Im Jahre 1965 

– auch das sollte nicht ungenannt bleiben – wurde Hoerschelmanns Text als Fernseh-

spiel aufgeführt. 

Warum erwähne ich all diese Rezeptionselemente?! – Weil sie darauf hinweisen, 

dass die Popularität von Hoerschelmanns Hörspiel nicht zufällig gewesen sein konnte. 

Es sei hervorgehoben, dass es sich hier um ein Hörspiel handelt, also um eine Text-

sorte, die im Nachkriegsdeutschland aus verständlichen Gründen eine extraordinäre 

Stellung einnahm. Der wiederholte Eingang in die Öffentlichkeit (Rundfunk, Schul-

unterricht, Fernsehen) legitimiert eindeutig die herausragende Bedeutung dieses Hör-

spiels. 

Bevor ich zur knappen Rekonstruktion der Handlung des Hörspiels und zu dessen 

Analyse übergehe, sei auf einen fundamentalen Unterschied zwischen der sonstigen 

deutschen Deprivationsliteratur und der deutschbaltischen Literatur hingewiesen, wel-

che die Umsiedlung in den Warthegau thematisiert. Vorerst aber – wie schon ange-

kündigt – ein Wort zum Begriff der Deprivation. Unter Deprivation „wird ein psychi-

scher Zustand verstanden, der sich aus dem Verlust bzw. Entzug von wesentlichen 
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(biologischen, sensorischen, emotionellen, kulturellen oder sozialen) Bedürfnissen oder 

Erwünschtem ergibt. Unbehagen und relative Deprivation können selbst dann auftre-

ten, wenn die Lage sich nicht verschlechtert oder sogar verbessert hat, jedoch die 

Neuerungen bei anderen als günstiger bewertet werden“
7
. 

Der Grundunterschied zwischen dem deutschen Deprivationsschrifttum und der 

deutschbaltischen Literatur zur ‚Warthegau-Episode‘ ist übrigens schon auf den ers-

ten Blick nicht zu übersehen. Der überwältigende Teil der deutschen Deprivationsli-

teratur ist nämlich auf die Jahreswende 1944/45 fokussiert, also auf die letzten Mona-

te und Wochen vor der Flucht, auf die Flucht selbst sowie auf die Zwangsaussiedlung, 

also auf Leid und Schmerz des Kriegsausgangs und auf den Verlust der Heimat. Diese 

Feststellung betrifft auch die Erinnerungsliteratur der ‚Volksdeutschen‘ und ‚Reichs-

deutschen‘ aus dem Warthegau. Die deutschbaltischen Werke hingegen haben eine 

grundsätzlich andere Perspektive. Der Schock bzw. das Trauma der Übersiedlung in 

den Warthegau, also nach Polen, in die Fremde – so also ist auch der thesenhafte Titel 

meines Beitrags zu begreifen – ist für alle reflektierenden Deutschbalten als eine Art 

Initialzündung zu verstehen. Die beim Wort genommene Losung „Heim ins Reich“ er-

wies sich als Trug. Die übergesiedelten Deutschbalten fanden noch „warme Heime“ 

vor, also vor Kurzem verlassene Gutshöfe, Häuser und Wohnungen der ins General-

gouvernement (GG) zwangsausgesiedelten bzw. vertriebenen Polen. Solch ein Erlebnis 

konnte wohl für die psychisch-moralische Grundhaltung der allermeisten Deutschbal-

ten nicht ohne Folgen bleiben.  

Lars Bosse stellt in seiner Studie „Vom Baltikum in den Reichsgau Wartheland“ zu 

Recht fest, „dass es sich bei dieser Umsiedlung um mehr als nur einen technischen Vor-

gang handelte; die Abwanderung von sozial in sich geschlossenen Minderheiten verän-

derte für die Umsiedler alle ihre Daseinsgrundfunktionen“
8
. Allerdings vergisst Bosse 

hinzuzufügen, dass zu diesen „Daseinsgrundfunktionen“ – um bei diesem Begriff zu 

bleiben – auch das Rechts- bzw. Unrechtsbewusstsein gehört. Die wenigen literarischen 

Werke deutschbaltischer Autoren sowie auch einige deutschbaltischen Lebensberichte 

sehen das anders, wenn auch unterschiedlich akzentuiert. 

Lassen Sie mich nun zu Hoerschelmanns Hörspiel kommen. In populären Interpre-

tationen zum Hörspiel wird die Handlung wie folgt komprimiert zusammengefasst: 

Der baltische Baron Herbert Kedell, der Doktor Levi, einen jüdischen Bankier, auf 

einem zwangsgeräumten polnischen Gut als seinen Bruder ausgibt, rettet ihn auf diese 

Weise vor dem sicheren Tod. Am Kriegsende revanchiert sich Doktor Levi, indem er 

den vor der Roten Armee zu spät fliehenden Baron Kedell sowie dessen Frau vor pol-

nischen Marodeuren rettet. Er hält sie nämlich auf und opfert sich für seinen ‚Bruder‘. 

Laut meiner Lesart bietet das Hörspiel jedoch ein breiteres Spektrum an zeitgenös-

sischen Spannungen, Konflikten und Leiden. Schon im „Vorspruch“, einer Art Ein-
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führung in das Geschehen und in den Kreis der dramatis personae, wird der besonde-

re Charakter des historischen Umfeldes hervorgehoben. Das Hörspiel wird von einer 

„Stimme“ eröffnet: 

„Du gehst eilig im Mantel durch dein Zimmer, an der Tür blickst du noch einmal zurück: 

das Bett, in dem du geschlafen hast, jahrelang, der Tisch, an dem du gesessen hast, das 

Buch, das du gelesen hast, noch aufgeschlagen, die Blume, die vertrocknen wird. Beeil dich. 

Jemand, den du nicht kennst, der inzwischen zu deinem Feind ernannt wurde, ist bereits 

unterwegs. Er wird in deinem Bett schlafen, er wird mit dem Buch, dessen Sprache er nicht 

versteht, am Morgen den Ofen anheizen ... Beeile dich. Blick dich nicht um, lösch die 

Lampe aus, verlaß das Zimmer, es gehört nicht mehr dir, du wirst durch die Tür, die du 

verläßt, nie wieder eintreten.“
9
 

Das Leitmotiv der „Stimme“ ist mehr als nur eine Anspielung auf die Lage in Est-

land und Lettland im Spätherbst 1939; es ist die Konstatierung einer verallgemeinern-

den existenziellen Grundsituation eines jeden Menschen, der sich gezwungen sieht, 

einen endgültigen Abschied zu nehmen. 

Die eigentliche Handlung des Hörspiels beginnt mit dem Einbruch der harten Rea-

lität in Herbert von Kedells Leben. Die Szene spielt in Posen gegen Ende des Jahres 

1939. Kedells Bruder Benno wird nach einem Verkehrsunfall schwerverletzt ins Kran-

kenhaus gebracht. Ein Gespräch zwischen einer polnischen Krankenschwester und Her-

bert von Kedell umreißt die existenzielle und historische Grundsituation des Protago-

nisten wie folgt: 

„Schwester: Alte Männer, Kinder, Frauen ... Wohin werden sie gebracht? Warum in der 

Nacht? Was soll das bedeuten, frag ich Sie? Drei Monate Krieg, – und so viel Unglück, daß 

es für dreihundert Jahre ausreichen würde. Soll denn keine Menschenseele in Posen übrig-

bleiben? Warum schickt man sie fort? Wohin? In ein Lager? Nach Warschau? Kedell: Ich 

weiß es nicht, Schwester. Ich bin fremd in dieser Stadt, wir sind Umsiedler, man hat uns in 

einer leeren Schule untergebracht, wir liegen auf dem Fußboden, w i r  s i n d  a u c h  

n i c h t s  a n d e r e s  a l s  F l ü c h t l i n g e .“
10

 

Mehrmals wird die Aussiedlung der Deutschbalten mit der der polnischen Bevöl-

kerung konfrontiert. Als Baron Kedell (über Leslau) auf das Gut Baranowo geschickt 

wird, gibt ihm ein ‚reichsdeutscher‘ Beamter eine praktische Information mit auf den 

Weg: „Das Gut ist bis Montag geräumt.“
11

 

Ein weiteres Motiv, nämlich das der ‚polnischen Wirtschaft‘, spielt eine die Zwangs-

aussiedlung ins GG legitimierende Funktion. Die Selbstreflexion katholischer Ordens-

krankenschwestern über ihre Profession leitet die Fragestellung ein: „Es ist schreck-

lich ... Dreißig Jahre bin ich in diesem Krankenhaus ... Und wir müssen alle fort ...“ 

Und weiter: „Es ist auch gar nicht wahr, dass die polnischen Schwestern keine gute 

Ausbildung haben ...“
12

 Der Kommentar eines weiteren reichsdeutschen Beamten zielt 

                                                 
9
  FRED VON HOERSCHELMANN: Die verschlossene Tür, Hamburg 1958 (Hessische Landes-

zentrale für Heimatdienst. Sonderdruckreihe, 12; Hörwerke der Zeit, 14), S. 7. 
10

  Ebenda, S. 11 (Hervorhebung H.O.). 
11

  Ebenda, S. 10. 
12

  Ebenda. 
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wortwörtlich auf dieses Stereotyp der ‚langen Dauer‘: „Einweiser: Wissen Sie, dieses 

Baranowo – wenn es richtig bewirtschaftet wird – damit läßt sich was anfangen.“
13

  

Das Motiv der ‚Fremdheit‘, angedeutet in der Poetik der „Stimme“, taucht dann 

wiederholt auf, nach der Ankunft des Barons auf dem Gut Baranowo: 

„Jetzt wir hier ... wie Verschwörer in einem f r e m d e n  Haus ... Seit ich den f r e m d e n  

Fleck gesehen habe, den f r e m d e n  Kratzer an der Tapete, den Pavillon ... komme ich mir 

vor wie ein Einbrecher. Ich habe mir alles anders vorgestellt. Vielleicht sollte man so etwas 

gar nicht übernehmen.“
14

 

Derartigen Zweifel hat Claus, Baron Kedells Sohn, nicht. Auf des Vaters Feststel-

lung hin 

„Wir haben hier Güter bekommen, die wir nie besessen haben ... Claus: Als gerechte Ent-

schädigung für Verlorenes. Kedell: Mag sein. Aber man hat sie anderen weggenommen. 

Man hat eine böse Tat mit einer anderen gutzumachen gesucht. Claus: Das ist das Recht je-

der Eroberung. Kedell: Das Unrecht jeder Eroberung, meinst du.“
15

 

Hoerschelmann versteht es, mit wenigen Aussagen, ja, mit Sprachfetzen, Figuren 

zu schaffen, die repräsentativ für eine Reihe von Haltungen der damaligen Zeit sind. 

„Für die gaueingesessenen Volksdeutschen“ – so Bosse – „stellten sich die balten-

deutschen Schichten wie folgt dar: ‚Barone‘, ‚Literaten‘ und ‚städtisches Bürger-

tum‘.“
16

 Der Ortsbauernführer Kutzner im Hörspiel wird vorerst verbal, dann aber 

auch als Denunziant aggressiv und gefährlich. Seine Gedankengänge lassen sich am 

folgenden Dialog bzw. Monolog ablesen: 

„Ich bin für Gerechtigkeit. Warum muß ich auf Gorka sitzen, auf dieser elenden Klitsche, 

obwohl ich Diplomlandwirt bin ... Zwielich: Und Ortsbauernführer, Herr Kutzner. Kutzner: 

Jawohl! Und was gibt man mir? Fünfhundert Morgen! Und nebenan – da kommt so ein 

baltischer Baron, und dem schmeißt man ohne mit der Wimper zu zucken 2500 Morgen 

vor die Füße!“
17

 

Waldtraut Villaret-Hentschel aus Riga gehört zu den weniger bekannten deutschen 

Autorinnen der Nachkriegszeit. Spärliche Informationen gestatten mir, eine nur knap-

pe Profilskizze der Autorin anzubieten. Nach der Übersiedlung in den Warthegau sah 

sich Waldtraut Villaret gezwungen, ihre Karriere als Sängerin zu unterbrechen. Sie 

war vier Jahre lang Verwaltungsangestellte in Trautenau. In Deutschland war sie nach 

dem Krieg als Publizistin und freischaffende Autorin tätig. Im Kontext meiner Nar-

ration sollten noch ‚ein Roman aus der Kriegszeit‘ unter dem Titel „Noch ist Polen 

nicht verloren“, ein Band ‚Baltischer Anekdoten‘ unter dem Titel „Zar und Zimmer-

frau“ (1982) sowie der ‚baltische Roman‘ „Liebe in Braskowka“ (1976) erwähnt wer-

den. Der dem Titel nach schon erwähnte Roman „Polnische Wirtschaft“ bezieht sich 

                                                 
13

  Ebenda, S. 11. 
14

  Ebenda, S. 12 (Hervorhebung H.O.). 
15

  Ebenda, S. 28. 
16

  HANS FRHR. VON ROSEN: Grocholin. Geschichte eines deutschen Gutes bei Posen. Geliebt, 

verloren, unvergessen, Leer 1985, S. 165. Nach BOSSE (wie Anm. 8), S. 313. 
17

  HOERSCHELMANN (wie Anm. 9), S. 23. 
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ironisch-sarkastisch auf das ein Vierteljahrtausend alte Schlüsselstereotyp zur Ineffi-

zienz des Handelns und Verhaltens von Polen und der Polen. Ihm kam (und kommt 

auch weiterhin) die Funktion sowohl eines ordnenden geschichtlichen Leitbildes als 

auch einer Erklärungs- und Legitimierungsformel zu.
18

 

Die eigentliche Handlung des Romans beginnt in dem kleinen Ort Trautenau (Trusz-

czyzna-Zamoslawek?) im Warthegau erst im Spätsommer 1944; mittels Rückblenden 

und Erinnerungen wird allerdings nicht nur der gesamte Aufenthalt einer baltischen 

Familie seit der Übersiedlung aus dem Baltikum dargestellt, sondern sogar einige Epi-

soden aus dem Leben im Baltikum. Die Handlung ist nicht allzu kompliziert, auch das 

Figurenensemble ist keineswegs imponierend. Und dennoch versteht es die Autorin, 

ein differenziertes Spektrum an menschlichen und ideologischen Haltungen zu entfal-

ten. Im Fokus des Geschehens steht die deutschbaltische Familie Baumbach. Das Fa-

milienoberhaupt vertritt die nationalkonservative Mutter, eine geborene Baronesse 

von Brencken. Selma (Baumbach) ist ihre Adoptivtochter, und – wie es aus verdeck-

ten Gesprächen hervorgeht – jüdischer Abstammung. Die Enthüllungen eines be-

freundeten Notars bestätigen sogar den Verdacht, sie sei eine Halbjüdin.  

Es fehlt auch nicht an Vertretern der jüngsten Generation, nämlich der ‚Jungbal-

ten‘. Sigurd Bergmann, ein junger Deutschbalte, ist von der nationalsozialistischen 

Ideologie fasziniert. In seinem Tagebuch hält er die Motive seines Verhaltens fest: 

„Ich hatte oft das Empfinden, ersticken zu müssen in unseren baltischen Formen in 

der Rückständigkeit und Enge unserer Möglichkeiten.“
19

 Sigurd hat ein klares mani-

chäisches Bild von ‚dem Polen‘. (Ein jeder sogenannter ‚harter Singular‘ ist als ein 

folgenschweres Stigma der Fremdstereotypisierung zu verstehen.) In sein Tagebuch 

schreibt der junge Balte u.a. folgende ‚Grundthesen‘: „die von mir auslogierten Perso-

nen werden im Generalgouvernement, dem sogenannten Kongreßpolen, zweifellos ir-

gendwo untergebracht werden und sich unter ihresgleichen wahrscheinlich viel woh-

ler fühlen als innerhalb unserer deutschen Ordnung und Sauberkeit.“
20

 An dieser Stel-

le, mit derartigen Gedankengängen, greift der junge Balte unbewusst jahrhundertealte 

Vorurteile auf, die in den deutsch-polnischen Wechselbeziehungen eine für Polen (de)-

legitimierende Funktion gespielt haben.
21

 In diesem Roman wird der neuzeitliche ne-

gative deutsche Polendiskurs wiederholt kritisch thematisiert. Dazu noch ein kleines 

Beispiel. Der Verlust des Tafelgeschirrs in der baltischen Heimat dient einer ästheti-

schen Konfrontation mit dem in der verlassenen polnischen Wohnung vorgefundenen 

Geschirr: „komische Tassen, echt polnischer Geschmack“.
22

 

Noch ein Wort zu Sigurds Bildungsweg in Richtung Nationalsozialismus. In ‚pä-

dagogischer Konfrontation‘ mit „sämtlichen Herren der [NS-]Verwaltung“ im Ort, 

                                                 
18

 Vgl. dazu HUBERT ORŁOWSKI: Stereotype der ‚langen Dauer‘ und der Prozeß der Nations-

bildung, in: Deutsche und Polen (wie Anm. 4), S. 269-279. 
19

 WALDTRAUT VILLARET: Polnische Wirtschaft, Düsseldorf 1981, S. 57. 
20

 Ebenda, S. 133 (Hervorhebung H.O.). 
21

 Vgl. HUBERT ORŁOWSKI: „Polnische Wirtschaft“. Zum deutschen Polendiskurs der Neu-

zeit, Wiesbaden 1996. 
22

  VILLARET (wie Anm. 19), S. 22. 
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nämlich dem Verwaltungsinspektor Zangl, einem SA-Sturmführer und brutalen Schlä-

gertyp, dem Amtskommissar Malz sowie dem Kaufmann und Gastwirt Hermann Mahn-

ke, gewinnt er Einblick in den brutalen Alltag des Lebens im ‚Mustergau‘. Und den-

noch bleibt er bei der Meinung von seiner nationalen Aufgabe: „Uns Auslandsdeutsche 

braucht der Führer.“
23

 

Der Kreis der polnischen Gestalten in Waldtraut Villarets Roman setzt sich zu-

sammen aus einer Bediensteten namens Wanda Bulera, die bei dem „kleinbürgerli-

chen“ Polizeimeister Friedrich Müller im Dienst ist und mit ihm ein Verhältnis hat, ih-

rem Bruder Franz/Franek, einem aufgeweckten Jungen namens Janek sowie der Ärz-

tin Małek. Selma erweist sich im Roman als „die gute Deutsche“
24

 nicht zuletzt auch 

insofern, als sie eine Liebesbeziehung zu Franz/Franek Bulera aufzunehmen scheint. 

Als komplementär zu diesen literarischen Werken wären noch einige Lebensbe-

richte und Erinnerungen zu nennen. Deren Zahl ist zwar nicht überwältigend, aller-

dings liefern sie wichtige Einblicke in das ‚Kapitel‘ „Deutschbalten im Warthegau“. 

Gemeint sind: Martha Thomsons Erinnerungen „Neunzehnhundertfünfundvierzig. Zei-

ten der Not – Zeiten der Bewahrung“ (1957/1981), Hans von Rosens Erinnerungen 

„Grocholin. Geschichte eines deutschen Gutes bei Posen. Geliebt, verloren, unverges-

sen“ (1985)
25

 sowie Ingeborg von Buxhoevedens Lebenserinnerungen „Sommer und 

Winter. 1920-1953“ (1990). 

Mir ist außer dem Erinnerungsbuch „Von der Weichsel und von der Warthe an die 

Elbe“, herausgegeben von Brunhilde Geilke in Verbindung mit der Landsmannschaft 

Weichsel-Warthe, kein zweiter Band bekannt, in dem eine Vertreterin bzw. ein 

Vertreter der Deutschbalten ihre/seine Erinnerung gemeinsam mit denen von ‚Reichs-

deutschen‘ bzw. ‚Volksdeutschen‘ veröffentlicht hätte. In diesem Band nämlich er-

schien die Erinnerung „So nimm denn meine Hände und führe mich ...“ von Anna Ol-

ga von Vorkampff-Laue. Es ist nicht gerade ein Meisterwerk der deutschen Erinne-

rungskultur, nicht nur wegen einer Erzählweise, die der Poetik von Schulaufsätzen 

verwandt ist, sondern auch wegen einer doch schmalen Selbstreflexion über das Ge-

schehene. Das Verlassen des Bauernhofes im Warthegau kommentiert die Autorin mit 

folgendem Satz: „Vor Kriegsende im Winter 1945 begaben wir uns erneut auf die 

Flucht. Wir flüchteten vor der Rache der Polen. Wieder begann eine Leidenszeit.“
26

 

Ich komme zum Schluss. Worum geht es in den gegenwärtigen Diskussionen um 

Flucht, Zwangsausweisung, Vertreibung? Um elementare Ausbrüche von Schmerz 

und Trauer oder um das (nicht uneigennützige) Gedächtnis? Ein Gedächtnis ist nie 

selbstlos! Für die eine Erinnerung wird man belohnt, für die andere – bestraft, z.B. 

mit Frustration, Schuldgefühl oder Trauma. Der Begriff „Vertreibung“ als Schlüssel-

begriff des deutschen Opferdiskurses wird wohl erst dann zum Instrument sachbezo-

gener Analyse, wenn dessen ‚politische Biografie‘ samt allen aktuellen politischen 

                                                 
23

  Ebenda, S. 26. 
24

  Ebenda, S. 130. 
25

  FRHR. VON ROSEN (wie Anm. 16). 
26

  Vgl. BRUNHILDE GEILKE: Von der Weichsel und der Warthe an die Elbe, Hamburg o.J., 

S. 199. 
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Verstrickungen der Vergangenheit angehören wird. Dieser Terminus schleppt Konno-

tationen jahrzehntelanger Kontroversen mit sich, die keineswegs so einfach zu lö-

schen sind. Der geistesgewandte Friedrich Nietzsche entdeckte seinerzeit zu Recht, 

dass „alle Begriffe, in denen sich ein ganzer Prozess semiotisch zusammenfasst“
27

, 

sich der Definition entziehen. 

Selbst eine konkrete Debatte im Umfeld der soeben genannten Begriffe ist einer 

generalisierenden Überlegung wert. Zu den Beziehungen zwischen „wahren Empfin-

dungen“ und deren kultureller Artikulierung sagte schon vor vielen Jahren Max We-

ber in seiner Studie zur ‚Objektivität‘ sozialwissenschaftlicher und sozialpolitischer 

Erkenntnis, als er in den Mittelpunkt der Überlegungen über Kultur die Kategorie der 

‚Bedeutung‘, den ‚Sinn‘, stellte: „‚Kultur‘ ist ein vom Standpunkt des Menschen aus 

mit Sinn und Bedeutung bedachter endlicher Ausschnitt aus der sinnlosen Unendlich-

keit des Weltgeschehens.“
28

 Diese Worte lassen sich auch auf das Verstehen und die 

Funktion des Begriffsfeldes ‚Flucht – Zwangsausweisung – Vertreibung‘ anwenden. 

Der Unterschied zwischen den Begriffen Vertreibung und (z.B.) Zwangsaussiedlung 

besteht darin, dass im ersten Fall dessen tradierte Konnotation das Subjekt zum Opfer 

und nur zum Opfer reduziert. Selbst in den Stand eines Zeitzeugen werden Opfer der 

Vertreibung nicht berufen; Schmerz und Leiden entlassen sie aus der Pflicht, (selbst) 

Zeugnis abzulegen. 

 

                                                 
27

  FRIEDRICH NIETZSCHE: Zur Genealogie der Moral, in: DERS.: Werke in drei Bänden, Mün-

chen 1966, Bd. 2, S. 820. 
28

  MAX WEBER: Die ‚Objektivität‘ sozialwissenschaftlicher und sozialpolitischer Erkenntnis, 

in: DERS.: Gesammelte Aufsätze zur Wissenschaftslehre, 3. erw. Aufl., Tübingen 1968, 
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Die Situation der Polen im Warthegau 

von 

Anna  Z i ó ł k o w s k a  

 

 

 

 
Die Lage der polnischen Bevölkerung im Warthegau war das Ergebnis der von der 

deutschen Besatzungsmacht betriebenen Bevölkerungspolitik, das heißt des Handelns 

des Staates und aller in seinem Namen auftretenden Organisationen im Bereich der 

demografischen Verhältnisse. Bevölkerungspolitik war immer schon ein integrales 

Element des Vorgehens von Siegern in den während eines Krieges eroberten Gebieten 

des Gegners.
1
 

Das Warthegau war der größte Gau im Dritten Reich und der einzige Gau in den 

in das Reich eingegliederten Ostgebieten, der ausschließlich aus Territorien bestand, 

die 1918-1939 zu Polen gehört hatten. Bei Kriegsausbruch lebten hier 4,922 Millio-

nen Menschen, davon 4 189 000 Polen, 385 000 Juden, 325 000 Deutsche und 23 000 

Personen anderer Nationalität.
2
 

Arthur Greiser, der Machthaber in diesem Gebiet und als Reichsstatthalter und Gau-

leiter oberster Vertreter von Staat und Partei, begann mit dem Entwurf und der Um-

setzung eines neuen demografischen, politischen und ökonomischen Modells. Bei Amts-

antritt als Reichsstatthalter erklärte er: 

„Wir sind vom Führer als Treuhänder der deutschen Sache für dieses Land eingesetzt wor-

den mit dem klaren Ziel, dieses Land wieder deutsch zu machen. Es wird daher unser aller 

ehrenvollste Aufgabe sein, alles zu tun, damit schon in wenigen Jahren alle polnischen Er-

scheinungen, ganz gleich welcher Art, beseitigt sind.“
3
 

Noch deutlicher formulierte er diese Haltung im Ostdeutschen Beobachter: „[Das 

Warthegau] ist unser Herrschaftsgebiet. Dazu gehören das ganze Land, der Boden, die 

                                                           
1
  Zu dieser Definition von Bevölkerungspolitik vgl. CZESŁAW ŁUCZAK: Polityka ludnościo-

wa władz okupacyjnych na podbitych terytoriach podczas I i II wojny światowej [Die Be-

völkerungspolitik der Besatzungsbehörden in den eroberten Gebieten im Ersten und Zwei-

ten Weltkrieg], in: Polacy i Niemcy. Dziesięć wieków sąsiedztwa, hrsg. von ANTONI CZU-

BIŃSKI, Warszawa 1987, S. 405-422, hier S. 405.  
2
  DERS.: Pod niemieckim jarzmem (Kraj Warty 1939-1945) [Unter dem deutschen Joch (Das 

Warthegau 1939-1945)], Poznań 1996, S. 83, Tabelle 6: „Liczba ludności w Kraju Warty i 

jej struktura w latach 1939-1945“. 
3
  Zit. nach JAN SZILING: Deutsche und Polen in Thorn in der Zeit des Nationalsozialismus 

(1939-1945), in: Berichte und Forschungen. Jahrbuch des Bundesinstituts für ostdeutsche 

Kultur und Geschichte 2 (1994), S. 273-283, hier S. 274. Vgl. auch WACŁAW JASTRZĘBOW-

SKI: Gospodarka niemiecka w Polsce [Die deutsche Wirtschaft in Polen], Warszawa 1946, 

S. 106. 
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Häuser, die Bauernhöfe, alles.“
4
 In diesem Artikel präzisierte Greiser die Grundlagen 

der nationalsozialistischen Bevölkerungspolitik im Warthegau. Zu ihrer Umsetzung 

sollte nicht nur die Zivilverwaltung herangezogen werden, sondern auch alle Polizeior-

gane, Juristen, Ärzte, Lehrer etc. Sie alle sollten zu Pionieren des Deutschtums in die-

sem Gebiet werden. In der geheimen Broschüre „Gedanken zur nationalsozialistischen 

Volkstumspolitik“, die Greiser an die ihm unterstehenden Institutionen verteilen ließ, 

forderte er die vollständige Zerstörung der polnischen Gesellschaft. Dabei berief er sich 

ausschließlich auf das Recht des Stärkeren: „Es ist ein ungeschriebenes Gesetz, dass in 

diesem Gau nur ein Volk leben kann. Dieses Volk müssen die Deutschen sein, und wo 

Deutsche sind, dort gibt es keinen Platz für andere Völker.“
5
 

Von nun an sollte das Warthegau durch das Wirken Greisers und seiner engsten 

Mitarbeiter in jeder Hinsicht zu einem „Mustergau“ und zum Vorbild für die Entwick-

lung des gesamten Dritten Reiches im nationalsozialistischen Sinne werden. Es wurde 

auch zum „Exerzierplatz“ des Nationalsozialismus erklärt; hier sollten alle Methoden 

des Umgangs mit einer unterworfenen Bevölkerung, die für die weitere Entwicklung 

des Nationalsozialismus von Nutzen sein konnten, ausprobiert werden. Aus den pro-

grammatischen Äußerungen Greisers geht hervor, dass er für dieses Gebiet die Rolle 

einer Brücke zwischen dem Reich und dem Osten vorsah. Das Warthegau wurde als 

Bastion des Deutschtums, als „deutscher Ostwall aus lebenden Menschen“ und als 

„Kornkammer des Reiches“ bezeichnet. In allen Diskussionen wurde die Frage der 

Germanisierung des Warthegaus berührt, die nach Hitlers Plänen innerhalb von zehn 

Jahren vollzogen sein sollte.
6
 

Beim Einmarsch in Posen hatten also die Deutschen – jene neuen Deutschen im 

Zeichen des Hakenkreuzes – einen präzisen Plan für die Veränderung der gesellschaft-

lichen Verhältnisse in diesem Gebiet. In der Praxis kam dies in der zahlenmäßigen 

Stärkung der deutschen Bevölkerung, der Vernichtung der Juden sowie der Schwä-

chung der polnischen Bevölkerung und ihrer anschließenden Vernichtung zum Aus-

druck. Gerade hier wurde ein umfassendes System der Rassensegregation eingeführt; 

das Kriterium der Rasse ergab sich aus den Grundprämissen der offiziellen Doktrin, 

die die Menschen in „Übermenschen“ und „Untermenschen“ einteilte und in verschie-

denen Bereichen zur Ausbeutung und gesellschaftlichen, kulturellen und demografi-

schen Degradierung der polnischen und jüdischen Bevölkerung führte. 

Die Leitprinzipien des Umgangs mit der polnischen Bevölkerung nach rassischen 

Gesichtspunkten wurden am 25. November 1939 von Dr. Erhard Wetzel und Dr. 

Günther Hecht vom Rassenpolitischen Amt der NSDAP formuliert. In diesem Doku-

ment, in dem der verbrecherische Charakter der Pläne des Dritten Reiches in aller 

Deutlichkeit zutage tritt, heißt es u.a.: 

„Die polnische Intelligenz muss restlos und umgehend in das Restgebiet abgeschoben wer-

den. [...] Unter den Begriff der polnischen Intelligenz fallen in allerersten [sic] Linie polni-

                                                           
4
  ARTHUR GREISER: Zur Volkstumfrage, in: Ostdeutscher Beobachter, Posen, Nr. 115 vom 

26. April 1942, S.1-12, hier S. 1. 
5
  DERS.: Gedanken zur Nationalsozialistischen Volkstumspolitik, Posen 1942, S. 1-3, hier S. 2. 
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sche Geistliche, Lehrer (einschl. Hochschullehrer), Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte, Offiziere, 

höhere Beamte, Grosskaufleute, Grossgrundbesitzer, Schriftsteller, Redakteure, sowie sämtli-

che Personen, die eine höhere oder mittlere Schulbildung erhalten haben.“
7
 

Die Denkschrift sah auch die Entfernung der „betont polnisch gesinnten [...] Be-

völkerungsschichten“, der „polnischen Chauvinisten, Mitglieder der polnischen politi-

schen und kulturpolitischen Parteien“ aus den besetzten Gebieten vor.
8
 

Die Verwirklichung all dieser Pläne setzte auch die präzise Bestimmung aller Rech-

te und Pflichten der polnischen Bevölkerung im Warthegau voraus, die ihrer staats-

bürgerlichen Rechte beraubt und zu „Schutzangehörigen“ des Dritten Reiches degra-

diert wurde.  

Eine Art Bilanz der ersten Tage der Besatzung war eine Kundgebung am 21. Sep-

tember 1939, bei der Greiser u.a. sagte, die Deutschen seien die Herren in diesem Ge-

biet, und die Polen könnten nur Diener sein und hätten den Deutschen zu dienen. Die-

se Worte, die die Diskriminierung der polnischen Bevölkerung in allen Lebensberei-

chen ankündigten, wurden von den ortsansässigen Deutschen, aber auch von jenen, 

die mit Greiser aus dem Reichsgebiet gekommen waren, mit Begeisterung aufgenom-

men.
9
 

Die Vernichtung des polnischen Volkes wurde von den Deutschen wörtlich ver-

standen. Bei der Inbesitznahme der westlichen Gebiete Polens befolgten sie ein Pro-

gramm des bedingungslosen Kampfes gegen die polnische und jüdische Bevölkerung. 

Der tragischste Aspekt der von Greiser im Warthegau betriebenen Bevölkerungs-

politik war die direkte Vernichtung der hier ansässigen polnischen und jüdischen Be-

völkerung. 

Bereits vor Kriegsbeginn hatte man mit der Zusammenstellung einer zentralen 

Personenkartei und von Schwarzen Listen (dem sogenannten „Sonderfahndungsbuch 

Polen“) begonnen, die die Namen von Polen und Juden umfassten, die als Erste ver-

haftet und getötet werden sollten. Hitler bezeichnete dies als „politische Flurbereini-

gung“; bei einer Besprechung mit Wehrmachtsoffizieren am 12. September 1939 im 

schlesischen Jellowa ordnete er den Beginn der Aktion an. Einige Tage später erhiel-

ten die Führer der Einsatzgruppen von Reinhard Heydrich persönlich den Befehl, die 

in dem zur Annexion vorgesehenen Gebiet lebenden politischen Aktivisten in Kon-

zentrationslager zu deportieren und Geistliche sowie Lehrer in das Generalgouverne-

ment (GG) umzusiedeln. Man sollte hier hinzufügen, dass in den besetzten Gebieten 

Westpolens unmittelbar nach der Einrichtung der deutschen Zivilverwaltung mit die-

                                                           
7
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sen Aktivitäten begonnen wurde, während im übrigen Polen die Einsatzgruppen erst 

noch die Listen der „unerwünschten“ Personen zusammenstellten.
10

 

Im Laufe der Zeit wurde die Liste der zur Vernichtung bestimmten gesellschaft-

lichen Gruppen erweitert. Ende September 1939 konstatierte der Chef der Sicherheits-

polizei und des Sicherheitsdienstes Reinhard Heydrich, in Polen dürfe man kein Mit-

leid mit Adel, Geistlichen, Lehrern und Legionären haben. Nach dem Einmarsch der 

Wehrmacht in Großpolen gingen die Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des 

SD an die Umsetzung des Plans zur Vernichtung dieses Teils der polnischen Gesell-

schaft. In der Intention der Deutschen sollte die Aktion auch das Aufkommen einer 

Unabhängigkeitsbewegung und die Entwicklung der polnischen Wissenschaft und ei-

nes kulturellen Lebens in jedweder Form verhindern. 

Die tragischen Ereignisse des 20., 21. und 23. Oktober 1939 werden den Großpolen 

dauerhaft im Gedächtnis bleiben. An diesen Tagen wurden in vierzehn großpolnischen 

Städten öffentliche Exekutionen durchgeführt, in denen insgesamt 300 Großpolen ums 

Leben kamen. Zur gleichen Zeit ging man auch an die Einrichtung des sogenannten 

Konzentrationslagers Posen im Fort VII, das zum Schauplatz der Vernichtung der pol-

nischen Eliten wurde und von dem aus auch Häftlinge in andere Konzentrationslager 

deportiert wurden. Im Laufe der Zeit wurde gerade die Verbringung in die Konzentra-

tionslager zum Mittel der Liquidierung der polnischen Führungsschichten. Wir wissen 

heute, dass aus dem Warthegau insgesamt ca. 10 000 Polen in Konzentrationslager ab-

transportiert wurden; weitere 50 000 durchlitten Erziehungsgefängnisse und Arbeitsla-

ger. Stätten der Vernichtung waren auch deutsche Gefängnisse, in denen ca. 50 000 Per-

sonen festgehalten wurden (u.a. in Rawicz und Wronki).
11

 

Erstmals griff der nationalsozialistische Herrschaftsapparat zur massenhaften Tö-

tung der unterworfenen Bevölkerung extensiv auf Strafrecht und Gerichtswesen zurück. 

Besondere Bedeutung erlangte dabei das Sonderstrafrecht für die im Reichsgebiet und 

in den eingegliederten Gebieten lebenden Polen und Juden (kurz als „Polenverordnung“ 

bezeichnet), das am 4. Dezember 1941 (mit Gültigkeit ab dem 1. Januar 1941) einge-

führt wurde und selbst für geringfügigste Verstöße die Anwendung brutaler Repressio-

nen vorsah. In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, dass dieses Sonderstrafrecht 

das alte römische Prinzip verletzte, nach dem ein Gesetz keine rückwirkende Gültigkeit 

haben darf: So wurden Menschen z.B. für Dinge bestraft, die in die Zwischenkriegszeit 

zurückreichten, etwa für antideutsche Aktivitäten oder Äußerungen. Im Rahmen dieses 

Vorgehens wurden im Warthegau sogenannte Polizeistandgerichte geschaffen, die aus 

drei Personen bestanden, in geheimer Sitzung berieten und in der Regel auf Todesstrafe 

oder Verbringung in ein Konzentrationslager erkannten.
12
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Die beschriebenen Formen der unmittelbaren Vernichtung betrafen jene Polen, die 

die deutsche Besatzungsmacht für Feinde oder potenzielle Feinde des Dritten Reiches 

hielt. Ihrer Tötung lagen politische Überlegungen zugrunde. Sozialpolitisch und wirt-

schaftlich motiviert war die Entscheidung zur Tötung unheilbar Kranker im Zuge der 

mit dem Kryptonym T 4 bezeichneten Euthanasieaktion. Hierbei wurden im Warthe-

gau insgesamt ca. 4 500 Polen ermordet.
13

 

Garant für die Umsetzung der Leitprinzipien der nationalsozialistischen Politik ge-

genüber der polnischen Bevölkerung war das Heer von deutschen Beamten, mit denen 

Positionen auf allen Ebenen der Verwaltung im Warthegau besetzt wurden. Dabei ge-

nossen sie eine Reihe politischer, kultureller und wirtschaftlicher Privilegien: Nur für 

sie und ihre Familien wurde im ganzen Gau ein Netz von Schulen unterschiedlichen 

Typs – einschließlich der sogenannten Reichsuniversität – geschaffen; ihnen allein 

waren die meisten Kinos, alle Theater, Museen, Kulturveranstaltungen, fast alle Res-

taurants, Cafés, Hotels, Zugabteile erster und zweiter Klasse, öffentlichen Bäder, 

Parks und manchmal sogar die an öffentlichen Plätzen aufgestellten Sitzbänke vorbe-

halten. Es war den Deutschen sogar erlaubt – und dieses Recht war per Gesetz garan-

tiert –, jederzeit die Wohnungen von Polen zu betreten, die Ausweise der dort ange-

troffenen Personen zu kontrollieren und sogar eine Hausdurchsuchung durchzuführen. 

Den Polen war demgegenüber das Recht entzogen worden, Bauernhöfe, Industriebe-

triebe, Baufirmen oder Werkstätten zu besitzen – all dies ging in den Besitz von 

„Treuhändern“ über. Unter Einsatz von Gewalt wurden den Polen Gebäude, Kunst-

werke, Möbel, Radios, Fotoapparate, Geld und Kleidung abgenommen, den gewalt-

sam in das GG ausgesiedelten Polen und Juden auch ihre Wohnungen mitsamt aller 

Einrichtungsgegenstände – es war bei Strafe verboten, irgendetwas mitzunehmen. 

Die Rechte der polnischen und jüdischen Bewohner Großpolens wurden auf ein 

Minimum reduziert, und sie waren fortan nicht einmal mehr Bürger zweiter Klasse, 

sondern eine Art geduldete Bevölkerung. Dr. Herbert Melhorn, einer der Stellvertreter 

Greisers, formulierte es so: „Was die Polen betrifft, so ist jeder Vergleich mit den 

Deutschen unangebracht. Die Polen dürfen keinerlei Rechte haben.“
14

 Dementspre-

chend verbot die Besatzungsmacht alle polnischen Organisationen, polnische Zeitschrif-

ten wurden eingestellt, der polnischen Bevölkerung war jedwede Betätigung im wis-

senschaftlichen, kulturellen und Bildungsbereich untersagt. Erlaubt war u.a. nur der 

Gang ins Kino, um Propagandafilme wie „Jud Süß“ oder Filme zu sehen, die den Sie-

geszug der deutschen Armee nach Osten zeigten. Die Organisation etwa von Tanz- 
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oder Kunstabenden in Wohnungen von Polen wurde als Verbrechen betrachtet und 

dementsprechend bestraft.  

Das Leben der Polen im Warthegau war also überaus hart. Die Bezeichnung „Straf-

lager Warthegau“, die die Großpolen diesem Gebiet verliehen, war nicht übertrieben 

– und interessanterweise verwendete auch die Sicherheitspolizei sie in ihren Berich-

ten. Der Alltag eines Polen im besetzten Warthegau war geprägt von einer unsicheren 

Zukunft und der ständigen Sorge um das eigene Schicksal und das der Familie. Die 

polnischen Bewohner in Stadt und Land mussten jederzeit mit Aussiedlung oder De-

portation zur Zwangsarbeit rechnen. Jeder war von Erschießung oder Verhaftung be-

droht; die täglichen Schikanen und Demütigungen lasteten schwer auf ihnen. Letztere 

erfuhr man nicht nur von Seiten der Besatzungsbehörden, der deutschen Beamten – 

hier war die Feindschaft gegenüber den Polen und allem Polnischen den deutschen 

Verwaltungsmitarbeitern von Amts wegen vorgeschrieben –, sondern auch durch die 

deutsche Bevölkerung, der ortsansässigen ebenso wie der zugezogenen. Man sollte be-

sonders betonen, dass die ortsansässigen Deutschen bei der Ausführung der die Polen 

diskriminierenden Vorschriften nicht selten eilfertiger waren als die zugezogenen. 

Eine besondere Rolle bei der Gestaltung der Bevölkerungspolitik gegenüber den 

Polen spielte Heinrich Himmler. Die Grundprinzipien dieser Politik formulierte er am 

28. Mai 1940 in seiner Denkschrift „über die Behandlung der Fremdvölkischen im 

Osten“
15

. Dieses Dokument wurde als sogenannte „geheime Reichssache“ später zu 

verbindlichen Richtlinien in Königsberg, Danzig und Posen. Himmler forderte hier 

vor allem die Aufsplitterung und Zergliederung u.a. der auf dem Gebiet Polens leben-

den Bevölkerung. Übrigens hatte er bereits am 15. März 1940 während einer Rede in 

Posen festgestellt: 

„Alle Fachleute der polnischen Abstammung sollen in unserer Kriegsindustrie ausgenutzt 

werden. Dann verschwinden alle Polen aus der Welt. [...] Es ist [...] erforderlich, daß die 

große Deutsche Nation die Hauptaufgabe darin sieht, alle Polen zu vernichten.“
16

 

Von den ersten Tagen der Besatzung an wurde die physische Vernichtung des 

Klerus betrieben. Dies gipfelte in der sogenannten „Aktion zur Zerschlagung der pol-

nischen katholischen Kirche im Reichsgau Warthegau“: Am 5. und 6. Oktober 1941 

wurden insgesamt 500 Geistliche aus dem Warthegau von Sicherheitspolizei und SD 

verhaftet, ins Fort VII verbracht und schließlich ins Konzentrationslager Dachau de-

portiert.
17

 In Posen wurde der von der Posener Gestapo unablässig verfolgte und ver-

hörte Weihbischof Walenty Dymek im Pfarrhaus der Kirche der Schmerzensreichen 

Muttergottes unter Hausarrest gestellt. Im Gebäude des Erzbischöflichen Priestersemi-
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nars wurde eine Polizeischule untergebracht; die Kanzlei des Polnischen Primas, die 

Kurie der Erzdiözese, das Metropolitangericht und das Archiv der Erzdiözese wurden 

geschlossen. Kirchen wurden zerstört, Kirchen- und Klosterbesitz konfisziert; Sakral-

bauten wurden häufig zu Lagern umfunktioniert, nationalsozialistischen Organisatio-

nen oder verschiedenen Institutionen zur Nutzung überlassen. Die Freiheit der Religi-

onsausübung wurde eingeschränkt. So wurden in Posen während der deutschen Besat-

zung einer polnischen Bevölkerung von 200 000 Menschen nur zwei Kirchen belas-

sen, die nur zu bestimmten Zeiten zugänglich waren. Bei Gottesdiensten durften we-

der Kirchenlieder noch die Nationalhymne oder Lieder wie „Boże coś Polskę“ [Gott, 

der du Polen …] oder „Rota“ [Der Schwur] gesungen werden; Gebetsbücher, die die-

se Texte enthielten, waren verboten. Der Reichsstatthalter des Warthegaus äußerte 

sich in einer Rede über sein Verhältnis zur katholischen Kirche folgendermaßen: 

„Ihr wisst aus der Geschichte, dass der polnische Klerus der wichtigste Träger des Volks-

tumskampfes gegen das deutsche Volk war [...]. Deshalb ist es sinnvoll, ihn vernünftiger-

weise aus dem politischen Leben auszuschließen. Und genau das haben wir getan [...]. Des-

halb gibt es im Warthegau keine Klöster und keine Kirchengüter; sie wurden konfisziert, 

und so ist meine Verwaltung zu einem der größten Landbesitzer im Gau geworden.“
18

 

Die Verwandlung „der im Warthegau verbliebenen Polen in moderne Sklaven“ 

(Czesław Łuczak)
19

 wollte man vor allem dadurch erreichen, dass diese auf einem 

niedrigen geistigen Niveau gehalten wurden. Das gesamte polnische Schulwesen wur-

de beseitigt; an seiner Stelle wurden für polnische Kinder im Alter von neun bis drei-

zehn Jahren sogenannte Polenschulen eröffnet (in Großpolen gab es davon im De-

zember 1940 244, im Juni 1944 593). Der Unterricht war auf zwei bis drei Stunden 

täglich beschränkt, die in deutscher Sprache gehalten wurden und nur Grundfertigkei-

ten wie Lesen, Deutschsprechen und Zählen bis 100 vermittelten. Ein Erlass des 

Reichsstatthalters des Warthegaus vom 5. Mai 1942 präzisierte den Lehrplan für die 

polnischen Kinder in den fünfjährigen deutschen Schulen: Das einzige Ziel war die 

Erziehung der polnischen Kinder zum ‚anständigen Benehmen‘ und zum Gehorsam 

gegenüber den Deutschen; die Kinder sollten nur so viel Deutsch lernen, dass sie münd-

liche Anweisungen in den Arbeitsstellen verstehen konnten.
20

 

Den Großpolen und überhaupt allen Polen, die im Warthegau lebten, war es ver-

boten, sich für die Arbeit im Handwerk und Handel sowie in den Fabriken beruflich 

weiterzuqualifizieren; sie durften keine Gesellen- oder Meisterbriefe erwerben.  

Eine der Formen der biologischen Schwächung der polnischen Bevölkerung war 

kräftezehrende körperliche Schwerstarbeit. Es sei daran erinnert, dass zu den ersten 

neu geschaffenen Behörden die Arbeitsämter gehörten, die fast unverzüglich an die 

Registrierung der Polen zwischen 14-65 Jahren gingen und u.a. Tausende von Groß-

polen zur Zwangsarbeit ins „Altreich“ deportieren ließen. Dabei wurde eine Arbeits-
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pflicht eingeführt, und jeder im Arbeitsamt Registrierte war verpflichtet, sich bei der 

ihm zugewiesenen Arbeitsstelle zu melden. Polen durften nur „ungelernte Arbeiter“ 

sein. Militärische Schwierigkeiten im Zusammenhang mit dem Kriegsverlauf nötigten 

den Machtapparat des Dritten Reiches mit der Zeit, die völlige Vernichtung der polni-

schen Bevölkerung auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben. 

Aus der Arbeit der Polen wie auch der Juden zogen private deutsche Unternehmen 

gewaltige Gewinne. Die deutschen Behörden schöpften darüber hinaus einen Teil des 

Verdienstes der polnischen Bevölkerung ab, indem sie eine „Sozialausgleichsabga-

be“, eine „Polenabgabe“ und eine höhere Einkommenssteuer einbehielten. Den Polen 

wurden keine Prämien und Zulagen für Überstunden und Feiertagsarbeit gezahlt, und 

sie wurden in die niedrigsten Gehaltsgruppen eingestuft. Sie litten unter der verächt-

lichen, nicht selten unmenschlichen Art, in der man sie behandelte. Nach geltendem 

Recht waren sie aus der „Betriebsgemeinschaft“ des Betriebs, in dem sie arbeiteten, 

ausgeschlossen, was wiederum u.a. zur Folge hatte, dass gegen sie allgemein die Prü-

gelstrafe angewendet wurde. Eine häufige Form der Bestrafung war die Übergabe pol-

nischer Arbeiter an die Gestapo, was in der Regel in die Deportation in ein Arbeitser-

ziehungs- oder Konzentrationslager mündete. Dieses Verhalten der Deutschen hatte 

seine Ursachen in der nationalsozialistischen Propaganda, die den Hass auf die polni-

sche Bevölkerung schürte, aber auch in einer Reihe von Direktiven, die zu einer bru-

talen Behandlung der Polen ermunterten. 

Mit der Beschränkung der Bildung und beruflichen Weiterqualifizierung ging eine 

eingeschränkte Freiheit im Gebrauch der polnischen Sprache einher. Das Polnische 

war in Institutionen und Ämtern verboten; dies galt auch für Korrespondenz mit deut-

schen Behörden in polnischer Sprache. All dies bedeutete für viele Polen eine weitere 

Erschwernis des Lebens, auch in ganz prosaischen Angelegenheiten wie dem Erwerb 

von Genehmigungen für Bahnreisen oder von Karten für bewirtschaftete Waren. Das 

Verbot, sich der polnischen Muttersprache zu bedienen, galt auch für die Häftlinge in 

den Gefängnissen und diversen Lagern, was mit der Zensur der Lagerkorrespondenz 

zusammenhing. Paradoxerweise durften die Polen, die z.B. im Gefängnis in Berlin-

Plötzensee auf ihre Hinrichtung warteten, ihre Abschiedsbriefe auf Polnisch schrei-

ben. Mit dem Verbot des Polnischen hängt auch die Schließung der polnischen Zei-

tungen und Verlage sowie das Verbreitungsverbot für die im GG in polnischer Spra-

che erscheinende Presse zusammen. 

Die gegen die Polen gerichteten Schikanen betrafen alle Lebensbereiche: Polen 

durften nicht gesiezt werden und durften einen Deutschen nicht per Handschlag be-

grüßen; die gemeinsame Einnahme von Mahlzeiten war verboten. Jeder Deutsche durfte 

von jedem Polen, dem er auf der Straße begegnete, den Ausweis verlangen oder ihn 

auffordern, vom Bürgersteig auf die Fahrbahn zu treten, ganz zu schweigen von der 

Einführung der Polizeistunde; eingeführt wurden auch deutsche Orts- und Straßenna-

men. In einer Rede am 12. Mai 1941 sagte Greiser: „Ihr müsst auf die Trennung zwi-

schen euch und den Polen achten. Es kann keinen gemeinsamen Ort mit ihnen geben, 

nicht einmal in der Kirche.“
21

 Die Deutschen mischten sich selbst in so private Dinge 
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der ansässigen Bevölkerung ein wie die Namensgebung für Neugeborene. Zu diesem 

Zweck wurde per Verordnung des Reichsstatthalters des Warthegaus vom 1. Novem-

ber 1941 eine Liste von Vornamen eingeführt, die polnischen Kindern gegeben wer-

den durften. Deutsche Stellen erwogen auch die Einführung einer Kennzeichnung für 

alle Polen; dieser Vorschlag wurde jedoch nicht umgesetzt. 

Der Glaube des deutschen Herrschaftsapparats an die rassische Minderwertigkeit 

der Polen hatte zur Folge, dass sie, was die Versorgung mit Lebensmitteln und ande-

ren Waren anging, schlechter behandelt wurden als die Deutschen und dass man sie 

überhaupt in ihrer wirtschaftlichen Existenz beschnitt. Die neuen, für jeden Menschen 

demütigenden Lebensbedingungen, zu denen die Polen verurteilt waren, bedeuteten in 

der Praxis, dass ihnen extrem niedrige Lebensmittelrationen zugeteilt wurden, die zu-

dem oft genug noch weiter reduziert wurden. Die Lebensmittelversorgung der polni-

schen Bevölkerung wurde noch dadurch verschlechtert, dass der Verkauf von Waren 

wie Fisch, Saft, Obst oder diverse Gemüsesorten an sie immer wieder eingestellt wur-

de. Darüber hinaus durften Polen nur zu bestimmten Zeiten Einkäufe tätigen. Von Be-

ginn der Besatzung an litten die Polen auch unter einem Mangel an Kleidung und an-

deren Dingen des täglichen Bedarfs. Ein weiterer Aspekt der Mangelsituation wäh-

rend der Besatzung waren die geringen Zuteilungen von Heizstoffen. 

Katastrophal war auch der Gesundheitszustand vieler Polen, die nicht die Mög-

lichkeit hatten, bestimmte unentbehrliche Medikamente oder Verbandsmaterial zu er-

werben oder denen medizinische Hilfe rundweg verweigert wurde. Auch durften Po-

len nur eingeschränkt als Ärzte praktizieren. 

Man geht allgemein davon aus, dass das von Greiser eingeführte Besatzungsre-

gime im Warthegau deshalb so perfekt funktionierte, weil es von den meisten Deut-

schen, die vor dem 1. September 1939 hier gelebt hatten, mitgetragen wurde. Viele 

dieser Menschen – die zudem mit den Verhältnissen vor Ort bestens vertraut waren – 

beteiligten sich an der direkten oder mittelbaren Verfolgung der Polen und alles Pol-

nischen aus ideologischen Gründen, materieller Vorteile wegen oder um persönliche 

Rechnungen zu begleichen. Die anständigen Deutschen, die Greisers antipolnische Po-

litik nicht unterstützten, waren in der Minderheit. 

Im Zuge der von der deutschen Besatzungsmacht betriebenen Bevölkerungspolitik 

im Warthegau verloren ca. 460 000 Personen ihr Leben, die der unmittelbaren Ver-

nichtung zum Opfer fielen; weitere 10 000 starben während der Zwangsarbeit im Reich, 

mehr als 20 000 kamen bei direkten Kriegshandlungen um. Das bedeutet, dass von 

den Menschen, die vor Kriegsausbruch in diesem Gebiet gelebt hatten, jeder Zehnte 

während des Krieges ums Leben kam; darunter waren ca. 189 Persönlichkeiten des 

politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens, 800 Priester, 854 Lehrer und 150 

Wissenschaftler.
22

 Nicht in Zahlen auszudrücken sind die moralischen Verluste, die 

die Polen im Warthegau in dieser Zeit erleiden mussten. 
 

 Aus dem Polnischen von Jan Conrad 

                                                           
22

  ŁUCZAK, Pod niemieckim jarzmem (wie Anm. 2), S. 314. 
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Die jüdische Bevölkerung im Warthegau: 

Vertreibung, Ausbeutung, Ermordung 

von 

Klaus-Peter  F r i e d r i c h  

 

 

 

 
Einführung 
 

In Polen, das nach dem Ersten Weltkrieg als Staat wieder erstand, gehörte mehr als 

ein Drittel der Staatsbevölkerung nationalen Minderheiten an. Die Zahl jener Men-

schen, die sich zur jüdischen Religion und/oder zur jiddischen Sprache bekannten, be-

trug hier, wo die meisten der elf Millionen Juden Europas lebten, etwa 3,3 bis 3,5 

Millionen, also rund 10% der Bevölkerung. Sie waren ungleich verteilt. Die Juden in 

der vormals preußischen Provinz Posen (Wielkopolska/Großpolen) waren bis Mitte 

der 1920er Jahre zum großen Teil nach Westen ab- oder ausgewandert. Überdurch-

schnittlich war der jüdische Bevölkerungsanteil dagegen in den mittel- und ostpolni-

schen Woiwodschaften. Der Verstädterungsprozess führte dazu, dass kurz vor Beginn 

des Zweiten Weltkriegs ein Viertel der jüdischen Gesamtbevölkerung in einer der 

fünf Großstädte lebte, die eine jüdische Bevölkerung von mehr als 50 000 Einwoh-

nern aufwiesen; nach Warschau (353 000) war Łódź/Lodz unter diesen Städten mit 

rund 200 000 jüdischen Einwohnern die zweitgrößte.  

Das Ende der Zweiten Polnischen Republik kam mit dem Septemberkrieg 1939. 

Das Land wurde zwischen NS-Deutschland und der Sowjetunion aufgeteilt und die 

deutsch-sowjetische Demarkationslinie festgelegt. Am 8. Oktober 1939 erfolgte durch 

einen Erlass Hitlers die Bildung neuer Verwaltungseinheiten im deutsch besetzten 

Gebiet: Weite Gebiete wurden Ostpreußen und Schlesien angeschlossen, sogenannte 

,Reichsgaue‘ entstanden aus der zuvor selbstständigen Freien Stadt Danzig und dem 

Hinterland des polnischen Küstengebiets (Danzig-Westpreußen) sowie im Warthegau 

(zunächst Reichsgau Posen, seit 1940 auch Wartheland genannt). Hier wurden nicht 

nur ehemals dem Deutschen Reich zugehörige Gebiete einverleibt, sondern die bishe-

rigen Reichsgrenzen um bis zu 200 km nach Osten verschoben. Sie umfassten das 

westliche Polen mit etwa 92 000 km² und rund zehn Millionen Einwohnern. In diesen 

Gebieten bildeten die Deutschen fast überall nur eine kleine Minderheit. Das östlich 

daran anschließende mittel- und südpolnische Territorium erklärte Hitler in einem Er-

lass vom 12. Oktober 1939 zum Generalgouvernement (GG) der besetzten polnischen 

Gebiete (rund 96 000 km² und etwa 12 Millionen Einwohner). 
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Rassistische Judenverfolgung 
 

Der Warthegau war zwischen 1939 und 1942 – neben dem Distrikt Lublin des GG – 

die nationalsozialistische Experimentierstube für den radikalisierten Rassenwahn. Fa-

natische Antisemiten gelangten sogleich in Führungspositionen. In Posen schlug 

Arthur Greiser, bislang Senatspräsident in Danzig, seine Residenz als Reichsstatthal-

ter und Gauleiter auf. Er betrieb eine brutale Vertreibungspolitik der Juden aus dem 

Warthegau, unterstützt durch seinen Behördenapparat, die Landräte, die Polizei und 

die Sicherheitsdienste.
1
 Als die Abschiebung ins Stocken geriet, trieben sie die Ent-

wicklung hin zum planmäßigen und totalen Mord an den Juden voran. Aber noch ehe 

der eigentliche Massenmord in Gang gesetzt wurde, nahm das Vorgehen der Natio-

nalsozialisten mehr und mehr Züge des Genozids an: Entlassung aus den bisherigen 

Arbeitsverhältnissen, Zusammendrängung auf engstem Raum, Unterversorgung mit 

Nahrungs- und Arzneimitteln, dazu die Heranziehung zur Zwangsarbeit unter entsetz-

lichen Bedingungen. Hauptschauplatz der antijüdischen Unterdrückungspolitik war die 

Stadt Łódź am Rande des Reiches. Ihr Judengetto – das nach der Umbenennung von 

Łódź in Litzmannstadt von April 1940 an offiziell Litzmannstadt-Getto genannt wur-

de – war das zweitgrößte in den deutsch besetzten polnischen Gebieten und hatte am 

längsten Bestand. 

Unmittelbar vor Kriegsbeginn lebten etwa 435 000 Juden in dem (späteren) War-

thegau. Im September 1939 wurden über 120 jüdische Zivilisten durch Wehrmachts-

angehörige erschossen
2
 und in antijüdischen Pogromen ungezählte angegriffen, ver-

letzt und misshandelt. Zur gleichen Zeit brannten die Eroberer Synagogen nieder, be-

raubten und plünderten Geschäfte, die sich im Besitz von Juden befanden. Diese an-

tijüdischen Verbrechen resultierten weniger aus Befehlen denn aus antisemitischen 

Ressentiments. Hitler hatte wiederholt das so genannte internationale Judentum für 

den Krieg verantwortlich gemacht. Die unmittelbare Konfrontation mit dem ,fremdar-

tigen‘ Ostjudentum, das aufgrund von Habitus, Sprache, Kleidung, Haar- und Bart-

tracht kenntlich war, schlug sich bei deutschen Soldaten in negativen Stereotypen nie-

der: vom abstoßenden Äußeren der Ostjuden, ihren unsauberen Wohnverhältnissen, 

vom unsympathischen Klang des Jiddischen.
3
 Wehrmachts-Propagandisten forderten 

die „Entfernung des polnischen Judenvolkes aus dem europäischen Bereich“ und 

stellten dies als entscheidenden Beitrag zur „Lösung der Judenfrage“ in Aussicht
4
, die 

NS-Propagandablätter nannten die jüdischen Wohnviertel schon zu Beginn „Ghettos“. 

Insgesamt etwa 10 000 – mehrheitlich nichtjüdische – Zivilisten fielen bis Ende 1939 

                                                           
1
 Über Greisers führende Rolle bei der Ingangsetzung des Judenmords im Warthegau vgl. 

MICHAEL ALBERTI: Die Verfolgung und Vernichtung der Juden im Reichsgau Wartheland 

1939-1945, Wiesbaden 2006 (Deutsches Historisches Institut Warschau, Quellen und Stu-

dien, 17), S. 402, 418 f. 
2
 Ebenda, S. 43. 

3
 JOCHEN BÖHLER: Auftakt zum Vernichtungskrieg. Die Wehrmacht in Polen 1939, Frank-

furt a.M. 2006. 
4
 Nie wieder polnische Juden nach Deutschland, in: Soldatenzeitung, Nr. 12 vom 9.09.1939, 

S. 2. 
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dem Wüten der SS-Einsatzgruppen, anderer SS- bzw. Polizeiverbände und des „Volks-

deutschen Selbstschutzes“ zum Opfer, den die Sicherheitspolizei seit den ersten Sep-

tembertagen aus örtlichen Einwohnern aufgebaut hatte.
5
 

Seit Ende Oktober mussten die Juden in Teilen des Gaus ein besonderes Kennzei-

chen auf der Kleidung tragen. Jenen, welche die Sperrstunden missachteten und das 

Tragen einer gelben Armbinde verweigerten, drohte der Kalischer Regierungspräsi-

dent Friedrich Uebelhoer seit Mitte November 1939 die Todesstrafe an. Schon zuvor 

setzten planmäßige Vertreibungen ein. 

 

 

Ein jüdischer Bericht über die Vertreibung der Juden aus Posen 
 

Über die Aussiedlung der Posener Juden in den Kreis Sochaczew-Błonie im GG heißt 

es in einem Bericht für das Untergrundarchiv des Warschauer Gettos
6
:
 
 

„Am 4. November 1939 gingen Gestapoleute von Haus zu Haus und gaben bekannt, alle 

Juden hätten sich am 7. November am zentralen Sammelplatz in Buk in der Synagoge und 

im Gebäude des Dom Katolicki
7
 einzufinden. Mitnehmen dürfe man Bettzeug und Winter-

kleidung sowie 200 Złoty pro Familie. Einen ganzen Monat lang blieben die Juden aus den 

genannten Städten in Buk. […] Die Ausgesiedelten lebten in Buk in ständiger Angst. Näch-

te lang ließ man sie nicht schlafen. Dienst
8
 und Sturmabteilung

9
 aus den umliegenden Städ-

                                                           
5
 CZESŁAW ŁUCZAK: Pod niemieckim jarzmem (Kraj Warty 1939-1945) [Unter deutschem 

Joch (Wartheland 1939-1945)], Poznań 1996, S. 16-19; TATIANA BERENSTEIN, ADAM RUT-

KOWSKI: Prześladowania ludności żydowskiej w okresie hitlerowskiej administracji woj-

skowej na okupowanych ziemiach polskich (1.IX.1939-25.X.1940) [Die Verfolgung der 

jüdischen Bevölkerung während der nationalsozialistischen Militärverwaltung in den be-

setzten polnischen Gebieten], in: Biuletyn Żydowskiego Instytutu Historycznego [BŻIH] 

38 (1961), 2, S. 3-38, und 39 (1961), 3, S. 63-87, bes. S. 63-72; ALEXANDER B. ROSSINO: 

Hitler Strikes Poland. Blitzkrieg, Ideology and Atrocity, Lawrence 2003, S. 86 f.; CHRISTI-

AN JANSEN, ARNO WECKBECKER: Der „Volksdeutsche Selbstschutz“ in Polen 1939/40, 

München 1992; HANS-JÜRGEN BÖMELBURG, BOGDAN MUSIAL: Die deutsche Besatzungs-

politik in Polen 1939-1945, in: Deutsch-polnische Beziehungen 1939 – 1945 – 1949. Eine 

Einführung, hrsg. von WLODZIMIERZ BORODZIEJ und KLAUS ZIMMER, Osnabrück 2000 

(Einzelveröffentlichungen des Deutschen Historischen Instituts Warschau, 5), S. 43-111. 

Die Gesamtzahl der bis zur Ablösung der Militärverwaltung Ermordeten wird hier auf 

12 000-20 000 geschätzt (S. 46). 
6
 Archiwum Żydowskiego Instytutu Historycznego [AŻIH], Warschau, Ring I/969 (1072). 

Das Dokument wurde aus dem Polnischen übersetzt. Es stammt vermutlich von dem Leh-

rer und Mitarbeiter des Untergrundarchivs Bernard Kampelmacher; er starb im Warschauer 

Getto an Fleckfieber. 
7
 Dom Katolicki, wörtlich: Katholisches Haus. 1929-1939 entstanden in Verbindung mit der 

Akcja Katolicka [Katholische Aktion] etwa 100 solcher den Bischöfen unterstehenden Ein-

richtungen in größeren Städten Polens als Mittelpunkte der katholischen Sozial- und Bil-

dungsarbeit. 
8
 Vermutlich ein volksdeutscher Hilfs- oder Sonderdienst. 

9
 Im Original deutsch. 
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ten und Dörfern sowie verschiedene Kommissionen überprüften ständig Anzahl und Ver-

fassung der Ausgesiedelten. Diese lebten von ihrem eigenen Bargeld und dem mitgenom-

menen Proviant. Ständig wurde daran erinnert, wer Fremdwährung oder mehr Bargeld als 

vorgeschrieben besitze, werde erschossen. Die Reicheren gaben Geld ab. Der Oberpolizei-

meister gestattete eine gemeinsame Küche, eröffnete ein Konto beim Fleischer und einer 

der Genossenschaften, die für das abgegebene Geld Lebensmittel lieferten. Daraus wurden 

gute Mittagsmahlzeiten zubereitet. Es folgt die zweite Verordnung: polnische Währung ab-

geben und in deutsche Mark umtauschen. Das Bargeld wurde weggenommen und es wurde 

befohlen, sich in einigen Tagen zu melden, jedoch kam es inzwischen zur Ausreise. Das 

Geld der Naiven war weg. 

Am 7. November […] wurden sie in stinkende Waggons getrieben und zusammen mit 

Kranken und Alten nach Grodzisk Wielkopolski transportiert. Hier auf dem Bahnhof waren 

schon einige tausend Polen. Die Wachmannschaften bestanden aus Selbstschutz und SA. 

Während des Marsches zum Lager Südhof, 5 km von Grodzisk entfernt, sollten die Polen 

von den Juden getrennt werden. Die Polen gingen zusammen mit den Juden. Dicke Regen-

tropfen fielen. Ein unaufhörlicher Zug schob sich durch die Stadt. Die Zuschauer weinten. 

Das Lagergelände war mit drei unter Hochspannung stehenden Drahtzäunen befestigt. In 

diesem Stacheldraht kamen zwei Ausgesiedelte um. Sie wurden auf dem Katholischen 

Friedhof in Grodzisk beerdigt, denn der Jüdische war schon eingeebnet. […] Alle wurden 

in düstere Lager eingewiesen, Polen und Juden getrennt. Die Polen erhielten Mahlzeiten, 

die Juden nicht. Nach drei Tagen kam der Stadtkommissar.
10

 Er redete mit Juden immer in 

der dritten Person. Er rief: ‚Heraus mit dem Judendreck‘
11

, und nach einer halben Stunde 

standen alle abfahrbereit. Hier gab es erneut eine Revision, einigen wurde das letzte Geld 

abgenommen, unter Bewachung der SA wurden sie […] abgeführt. Die Juden wurden in 

Güterwagen verladen, Männer und Frauen mit Kindern getrennt, die Polen hingegen in 

Personenwaggons. Die Waggons wurden verplombt und mit Kübeln versehen. Sie sollten 

nach Wolhynien fahren. Hausbesitzern aus dem Gebiet Posen wurde versprochen, ihnen 

würden in Wolhynien ähnliche Liegenschaften übergeben. Leere Versprechungen! 

Drei Tage und Nächte fuhren sie ohne Unterbrechung. […] Nach drei Tagen wurden 

die Waggons geöffnet, es stellte sich heraus, dass sie an der Bahnstation Szymanów bei So-

chaczew waren. Hier verabschiedete sich die Wachmannschaft; sie kehrte mit den gleichen 

Waggons zurück, während uns ‚Niepokolanowo‘
12

 gezeigt wurde, wo wir uns ansiedeln 

sollten.“  

Die Vertriebenen wurden im GG ausgesetzt, wo die örtlichen Behörden, die Judenräte 

und jüdischen Hilfskomitees zusehen mussten, wie sie damit fertig wurden. 

 

                                                           
10

 Stadtkommissar war Richard Lissberg (1912-1996), Kaufmann; 1930 NSDAP-Eintritt, Or-

densjunker; Anfang 1941 Landkommissar in Grodzisk Mazowiecki, im Juni 1941 beim 

Kommissar für den Jüdischen Wohnbezirk in Warschau eingesetzt, von August 1941 an 

Landkommissar im ostgalizischen Buczacz; von Mai 1942 an Kriegsteilnahme; er lebte 

nach 1945 in Essen. 
11

 Zitat im Original deutsch. 
12

 Richtig: Niepokalanów im Kreis Sochaczew im GG. 
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Sich überschlagende Vertreibungsplanungen an der Jahreswende 1939/40 
 

Weitere Massenvertreibungen in das GG, von denen Juden im Verhältnis weit stärker 

betroffen waren als Polen, folgten im Dezember 1939: Jede(r) Vierte musste ihre (sei-

ne) Heimat bis März 1940 verlassen. Die Übrigen sollten nach den behördlichen Pla-

nungen alsbald ebenfalls abgeschoben werden: bis Februar 1940 „zunächst 200 000 

Polen und 100 000 Juden“
13

. Tatsächlich schaffte die Umsiedlungsbürokratie Platz für 

seit Oktober 1939 „Heim ins Reich“ umgesiedelte Auslandsdeutsche aus Lettland und 

Estland.
14

 Nach behördlichen Angaben wurden bis zum 17. Dezember 1939 rund 

88 000 Einwohner des Warthegaus in organisierten Transporten vertrieben – darunter 

etwa 10 000 Juden
15

, bezieht man die Zahl der Deportierten bei „spontanen“ Vertrei-

bungsaktionen, die mit Lastwagen oder zu Fuß Abgeschobenen, mit ein, kommen zu 

diesen noch etwa 30 000 hinzu.
16

 

Mitte Dezember lag bereits ein neuer Plan vor, der die baldige Deportation von 

weiteren 220 000, in einer verschärften Version von 600 000 Personen anvisierte, dies-

mal zum großen Teil Juden.
17

 Jedenfalls sollte im Warthegau für ankommende Wol-

hynien-, Bukowina- und Bessarabiendeutsche, aber auch für die Anlage von Truppen-

übungsplätzen der Wehrmacht Platz gemacht werden, was die Deportation einer un-

                                                           
13

 SZYMON DATNER, JANUSZ GUMKOWSKI, KAZIMIERZ LESZCZYŃSKI: Wysiedlanie ludności z 

ziem polskich wcielonych do Rzeszy [Die Umsiedlungen aus den vom Reich annektierten 

polnischen Gebieten], in: Biuletyn Głównej Komisji Badania Zbrodni Hitlerowskich w Pols-

ce 12 (1960), S. 11F-14F; Geheimer Erlass Koppes als Beauftragter des Reichskommissars 

für die Festigung deutschen Volkstums vom 11.11.1939, in: Archiwum Instytutu Pamięci 

Narodowej [AIPN], UWZ/P/5, Bl. 8; Rundschreiben des Höheren SS- und Polizeiführers 

Warthe vom 12.11.1939, in: Faschismus – Getto – Massenmord. Dokumentation über 

Ausrottung und Widerstand der Juden in Polen während des Zweiten Weltkrieges, 

hrsg. vom Jüdischen Historischen Institut Warschau, ausgewählt, bearb. und eingelei-

tet von TATIANA BERENSTEIN u.a., Berlin 1960, Dok. 5, S. 43-46, Zitat S. 44. 
14

 VALDIS O. LUMANS: Himmler’s Auxiliaries. The Volksdeutsche Mittelstelle and the Ger-

man National Minorities of Europe, 1933-1945, Chapel Hill 1993; GÖTZ ALY: „Endlö-

sung“. Völkerverschiebung und der Mord an den europäischen Juden, Frankfurt a.M. 1995. 
15

 CHRISTOPHER R. BROWNING: Die Entfesselung der „Endlösung“. Nationalsozialistische Ju-

denpolitik 1939-1942, München 2003, S. 85-88; PHILLIP T. RUTHERFORD: Prelude to the 

Final Solution. The Nazi Program for Deporting Ethnic Poles, 1939-1941, Lawrence 2007, 

S. 97. 
16

 ALBERTI (wie Anm. 1), S. 136 f.; demnach ist der genaue Anteil der Juden unter diesen 

Deportierten nicht mehr feststellbar, er dürfte aber mindestens mehrere Tausend umfassen; 

siehe auch: DERS.: „Niederträchtige Perfidie, gemeine, unermessliche Gier und kalte, be-

rechnende Grausamkeit…“. Die „Endlösung der Judenfrage“ im Reichsgau Wartheland, in: 

Der Judenmord in den eingegliederten polnischen Gebieten 1939-1945, hrsg. von JACEK 

ANDRZEJ MŁYNARCZYK und JOCHEN BÖHLER, Osnabrück 2010, S. 117-142, bes. S. 126 f. 
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 Siehe zum sog. 2. Nahplan: Die Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden durch 

das nationalsozialistische Deutschland 1933-1945, Bd. 4, hrsg. von DIETER POHL u.a., be-
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geheuren Zahl „unerwünschter“ Polen erforderte. Dazu kam es jedoch nicht, da man 

sich im GG gegen den weiteren Zustrom Mittelloser verwahrte.  

Als selbst unter den Umsiedlungsbürokraten Kritik daran laut wurde, dass Tausen-

de Menschen mitten im Winter in ungeheizten Güterwaggons unter haarsträubenden 

hygienischen Bedingungen und ohne Nahrungsmittel auf eine tagelange (Irr-)Fahrt 

geschickt wurden, einigte man sich auf gewisse Mindeststandards: Die Deportierten 

durften 100 Złoty legal mit sich führen, sie sollten namentlich registriert werden, Le-

bensmittel für zehn Tage mitbekommen und Frauen und Kinder künftig in Personen-

wagen befördert werden. Auch war die Transportbewachung zur Disziplin anzuhalten 

und jeder Zug (mit je 1 000 Personen) dem GG zuvor anzukündigen.
18

 Der Bericht 

des Distriktchefs in Krakau, Otto Freiherr von Wächter, kritisierte aber noch Wochen 

später die unmenschlichen Bedingungen der Deportation von Juden und Polen aus 

dem Warthegau in den Distrikt: 

„Hingewiesen sei auf die größte Zahl der zum Arbeitseinsatz untauglichen Personen, die 

sich unter den Evakuierten aus Posen und dem Warthegau befanden. Weitere Erschwerun-

gen brachte die planlose Lenkung der Züge mit sich. So wurden Transporte mit Juden und 

städtischer Bevölkerung in Landkreise gelenkt, während anderseits Transporte mit bäuerli-

cher Bevölkerung in Städten ankamen […]. So wurden Transporte von Frauen und Kindern 

in überbelegten und ungeheizten Viehwaggons unter Unterlassung der nötigsten Verpfle-

gung abgefertigt. Als Folgeerscheinungen mußten mehrfach Todesfälle während der Trans-

portführung und ebenso zahlreiche körperliche Schädigungen und Erfrierungen festgestellt 

werden.“
19

  

Die Entscheidung, die Stadt Łódź und ihre Umgebung noch nachträglich dem War-

thegau und nicht dem GG zuzuschlagen, hatte sich noch verschärfend auf die Ab-

schiebungsplanungen ausgewirkt.  

 

 

Litzmannstadt und sein Getto 

 
Unter den Städten, die 1939 von NS-Deutschland annektiert wurden, war Łódź die 

größte.
20

 Dem kulturell und religiös sehr vielgestaltigen jüdischen Eigenleben setzten 

die deutschen Eroberer und Besatzer seit September 1939 ein jähes Ende. Sie ließen 

sich brutale Übergriffe zu Schulden kommen und ermunterten dazu, die körperliche 

Unversehrtheit sowie Rechte an Haus, Wohnung und Eigentum der mit einem Mal 

Entrechteten zu verletzen. Die neuen Machthaber überschütteten die jüdische Bevöl-

kerung zudem mit einem unablässigen Strom antijüdischer Verordnungen, die ihren 

Gewaltakten einen Anstrich von Legalität verleihen sollten. Ein Werkzeug ihrer Herr-

schaftsausübung war der im Frühherbst 1939 gebildete Judenrat. Nachdem die NS-

Sicherheitsorgane mehrere seiner Mitglieder verhaftet und ermordet hatten, wurde er 
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von Chaim Rumkowski, dem autoritären und machtbewussten „Ältesten der Juden“, 

dominiert. 

Obwohl Zehntausende aufgrund des Krieges und des antijüdischen Terrors aus 

Łódź geflohen waren und die Deutschen mit planmäßigen Vertreibungen begonnen 

hatten, wohnten hier bei der Abschließung des Zwangswohnviertels Ende April 1940 

auf rund 4 km² noch über 160 000 jüdische Personen.
21

 Die Zahl der Insassen ent-

sprach nahezu 5% der Juden Polens. Die Konzentrierung der jüdischen Bevölkerung 

erwies sich als Vorstufe zum Genozid. In Łódź trieb sie Regierungspräsident Fried-

rich Uebelhoer
22

 Ende 1939 voran. Er, seine Mitstreiter und seine Untergebenen be-

gründeten sie mit dem Zweck, Seuchen vorzubeugen und Wohnraum für Neuankömm-

linge freizumachen sowie mit einer Mischung aus antijüdischen und ökonomischen 

Argumenten. Während die Besatzer den Großteil der verbliebenen jüdischen Einwoh-

ner in Gettos einsperrten, durften reichsdeutsche und deutschbaltische Zuwanderer so-

wie einheimische sogenannte Volksdeutsche und mitunter auch Polen als Nutznießer 

von besseren Wohnungen, von enteigneten Läden und geraubten Einrichtungsgegen-

ständen profitieren. Dem hinhaltenden Widerstand gegen den Absonderungszwang 

begegneten die Besatzer, indem sie wehrlose Protestierer in Łódź im Winter 1940 nie-

derschossen. Das einzige Großstadtgetto des Gaus war von der Außenwelt am wir-

kungsvollsten isoliert. Polizeichef Johannes Schäfer
23

 erließ am 10. Mai 1940 eine 

„Sonderanweisung für den Verkehr mit dem Ghetto“ in der es hieß: „Bei jedem Ver-

such eines jüdischen Ghettoeinwohners, auf irgendeine Art das Ghetto unerlaubt zu 

verlassen, ist sofort von der Schusswaffe Gebrauch zu machen“
24

. Ein Jahr später er-

                                                           
21

 Vgl. JANUSZ WRÓBEL: Uchodźstwo, wysiedlenia i ruch naturalny Żydów w Łodzi w począt-

kach wojny i okupacji hitlerowskiej (wrzesień 1939 – maj 1940) [Flucht, Umsiedlung und 

natürliche Bevölkerungsentwicklung der Juden in Łódź zu Beginn des Krieges und der 

NS-Okkupation (September 1939 – Mai 1940], in: BŻIH 135/136 (1985), 3/4, S. 67-75. 
22

 Friedrich Uebelhoer (1893-1945?), Offizier; 1919 im Freikorps Lettow-Vorbeck, 1922 

NSDAP-, 1935 SS-Eintritt; abgebrochenes Jura-Studium, 1931 NSDAP-Kreisleiter in Naum-

burg a.d. Saale, 1933 NSV-Gauamtsleiter für Halle-Merseburg, 1934 Oberbürgermeister 

von Naumburg; Oktober 1939 – Ende 1942 Regierungspräsident in Kalisch bzw. in Litz-

mannstadt, nach Konflikt mit Himmler und Greiser beurlaubt und im Sommer 1943 als 

Regierungspräsident nach Merseburg versetzt; vermutlich 1945 umgekommen. 
23

 Johannes Schäfer (1903-1993), Großhandelskaufmann; nach 1918 im Freikorps, 1926 

NSDAP-, 1927 SS-Eintritt; 1934 beim SS-Oberabschnitt Mitte, dann Führer der 2. SS-

Standarte in Frankfurt a.M., danach SS-Führer in Bochum, 1939 Polizeichef in Danzig; Ok-

tober 1939 – Juni 1940 Kommissar. Polizeichef in Łódź, von Oktober 1940 an SS-Führer 

in Stettin, von 1943 an in der Waffen-SS; nach 1945 Landarbeiter, dann Versicherungs-

kaufmann in Köln.  
24

 Dokumenty i materiały do dziejów okupacji niemieckiej w Polsce [Dokumente und Ma-

terialien zur deutschen Besatzung in Polen], 3 Bde., Bd. 3: Getto łódzkie [Das Getto in 

Łódź], bearb. von A[RTUR] EISENBACH, Warszawa u.a. 1946, S. 83 f. 



 

 

 

108 

ließ auch der Kommandant der Schutzpolizei, Walter Keuck
25

, einen „Sonderbefehl für 

den Schußwaffengebrauch bei der Bewachung des Gettos Litzmannstadt“
26

. 

Der Verantwortungsbereich Rumkowskis beschränkte sich auf den Gestaltungs-

spielraum in internen Belangen.
27

 Doch die sozialen Verhältnisse waren rasch geprägt 

von dem sich rasant ausbreitenden, alltäglichen Elend. Die Erziehung konzentrierte 

sich auf ein jüdisches Schulwesen und auf politische Jugendorganisationen. Die Ver-

waltung Rumkowskis konnte den sich ständig verschlechternden Überlebensbedin-

gungen der jüdischen Bevölkerung letztendlich kaum wirksam gegensteuern, weil sie 

gegenüber der deutschen „Gettoverwaltung“ machtlos war: Bis Ende 1941 waren hier 

schon 10 000 Personen an den Folgen der Gettoisierung gestorben
28

; insgesamt rund 

44 000 Insassen, also mehr als ein Viertel, fielen den von den Nationalsozialisten ge-

schaffenen unmenschlichen Existenzbedingungen schon vor Ort zum Opfer.  

Litzmannstadt-Getto sollte ursprünglich nur für einen kurzen Übergangszeitraum 

bestehen und die Abschiebung seiner Insassen in das GG Platz für die jenseits der 

Umzäunung wachsende deutsche Bevölkerung schaffen. Doch es waren die regiona-

len und kommunalen Machthaber sowie die deutsche Gettoverwaltung unter dem 

Kaufmann Hans Biebow, welche das Geschehen im Getto ganz wesentlich bestimm-

ten.
29

 Sie entwickelten ein finanzielles Eigeninteresse an der ,Produktivierung‘ der In-

sassen. Der NSDAP-Gaupropagandaleiter Wilhelm Maul
30

 erklärte, „die Juden“ müss-

ten nun bezahlen:  

„Gerade hier in Litzmannstadt, da haben sich die Juden eine Zeitlang sehr wohl gefühlt. 

Und weil sie gesagt haben, das wäre hier so schön, da haben wir gesagt, jawohl, ihr dürft 

hier bleiben, aber ihr müßt dafür etwas tun, jeder muß eine Arbeit tun, nur handeln dürft ihr 

nicht und außerdem brauchen wir euch aus einem anderen Grund. Ihr habt eine andere 

Charakterveranlagung als wir. Wenn der Deutsche von einem Menschen schief angesehen 

wird, dann grämt sich der Deutsche; wenn der Deutsche von einem anderen Menschen an-

gespuckt wird, dann will der Deutsche Vergeltung. Bei dem Juden ist das etwas anderes. 

Der sagt sich: Mein Gott, wozu habe ich denn das Taschentuch, ich wisch es weg, dann ist 

der Fall erledigt, dann sieht es keiner mehr. Deshalb hat der Jude auch so einen eigentümli-
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chen Begriff vom Eigentum. Wir haben festgestellt, daß er, solange er auf diesem Erdball 

herumzieht, dauernd stiehlt und stiehlt und besonders hier im Warthegau hat er gestohlen 

und gestohlen. Und das haben wir notiert, und nun bleiben sie hier so lange bei uns, bis sie 

alles, was sie insgesamt gestohlen haben, an Arbeit nun auf der Autobahn wieder abdienen. 

Und zwar fangen wir mit der Autobahn nicht im Mai an, da ist es so schön in Gottes freier 

Natur, nein, jetzt fangen wir an. Und alle, alle müssen wieder anpacken, die Männer – 

Männer, das ist kein Ausdruck – alle, die männlichen Geschlechts sind. Die aber haben 

nicht allein gestohlen, die Frauenzimmer haben auch geklaut, also müssen die auch mit ab-

verdienen bis auf den letzten Pfennig.“
31

 

Außerhalb der Stadt waren Juden in mindestens 232 Arbeitslagern (davon 187 im 

Gau) – vor allem beim Autobahnbau – eingesetzt; sie erhielten dafür eine sehr geringe 

Entlohnung, ehe diese Mitte 1942 ganz abgeschafft wurde. Nach ihrer Beraubung 

sollten die Insassen auf diese Weise finanziell zum Unterhalt der jüdischen Gemein-

schaften beitragen.
32

 Greiser erklärte am 10. Oktober 1941 vor den Reichstreuhändern 

der Arbeit, er sei nun „froh, dass er 200-300 000 Juden im Gau habe. Die könnten viele 

Arbeiten machen, die sonst nicht zu leisten wären“
33

. Eine Berliner jüdische Ärztin, 

die 1942 nach Posen verschickt wurde, um Lager für jüdische Frauen zu betreuen, er-

innerte sich:  

„Die Mädchen, auch alle kahlgeschoren, waren in einem jämmerlichen Zustand, bis zum Ske-

lett abgemagert, bleich, mehr als die Hälfte hatten geschwollene Füße und Eiterinfektionen. 

Von der Tbc waren fast alle befallen, ruhrartige Durchfälle waren sehr verbreitet und vor 

allem Hungerödeme, die schon bei ganz jungen Mädchen, die kaum der Kindheit entwach-

sen waren, auftraten. Diese abgezehrten Körper waren jeder Infektion ausgesetzt, es wurde 

aus der kleinsten Verletzung, die sie sich an Händen und Füßen bei der Arbeit zuzogen, ein 

schweres Krankheitsbild.“
34

  

Das Getto bestand um den Preis seiner vollständigen ökonomischen Ausbeutung 

weiter. Rumkowski sah in der Produktion – zu 90% für die Wehrmacht, daneben aber 

auch für private deutsche Auftraggeber – den einzigen Weg, das NS-Regime zu über-

leben.
35

 Er erklärte „Unser einziger Weg ist Arbeit“ zur Devise der Männer, Frauen 

und Kinder, die Kleidung und Schuhwerk, Möbel, Lederwaren u.v.a. für die Deut-
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schen herstellten. Seit Ende 1940 stieg die Warenausfuhr stark an
36

, die Arbeitszeit 

wurde auf zehn, dann auf zwölf Stunden täglich erhöht
37

. 1941 galt das Getto Litz-

mannstadt unter Wehrmachtsökonomen als die „größte Schneiderwerkstatt Europas“
38

. 

Bürgermeister Dr. Karl Marder
39

 würdigte im Juli 1941, dass das Getto „ein wesent-

licher Bestandteil der Gesamtwirtschaft geworden“ sei.
40

 

 

 

Isolierung und Gettoisierung 
 

Nachdem sich herausgestellt hatte, dass entgegen der ursprünglichen Absicht die un-

verzügliche Abschiebung aller Juden aus den annektierten Gebieten nicht durchführ-

bar war, gingen die Behörden dazu über, die jüdische Bevölkerung bis zum Frühjahr 

1941 aus dem westlichen in den östlichen Teil des Gaus zu verdrängen und dort in he-

runtergekommenen Quartieren zu konzentrieren. Auch das Getto in Litzmannstadt 

diente als Abladeplatz für vertriebene Juden: für jene, die 1941/42 aus unterschiedli-

chen Teilen des Reichsgebiets und insbesondere aus den aufgelösten jüdischen Ge-

meinden des östlichen Warthegaus vertrieben wurden. Außerdem quartierten die Na-

tionalsozialisten hier 5 000 Roma aus dem Burgenland ein. Die Nahrungsmittelratio-

nen wurden immer wieder gekürzt, und dies trug wesentlich zu den elenden, von 

Mangelernährung und Krankheiten geprägten Existenzbedingungen bei. 

Die Initiative zur Gettoisierung ging von den Landräten oder den Amtskommis-

saren in den einzelnen Ortsbehörden aus, die für die Jüdischen Gemeinden zuständig 

waren.
41

 Geschlossene Gettos gab es außer in Łódź nur in Brzeziny/Löwenstadt, Łę-

czyca/Lentschütz, Wieruszów/Weruschau, Turek, Dobra, Uniejów/Brückstädt, Gosty-

nin/Waldrode bzw. Gasten und Kutno. Das mit 8 300 Insassen zweitgrößte Getto im 

Gau entstand in Zduńska Wola/Freihaus (Kreis Sieradz/Schieratz). Die Bildung der 

ersten Gettos im Gau (Pabianice/Pabianitz bzw. Burgstadt, Warta, Złoczew/Slotschew 

bzw, Schlötzau) verlief ähnlich wie in Łódź und etwa zur gleichen Zeit; aber die Get-

tos waren hier aus Mangel an Baumaterial nicht umzäunt. Aus Kalisz/Kalisch, der 

zweitgrößten Jüdischen Gemeinde im Gaugebiet, war die jüdische Bevölkerung bis 

Ende 1939 großenteils vertrieben worden.
42

 Im Landkreis Kalisz zwangen die 
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Behörden die Juden 1940 dazu, in ein zentrales Kreisgetto in Koźminek/Bornhagen 

zu ziehen, nachdem die Abschiebung nach Łódź gescheitert war; erst kurz zuvor war 

die jüdische Bevölkerung aus Koźminek vertrieben worden.
43

 Im Oktober 1940 er-

mordete das von dem Kriminalkommissar Herbert Lange
44

 geführte SS-Sonderkom-

mando, das zuvor schon Tausende alte, kranke und behinderte Menschen mit Giftgas 

ermordet hatte
45

, bei Kalisz 125 alte und gebrechliche jüdische Heiminsassen, deren 

Leichen danach in einem Wald verscharrt wurden.
46

  

Spätere Gettobildungen zogen sich meist über mehrere Monate hin. Die Zwangs-

wohnviertel für die jüdische Bevölkerung in anderen Kleinstädten (Łask/Lask usw.) 

und Dörfern blieben aufgrund fehlenden Wachpersonals fürs Erste häufig offen, die 

Absperrungen Stückwerk. Manche Juden im östlichen Warthegau lebten 1941 noch 

an ihren angestammten Wohnsitzen, denn einige Kreise des Gaus hatten zunächst über-

haupt keine Gettos. Einige richteten sie auch später nicht ein. Infolgedessen konnten 

für das Überleben notwendige Freiräume – der Warenaustausch und andere Kontakte 

mit der polnischen Bevölkerung – weiterhin genutzt werden.
47

 Bevor der planmäßige 

Massenmord an der jüdischen Bevölkerung im Tötungszentrum Chełmno/Kulmhof 

begann, lebten Juden noch verstreut in über 70 Orten.
48

  

Die Gettoisierung war folglich „kein von Berlin aus geplanter Schritt zur Vorbe-

reitung der Tötung aller Juden“.
49

 Die Entscheidung zum totalen Mord an den Juden 

ging zwar von Hitler, Himmler und Heydrich aus, bedurfte aber zu ihrer praktischen 

Umsetzung der Initiative der Rassenantisemiten im Gau und in den einzelnen Kreisen.  

Trotz des hunderttausendfachen Schicksals der Vertreibung unter erbärmlichsten 

Bedingungen war die ursprüngliche Absicht der NS-Führung, alle Juden aus den dem 

Reich einverleibten Gebieten zu entfernen, zwei Jahre nach Beginn der Eroberung 
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nicht verwirklicht worden. Im Warthegau lebten etwa 4,5 Mill. Menschen, darunter 

250 000 Juden
50

, was 6% entsprach (80% waren Polen). Ihre Zahl erhöhte sich im 

Herbst 1941 noch durch die Verschleppung von 19 953 jüdischen Personen aus dem 

Westen, dem (luftkriegsgefährdeten) Reichsgebiet, aus Luxemburg, Wien und Prag, 

in das Getto Litzmannstadt. Sie wurden vom 15. Oktober 1941 an in 19 Transporten 

deportiert, sodass die Einwohnerzahl im Getto Litzmannstadt von 143 800 (am 1. Ok-

tober 1941) auf 163 623 (am 1. Dezember 1941) hochschnellte.
51

 

 

 

Der Judenmord in Chełmno/Kulmhof und in Auschwitz 
 

Die sich ständig radikalisierende Umsiedlungsplanung von Ende 1939 bis Frühjahr 

1941, wie auch die immer größeren Zielkonflikte bei ihrer Verwirklichung, stellten 

die Weichen für spätere Projekte. Die NS-Funktionäre diskutierten eine „territoriale 

Endlösung“ zwar wiederholt, aber sie schien letztendlich nicht zu funktionieren. Zu 

groß waren die bürokratischen Widerstände, zu schwerwiegend die Folgen in den Auf-

nahmegebieten. Die von den Besatzungsbehörden absichtsvoll verursachte Notlage 

der jüdischen Bevölkerung führte hier zu immer radikaleren Überlegungen, wie nach 

dem Scheitern der bisherigen Ansätze die Entfernung der Juden aus dem postulierten 

deutschen Lebensraum herbeizuführen sei. Solche Visionen verbanden sich mit Erfah-

rungen aus den Massenmorden an Kranken und Behinderten im annektierten Gebiet. 

Die kaum beschränkte Verfügungsgewalt über Menschen und Material in und außer-

halb des SS-Lagersystems ließ nun einen neuen, extremen Gedanken aufkommen: Mit-

arbeiter der NS-Sicherheitsorgane erhofften sich die dauerhafte Durchsetzung der na-

tionalsozialistischen Herrschaft durch das Programm, die unerwünschten Bevölkerungs-

teile planmäßig zu ermorden. 

Mitte 1941 stellte sich zum einen das Scheitern der groß angelegten Umsiedlungs-

pläne heraus; zum anderen schlossen die Vorbereitungen zum Vernichtungskrieg ge-

gen die Sowjetunion Rücksichten auf andere Belange noch mehr als zuvor aus. Im 

Frühherbst 1941 erschoss das Sonderkommando Lange 3 500 jüdische Menschen aus 

der Stadt und dem Kreis Konin in einem nahe gelegenen Waldgebiet.
52

 Für Greiser 

und den Höheren SS- und Polizeiführer im Warthegau, Wilhelm Koppe
53

, verlief der 

Prozess der Judenvernichtung dennoch zu langsam. Daher beauftragten sie im Herbst 

1941 Lange mit dem Aufbau einer reinen Tötungseinrichtung.  
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Die ersten Opfer waren am 8. (oder 9.) Dezember 1941 Juden aus der Stadt Koło/ 

Wart(h)brücken, ihnen folgten die Einwohner zahlreicher kleinstädtischer jüdischer 

Gemeinden im Osten des Warthegaus, die noch vor ihrer Ermordung auf äußerst bru-

tale Weise misshandelt wurden. Zum größten Teil entstammten die Ermordeten je-

doch dem Getto Litzmannstadt, unter ihnen auch Personen, die aus dem Westen nach 

Łódź verschleppt worden waren. Von Januar bis September 1942 führten die Behör-

den in vier Deportationswellen den Abtransport von rund 70 000 als „unproduktiv“ 

angesehenen Insassen – das heißt jüngere Kinder, kranke und alte Menschen – aus 

Litzmannstadt in das 55 km entfernte, abgeschiedene Dorf Chełmno/Kulmhof durch.
54

 

Die Transporte begannen am 16. Januar und endeten am 12. September 1942. Im Tö-

tungszentrum hatte die SS 80 bis 100 Personen eingesetzt – Mitarbeiter des Sicher-

heitsdienstes, der Gestapo, der Kriminal- sowie der Schutzpolizei. Die jüdische Be-

völkerung wurde mit Lastwagen und per Bahn herantransportiert. Ein Angehöriger 

der Lagermannschaft hielt eine Rede, in der er den verängstigten Ankömmlingen ver-

sicherte, dass sie zunächst ein Duschbad nehmen müssten, ehe sie zur Zwangsarbeit 

weiterbefördert würden. Sie mussten sich entkleiden, dann jagte das Lagerpersonal sie 

eine steile Rampe hinunter, die in den Laderaum eines Gaswagens führte. Sobald die 

Türen geschlossen waren, ließ der Fahrer den Motor an. Die Abgase wurden in den 

Kastenaufbau geleitet, sodass die Opfer innerhalb weniger Minuten erstickten. Am Ziel 

der Fahrt in der unmittelbaren Umgebung, dem sog. Waldlager, leerten jüdische Ar-

beitshäftlinge das Wageninnere, indem sie die Leichen in Gruben warfen; später ließen 

die Nationalsozialisten diese verbrennen, um die Spuren zu verwischen. Auf diese 

Weise wurden bis 1944 mindestens 152 000 Juden und etwa 4 000 Sinti und Roma in 

drei Gaswagen ermordet. 

Das Tötungszentrum Kulmhof bestand bis Januar 1945. Nach seiner Stilllegung 

und der Sprengung der Lagergebäude im März 1943 wurde es im Juni 1944 – im 

Waldlager – noch einmal in Betrieb genommen, nachdem SS-Chef Himmler sich mit 

der Entscheidung durchgesetzt hatte, alle Insassen des Gettos Litzmannstadt umzu-

bringen. Letzter Kommandant war Kriminalkommissar Hans Bothmann
55

; er und sei-

ne Komplizen erschossen beim Herannahen der Roten Armee die letzten jüdischen 

Arbeiter, die „Aufräumarbeiten“ verrichteten. 

Wie bei den Vernichtungslagern der „Aktion Reinhardt“ (Treblinka, Sobibór, Beł-

żec) gab es in Kulmhof kaum Überlebende. Nur wenigen Arbeitshäftlingen, die sich ih-

rer Ermordung durch Flucht entziehen konnten, gelang es, die Besatzungszeit zu über-

leben. Sie sagten später bei Ermittlungen gegen Angehörige des Lagerpersonals in 
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 In der Zeit vom 16.-29.01. und vom 22.02.-2.04.1942 wurden polnische Juden zum Ver-

nichtungslager deportiert, vom 4.-15.05.1942 schickten die Nationalsozialisten rund 11 000 

Menschen in den Tod, die aus dem Reichsgebiet nach Łódź verschleppt worden waren, so-

dass bis Juni rund 55 000 Gettoinsassen ermordet worden waren; ALBERTI (wie Anm. 1), S. 

433 f., 442-444. 
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Polen, Deutschland und Israel aus. Die jüdische Untergrundpresse im GG publizierte 

von Februar 1942 an Nachrichten über das Lager, die sich auf den Bericht von „Szla-

mek“ Fajner oder Bajler stützten
56

, der aus Izbica Kujawska/Mühlental stammte, einer 

Kleinstadt in der Nähe von Chełmno. Ihm gelang es, das Warschauer Getto zu errei-

chen und Mitarbeiter des dortigen Untergrundarchivs zu warnen.
57

 Fajner/Bajler starb 

vermutlich im April 1942 im Vernichtungslager Bełżec, als die Deutschen das Getto 

in Zamość vernichteten. Der unmittelbare Massenmord an den Gettoinsassen wurde 

ihnen gegenüber offiziell als Deportationen in den Osten getarnt. Dass die Bahntrans-

porte in den Tod fuhren, war in Łódź unter den Gettoinsassen (und den Angehörigen 

der Ermordeten) seit dem Spätsommer 1942 jedoch bekannt. Trotzdem kooperierten 

Rumkowski und der „Jüdische Ordnungsdienst“ mit der ungeheuer brutal vorgehen-

den deutschen Polizei beim Aufgreifen der Deportationskandidaten; vom 1.-12. Sep-

tember 1942 deportierte diese noch einmal rund 16 000 Insassen, wobei 572 an Ort 

und Stelle erschossen wurden.
58

 Die Verbliebenen hatten weiterhin Hoffnung, als der 

Rüstungsproduktion unentbehrliche Arbeitskräfte bis Kriegsende durchzuhalten – und 

fügten sich in den höchst anormalen „Gettoalltag“.  

Eines der wenigen erhaltenen Dokumente ist eine Rechnung vom März 1943, mit 

der belegt ist, dass Greiser persönlich die Vernichtung der Juden seines Gaus mit den 

Tätern von Kulmhof bei einem Festgelage feierte, ehe diese nach Jugoslawien ver-

setzt wurden. Er hielt vor 85 Angehörigen des Sonderkommandos eine Dankesrede, 

und er lud sie zu einem Erholungsurlaub auf seine Besitzungen ein.
59 

1943, im ruhigsten Jahr seines Bestehens, beherbergte das Getto Litzmannstadt noch 

zwischen 85 000 und 90 000 Insassen. Vor dem Sommer 1944 waren es noch rund 

67 000 Insassen, was dem Großteil der seinerzeit in Polen noch am Leben gebliebe-

nen jüdischen Bevölkerung entsprach. Den Schlussakkord setzte die Auflösung des 

Gettos von Juni bis August 1944: Die Nationalsozialisten ermordeten die Verbliebe-

nen zum kleineren Teil im Juni/Juli in Chełmno (7 000), zum größeren Teil (60 000) 

in einer abschließenden Kampagne nach dem Abtransport in das Lager Auschwitz-Bir-

kenau, wo die meisten umkamen. 

Den Liquidierungstransporten im August 1944 nach Auschwitz sollten nur etwa 

900 Personen vor Ort entgehen. Von den rund 200 000 Personen, die sich zu irgend-

einem Zeitpunkt im Getto aufgehalten hatten, erlebten nur etwa 3% das Ende der na-

tionalsozialistischen Besatzung. Rumkowskis Kalkül, die jüdische Bevölkerung durch 
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  Der Nachname wird mitunter auch mit Wiener angegeben, siehe ESTHER FARBSTEIN: 

Hidden in Thunder. Perspectives on Faith, Halachah and Leadership during the Holocaust, 

Jerusalem 2007, S. 22, Anm. 10. 
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ihre Arbeit für die deutsche Kriegswirtschaft unentbehrlich zu machen und ihr da-

durch das Überdauern zu ermöglichen, ging für die allermeisten nicht auf. 

 

 

Schluss 
 

Am 15. November 1939 hatte der Schüler Dawid Sierakowiak
60

 in Łódź in seinem 

Tagebuch notiert: 

„Eine Synagoge wurde niedergebrannt. Es geht los mit den barbarischen Methoden, die 

Welt zu zerstören. Man hat angeblich für die Beendigung des Terrors 25 000 000 Zł. ge-

fordert. Die Gemeinde hat sie nicht, also hat sie sie auch nicht gegeben. […] Irgendetwas 

ist mit den Deutschen doch nicht in Ordnung. Seit gestern rauben sie auf schreckliche, cha-

otische Weise. Sie nehmen alles.“
61

 

Die an Judenverfolgung und Judenmord im Warthegau Beteiligten sind bislang 

nur zum Teil in das Blickfeld der Täterforschung geraten. Neben Greiser, Uebelhoer 

und Biebow zählten zu den Haupttätern auf regionaler Ebene SS- und Polizeichef Wil-

helm Koppe, der Chef der Sicherheitspolizei und des SD in Posen, Ernst Damzog (1882-

1945), der Leiter der Verwaltungsabteilung beim Reichsstatthalter und oberste Sach-

bearbeiter für sämtliche „Judenfragen“ im Warthegau Dr. Herbert Mehlhorn (1903-

1968), der Leiter des Referats Arbeit und Verantwortliche für „Unterbringung und Ar-

beitseinsatz von Juden und Zigeunern“, Ernst Kendzia (1903-1950), Uebelhoers Stell-

vertreter Dr. Walter Moser (*1906), und auf kommunaler Ebene der erste deutsche 

Polizeichef in Łódź, Johannes Schäfer, und sein Nachfolger, der Polizeipräsident Karl-

Wilhelm Albert (1898-1960), der Leiter des „Judenreferats“ bei der Gestapo in Łódź, 

Günter Fuchs (*1911), und seine Untergebenen, sodann der erste Stadtkommissar in 

Łódź, Albert Leister (1890-1968), und dessen Nachfolger Franz Schiffer (1896-1940), 

dessen Stellvertreter und spätere Bürgermeister Dr. Karl Marder, der seit 1941 amtie-

rende Oberbürgermeister Werner Ventzki (1906-2004) und sein Nachfolger Otto Brad-

fisch (1903-1994), der erste stellv. Leiter der deutschen Verwaltung des Gettos Litz-

mannstadt, Alexander Palfinger (1894-1961), und sein Nachfolger Friedrich Wilhelm 

Ribbe (1902-1948), der NSDAP-Chef in Łódź, Ludwig Wolff (1908-1988), der Land-

rat im Landkreis Litzmannstadt, Herbert Mees (*1910), und der Stadtmedizinalrat Dr. 

Karl Nieberding (1888-1966) sowie sein Kollege Dr. Walter Schultz (1899-1940), der 

nachdrücklich dafür eintrat, in Łódź ein Getto einzurichten; dieser Aufzählung ließen 
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 Dawid Sierakowiak (1924-1943) begann vor dem September 1939 mit der Niederschrift 

eines Tagebuchs, in dem er in sieben Heften das Geschehen in Łódź und im Getto Litz-

mannstadt schilderte (zwei Hefte gingen 1945 verloren); das Tagebuch endet im April 1943, 

Sierakowiak verstarb ein Vierteljahr später an Tuberkulose. 
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Dawid Sierakowiak, aufgezeichnet seit dem 28. Juni 1939]; United States Holocaust Me-
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sich noch zahlreiche weitere Personen hinzufügen.
62

 Einer der Vollstrecker, ein Ange-

höriger des SS-Sonderkommandos in Kulmhof, sagte 1961 in einem Gerichtsverfah-

ren in Bonn aus: 

„Wir waren so gedrillt, daß wir alle Befehle der Staatsführung für rechtmäßig ansahen. Für 

uns Polizeibeamte galt der Satz: ,Recht ist, was dem Staate nützt, Unrecht alles das, was 

dem Staate schadet.‘ Ich will damit sagen, daß ich gar nicht daran gedacht habe, daß diese 

Befehle Unrecht sein könnten. Ich weiß zwar, daß die Polizei auch die Aufgabe hat, Un-

schuldige zu schützen, doch war ich damals der Überzeugung, daß die jüdischen Menschen 

nicht unschuldig, sondern schuldig seien. Ich habe der Propaganda, daß alle Juden Verbre-

cher und Untermenschen seien und daß sie die Ursache für den Niedergang Deutschlands 

nach dem Ersten Weltkrieg seien, geglaubt. Mir ist also der Gedanke, daß man sich dem 

Befehl zur Mitwirkung an der Vernichtung der Juden widersetzen oder entziehen sollte, gar 

nicht gekommen. Ich habe diese Befehle befolgt, weil sie von der obersten Staatsführung 

kamen und nicht deshalb, weil ich etwa Angst hatte.“
63

 

Das nationalsozialistische Schreckensregime sollten, fernab der Heimat, nur 3,5% der 

Juden aus dem Wartheland überleben. Vergleichbar gering war der Anteil der Schreib-

tischtäter und Vollstrecker, die in Polen oder Deutschland vor Gericht gestellt wur-

den. 
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 Über sie ist mehr zu erfahren in: Die Chronik des Gettos Lodz/Litzmannstadt, 5 Bde., hrsg. 

von SASCHA FEUCHERT u.a., Göttingen 2007, Bd. 5: Supplemente und Anhang, S. 408-415, 

sowie bei MIROSŁAW CYGAŃSKI: Działalność urzędu rejencji w Łodzi pod kierownictwem 

F. Übelhöra i W. Mosera w latach 1939-1942 [Das Regierungspräsidium in Łódź/Litz-
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w Łodzi i rejencji łódzkiej (1939-1945 r.) [Die Kriminal- und die Ordnungspolizei des 

Dritten Reichs in Łódź und im Regierungsbezirk Łódź/Litzmannstadt], ebenda 16 (1972), 
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Kreis Łódź/Litzmannstadt in den Jahren der NS-Besatzung], ebenda, S. 101-127; JAN 

WASZCZYŃSKI: Z problematyki odpowiedzialności karnej za zbrodnie popełnione na Ży-

dach w Łodzi (1939-1945) [Zur Problematik der strafrechtlichen Verantwortung für die an 

den Juden von Łódź begangenen Verbrechen], in: Dzieje Żydów w Łodzi (1820-1944), 

hrsg. von WIESŁAW PUŚ und STANISŁAW LISZEWSKI, Łódź 1991, S. 352-368; ANTONI GA-

LIŃSKI: Policja w getcie [Die Polizei im Getto], in: Getto w Łodzi 1940-1944. Materiały s 

sesji naukowej – 9 VIII 1984 r., hrsg. von JULIAN BARANOWSKI u.a., Łódź 1988, S. 27-49; 

und SŁAWOMIR ABRAMOWICZ: Odpowiedzialność za zbrodnie popełnione na Żydach w 

Łódzkiem [Die Verantwortung für die an den Juden in Łódź und Umgebung begangenen 

Verbrechen], ebenda, S. 129-139. 
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 Aussage von Kurt Möbius (*1895) vom 8.11.1961; zit. nach: ALBERTI (wie Anm. 1), 

S. 425. 
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Die Vertreibung der Polen und die Umsiedlung der Deutschen 

im Warthegau im polnischen kollektiven Gedächtnis 

von 

Zbigniew  M a z u r  und  Andrzej  S a k s o n  

 

 

 
Bei dem in den letzten Jahrzehnten zu verzeichnenden sprunghaften Anstieg des Inte-

resses an Fragen des kollektiven Gedächtnisses, des Gedenkens und der Erinnerungs-

orte handelt es sich um ein Phänomen, dessen Interpretation nicht leicht ist. Es fällt 

schwer, eine eindeutige Antwort auf die Frage zu geben, was dazu geführt hat, dass 

sich das kollektive Gedächtnis eines so starken Interesses erfreut und derart heftige 

Kontroversen auslöst – nicht nur in wissenschaftlichen Kreisen, sondern auch unter 

Politikern, Vertretern diverser Interessengruppen und den Massenmedien. Als Erklä-

rung werden zuweilen der Zerfall oder die Abschwächung von Gruppenidentitäten 

sowie die Bemühungen um deren Rekonstruktion oder Stärkung vorgebracht. Andere 

weisen darauf hin, dass dem kollektiven Gedächtnis eine Ersatzfunktion nach dem 

Bankrott der großen Ideologien des letzten Jahrhunderts zukomme. Gelegentlich ist 

auch davon die Rede, dass sich die bisherigen Potenziale zur Machtlegitimation er-

schöpft hätten und man sie aus den Kanones des kollektiven Gedächtnisses aufzufri-

schen versuche. Es wird betont, dass derjenige, welcher die Macht über die Interpreta-

tion der Vergangenheit und infolgedessen die kulturelle Hegemonie erringe, in der 

Lage sei, das Denken und Handeln der Menschen zu kontrollieren. Der derzeit so leb-

haft diskutierte Begriff der Geschichtspolitik meint nichts anderes als ein bewusstes 

Handeln verschiedener Akteure (vor allem des Staates), das das Ziel verfolgt, das kol-

lektive Gedächtnis auf ganz bestimmte Weise zu formen. Es wäre allerdings eine gro-

be Vereinfachung, wenn man behaupten wollte, in der Geschichtspolitik gehe es ein-

zig und allein um Machtlegitimation. Ebenso wichtig oder vielleicht noch wichtiger 

scheint die Aufrechterhaltung oder Stärkung der kollektiven Identität partikulärer Grup-

pen ebenso wie von Nationen zu sein. 

Nicht übergangen werden sollte auch ein Faktor, über den eher ungern gesprochen 

wird, der aber untergründig in fast allen Kontroversen um das kollektive Gedächtnis 

mitschwingt. Gemeint sind handfeste materielle Interessen, die nicht selten geradezu 

die grundlegende Basis eines bestimmten Bildes von der Vergangenheit darstellen. 

Mit anderen Worten: Man kann eine eindeutige Korrelation beobachten zwischen einem 

lautstark propagierten Bild von der Vergangenheit und den durchaus konkreten mate-

riellen Ansprüchen, die mit diesem Bild legitimiert werden sollen. Symbolische For-

derungen implizieren fast immer materielle Forderungen (und umgekehrt). Letztere 

sind nicht unbedingt mit Entschädigungszahlungen identisch – es genügt schon ein 

Schuldgefühl beim Gegner oder Partner, das ihn dazu zwingt, sein Verhalten zu mäßi-

gen und ungewollte Konzessionen zu machen. Die mit Hilfe des kollektiven Gedächt-
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nisses attackierte Seite greift selbstverständlich zu diversen Verteidigungsstrategien, 

deren häufigste Form der Gegenangriff darstellt, also der Hinweis darauf, dass die 

Ansprüche stellende Seite eine deutlich größere Schuld auf dem Gewissen habe. Es 

erübrigt sich, ausführlich darauf hinzuweisen, dass erstens der von einer bestimmten 

gesellschaftlichen Gruppe propagierte Kanon des kollektiven Gedächtnisses nicht im-

mer mit der historischen Wirklichkeit korrespondiert und dass zweitens der Kampf 

um die Erinnerung einer Eskalation gegenseitiger Anklagen und Vorwürfe Vorschub 

leistet, die nicht selten offensichtlich unsinnig und in ihrer emotionalen Aufladung 

hemmungslos sind. All das hat nichts mit einem rationalen, geschweige denn mit einem 

von Demut geprägten Umgang mit der Vergangenheit zu tun. 

Dramatisch zugespitzt wird der Kampf um das kollektive Gedächtnis von der Ten-

denz zur Viktimisierung der Vergangenheit, das heißt zu deren Interpretation in den 

Kategorien von „Tätern“, „Opfern“ und „Zeugen“, eventuell noch von „Gerechten“, 

die den „Opfern“ zu Hilfe eilen. Es ist ein überraschendes und unseres Erachtens 

überaus beunruhigendes Phänomen, dass dabei die Rolle des „Kämpfers“ übergangen 

oder in den Hintergrund gedrängt wird – desjenigen also, der sich aktiv und unter Ein-

satz seines eigenen Lebens dem Bösen entgegenstellt, wie es auf evidente Weise in ei-

nem politischen System oder in einem Staat verkörpert ist, der eine offene Politik der 

Aggression oder gar der Vernichtung betreibt. Erklärt wird dieses Phänomen der Ver-

nachlässigung mitunter damit, dass in Europa eine „postheroische“ Epoche angebro-

chen sei – doch die tatsächlich klärungsbedürftige Frage lautet, wie es zu diesem 

„Postheroismus“ gekommen ist, was er eigentlich bedeutet und welche Konsequenzen 

er mit sich bringt. Die Ausblendung des heroischen Elements ist nicht nur eine banale 

Verfälschung der Vergangenheit und ein moralisches Unrecht gegenüber all denjeni-

gen, die den Kampf aufgenommen haben, sondern auch eine gefährliche Deformation 

des heutigen kollektiven Gedächtnisses. Den zivilen Opfern von Verfolgung und Ver-

nichtung gebührt unser Mitgefühl, doch Bewunderung und Respekt sollte den „Kämp-

fern“ gelten bzw. vorbehalten sein. Das Rollenbild des „Täters“ wirkt abschreckend, 

das des „Opfers“ als Warnung, doch nur das Rollenbild des „Kämpfers“ schützt vor 

dem „Täter“. Die Viktimisierung im Geiste der „postheroischen“ Epoche ist keine 

sehr gute Idee für das europäische kollektive Gedächtnis. 

Viel Verwirrung im kollektiven Gedächtnis stiftet die Anthropologisierung, also 

die Interpretation der Vergangenheit aus der Perspektive individueller menschlicher 

Schicksale. Diese Anthropologisierung ist an sich nichts Negatives, allerdings unter 

zwei Bedingungen: dass man nicht versucht, auf diese Weise zu erklären, was uner-

klärbar ist (d.h. die historischen Prozesse), und dass dies nicht dem Anheizen kon-

fliktträchtiger Gefühlslagen dient. Die Gefahr der Anthropologisierung besteht darin, 

dass man mit ihrer Hilfe, nach dem Prinzip des pars pro toto, alles „beweisen“ kann, 

also zum Beispiel, dass die polnischen Soldaten der Heimatarmee (Armia Krajowa; 

AK) Banditen und Mörder waren, dass Hitler in seinem Berliner Bunker den „Unter-

gang“ menschlich durchlitten hat und dass die deutsche Bevölkerung östlich von Oder 

und Lausitzer Neiße vollkommen „unschuldig“ war, insbesondere Frauen und junge 

Menschen. Weitere Beispiele ließen sich anführen, auch aus der polnischen Ge-

schichte. Die Gefahr der Anthropologisierung, zumindest in ihrer extremen Variante, 
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besteht des Weiteren darin, dass sie unweigerlich eine historische Dekontextualisie-

rung oder gar – was noch schlimmer ist – eine komplette Re-Definition des histori-

schen Kontextes nach sich zieht. Deutlich sichtbar wurde das in dem deutsch-polni-

schen Streit um das Zentrum gegen Vertreibungen. Der historische Kontext des Schick-

sals von Gruppen ebenso wie von Einzelnen lässt sich nicht negieren – es sei denn, 

man ginge davon aus, dass der Mensch eine „einsame Insel“ ist und sich nicht darum 

bekümmern muss, „wem die Stunde schlägt“. 

Im Zentrum des europäischen kollektiven Gedächtnisses steht ohne Zweifel der 

Zweite Weltkrieg, der allerdings durch die Brille ganz unterschiedlicher nationaler 

Erfahrungen wahrgenommen wird. Für die europäischen Nationen begann der Krieg 

zu jeweils verschiedenen Zeitpunkten, und es sind unterschiedliche Daten, die im 

jeweiligen Gedächtnis eine besondere Rolle spielen. Im deutschen Gedächtnis ste-

hen insbesondere die Jahre 1933 (Hitlers Machtergreifung) und 1945 (Niederlage 

Deutschlands) im Vordergrund, während das Jahr 1939 (Überfall auf Polen) keine 

herausgehobene Rolle spielt, jedenfalls keine, die etwa dem Datum des 22. Juni 1941 

(Überfall auf die Sowjetunion) vergleichbar wäre. Im polnischen Gedächtnis hinge-

gen symbolisieren der 1. und der 17. September 1939 das Bündnis zweier Totalitaris-

men zur gemeinschaftlich betriebenen Vernichtung Polens, aber auch die entsetzliche 

Vereinsamung (das Syndrom des „Verrats des Westens“) Polens. Das Jahr 1939 sym-

bolisiert in Polen eine schreckliche Niederlage, für die Deutschen dagegen bedeutet es 

relativ wenig. Das Jahr 1945 wiederum, das in Deutschland für den totalen Zusam-

menbruch steht, den das Konzept der „Befreiung“ oder einer „neuen Ordnung“ nicht 

überdecken kann, wird in Polen ambivalent gesehen: als Rettung vor der Vernichtung 

durch die Deutschen, aber auch als Verlust der Souveränität und als der Beginn eines 

ungesunden Entwicklungswegs. Die polnische Erfahrung mit der deutschen und so-

wjetischen Besatzung ist nicht zu vergleichen mit der englischen, französischen oder 

dänischen Kriegserfahrung – von der deutschen ganz zu schweigen. Westlich der Oder 

ist die polnische Erfahrung unvorstellbar und fast nicht nachvollziehbar. 

Um nur ein Beispiel anzuführen: Die von den Deutschen vorgenommene Umsied-

lung der polnischen Bevölkerung, vor allem wenn sie unter Bedingungen vonstatten 

ging, die keine massenhafte physische Vernichtung befürchten ließen – anders also 

als etwa in der Gegend von Zamość –, hat sich dem polnischen Gedächtnis nicht in 

der gleichen Weise eingeprägt wie die Massenerschießungen in Palmiry oder Piaśni-

ca, wie die physische Liquidation der polnischen Eliten durch Deutsche und Sowjets, 

wie die von der Ukrainischen Aufstandsarmee (Ukrajin’ska Povstan’ska Armija; UPA) 

in den polnischen Ostgebieten begangenen Morde oder wie die Verbrechen an der 

Zivilbevölkerung während des Warschauer Aufstands. Die Erinnerung an die Um-

siedlung wurde von der Erinnerung an viel schrecklichere Dinge verdrängt, die sich 

auf polnischem Boden abgespielt haben – darunter von der Erinnerung an den Mas-

senmord an der jüdischen Bevölkerung. Im Falle der Deutschen ist das ganz anders: 

Die Umsiedlung wurde zur Ikone des deutschen Leidens und zum zentralen Ereignis 

in der Geschichte des vergangenen Jahrhunderts. Man muss offen sagen, dass sich das 

Schlagwort vom „Jahrhundert der Vertreibungen“ in polnischen Ohren nicht nur skur-

ril, sondern auch extrem ethnozentrisch anhört. Die Deutschen dürfen sich nicht wun-
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dern, wenn man sie verdächtigt, die Rollen von „Täter“ und „Opfer“ vertauschen zu 

wollen. Im Lichte der polnischen Erfahrung von Krieg und Besatzung sieht dies leider 

so aus, und die anthropologischen Erörterungen deutscher Publizisten (gelegentlich 

unterstützt von polnischen Kollegen, die der „politischen Korrektheit“ huldigen) ver-

mögen daran wenig zu ändern. Die historische Erfahrung lässt sich nicht ändern, al-

lenfalls vorübergehend überschreien. 

Die Diskussionen und Kontroversen – um nicht zu sagen: der Kampf – um das 

kollektive Gedächtnis machen eine sachliche und besonnene wissenschaftliche For-

schung ungemein schwierig, obwohl man zugeben muss, dass diese in den letzten 

Jahrzehnten große Fortschritte gemacht hat und viele interessante Arbeiten theoreti-

schen und analytischen Zuschnitts entstanden sind. Das Problem besteht nur darin, 

dass das kollektive Gedächtnis ganz unterschiedlich definiert wird und die verwende-

ten Begriffssysteme sich nicht immer übersetzen lassen. Manchmal ist es sogar bes-

ser, sich mit einem intuitiven Verständnis dieses Begriffs zufrieden zu geben, als den 

bestehenden Arbeitsdefinitionen eine weitere hinzuzufügen. Ein Konzept (unter ver-

schiedenen anderen), das in der Tradition der polnischen soziologischen Forschung 

fest verankert ist, begreift das kollektive Gedächtnis als „lebendige Geschichte“, d.h. 

als die Einstellungen zur und die Bewertungen der Vergangenheit, die in einem be-

stimmten Zeitabschnitt mehr oder weniger gesellschaftlicher Konsens sind. Selbstver-

ständlich kann das in diesem Sinne verstandene Gedächtnis mit verschiedenen Metho-

den erforscht werden; es sei jedoch erwähnt, dass in den 1960er und 1970er Jahren in 

Polen – in einem Umfang, der wohl als singulär gelten darf – innovative Arbeiten zur 

Erforschung des kollektiven Gedächtnisses mit Hilfe von Fragebögen, also mit einer 

typisch soziologischen Methode, in Angriff genommen wurden. Diese ist bestimmten 

Beschränkungen unterworfen, ergänzt und bereichert jedoch auf hervorragende Weise 

die Methoden, die in der Kulturwissenschaft angewendet werden. Auf jeden Fall kann 

es für eine erste Erkundung der Spezifika des polnischen kollektiven Gedächtnisses 

hilfreich sein, die Ergebnisse von Umfragen zur Wahrnehmung der Kriegs- und Be-

satzungszeit in der polnischen Gesellschaft heranzuziehen.  

Der Zweite Weltkrieg gehört zu den wichtigsten historischen Erfahrungen der Eu-

ropäer.
1
 Besonders präsent ist er im polnischen kollektiven Gedächtnis.

2
 Der 1. Sep-

tember 1939 steht für den deutschen Überfall auf Polen und für den Ausbruch des 

Zweiten Weltkriegs mit seinen schrecklichen Folgen; für eine Katastrophe ungekann-

ten Ausmaßes, den Untergang der zivilisierten Welt und die Zeit zweier Besatzungen: 

der deutschen von 1939-1945 und der sowjetischen von 1939-1941. Im Falle der Po-

len bedeutete der Krieg den Verlust der Souveränität und den Untergang des eigenen 

Staates. Dies war der Beginn einer tragischen Besatzungszeit. Die Brutalität des Ver-

nichtungskriegs und das Ausmaß der Zerstörungen waren hier eine Alltagswirklich-

                                                           
1
  ANDRZEJ SAKSON: Europejska czy narodowa kultura pamięci historycznej [Europäische 

oder nationale Kultur des historischen Gedächtnisses], in: Porządek społeczny a wyzwania 

współczesności, hrsg. von DEMS., Poznań 2005, S. 203-218. 
2
  DERS.: Polska i niemiecka pamięć historyczna [Polnisches und deutsches historisches Ge-

dächtnis], in: Zbrodnie niemieckie w Wielkopolsce 1939-1945, hrsg. von MARCIN LIBICKI 

und RYSZARD WRYK, Poznań 2004, S. 151-166. 
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keit, wie man sie im Westen nicht kannte. Das Ende des Krieges bedeutete die Ver-

schiebung der Grenzen, die Verkleinerung des Territoriums und den Verlust des mul-

tinationalen Charakters des polnischen Staates (im Europa der Zwischenkriegszeit war 

der Anteil nationaler Minderheiten an der Gesamtbevölkerung in Polen mit 36% am 

höchsten) sowie fehlende Souveränität, verbunden mit einer Unterbrechung der Zuge-

hörigkeit zu Kultur und politischer Gemeinschaft des Westens. Für die Polen stellen 

die Jahre 1939 und 1989 eine gegenseitige logische Ergänzung dar: Aus dem Ab-

grund der Katastrophe vom September 1939 konnten sie sich im Grunde erst 1989 

wieder befreien. Die Erinnerung an den Zweiten Weltkrieg ist für die Polen in diesem 

Zusammenhang die wichtigste Erinnerung, sie steht an erster Stelle. 

Eine Umfrage zu den deutsch-polnischen Beziehungen im Bewusstsein der Polen, 

die das Zentrum zur Erforschung der Öffentlichen Meinung (Centrum Badania Opinii 

Społecznej; CBOS) im Jahre 2001 im Auftrag des Autors durchgeführt hat, ergab, dass 

die historischen Ereignisse, die im gesellschaftlichen Bewusstsein den größten Ein-

fluss auf diese Beziehungen hatten, Erfahrungen des Konflikts sind, insbesondere im 

Bezug auf die deutsche Besatzung von 1939-1945. Fast die Hälfte der Polen (46%) 

nennt die deutsche Besatzung während des Krieges an erster Stelle. Dahinter rangie-

ren Fragen der jüngeren Vergangenheit, die als bedeutende Ereignisse angesehen wer-

den: die Unterzeichnung der Verträge über die Anerkennung der Grenze sowie über 

gute Nachbarschaft 1990-1991 und die Unterstützung Deutschlands für den Beitritt 

Polens zur NATO und zur EU. Auf den weiteren Rängen in der Hierarchie der Ereig-

nisse, die nach Ansicht der Polen einen wesentlichen Einfluss auf die deutsch-polni-

schen Beziehungen hatten, sind die Beteiligung Preußens an den Teilungen Polens 

und die Germanisierungspolitik in der Bismarckära, das Treffen von Gnesen im Jahre 

1000 sowie der großpolnische und die schlesischen Aufstände nach Ende des Ersten 

Weltkriegs. 

Eine repräsentative Umfrage von 2009 hat ergeben, dass 64% der Polen der An-

sicht sind, der Zweite Weltkrieg habe einen Einfluss auf die heutigen Beziehungen zu 

Deutschland.
3
 

Während des Zweiten Weltkriegs hatten die Polen Berührung vor allem mit Deut-

schen (an Deutsche erinnern sich 49% der Befragten) und Russen (41%). Die Kontak-

te der eigenen Familie zu Deutschen bewerteten 2009 63% der Polen negativ, 8% we-

der positiv noch negativ, 17% als sowohl positiv wie negativ und 11% als positiv.
4
 

Eine Umfrage, die im August 2009 im Auftrag der Tageszeitung Rzeczpospolita von 

dem Meinungsforschungsinstitut „GfK Polonia“ durchgeführt wurde, hat ergeben, dass 

nicht weniger als 94% der Polen stolz auf den Beitrag ihres Landes zum Sieg über das 

Dritte Reich sind. Nur 4% der Befragten sind anderer Ansicht. 

                                                           
3
  WOJCIECH SZACKI: Bilans wojny [Die Bilanz des Krieges], in: Gazeta Wyborcza vom 31. 

August 2009, S. 9; Mniej Polaków mówi dobrze o stosunkach z Niemcami [Weniger Polen 

äußern sich positiv über die Beziehungen zu Deutschland], in: Gazeta Wyborcza vom 1. 

September 2009, S. 11. 
4
  WOJCIECH SZACKI, MARCIN WOJCIECHOWSKI: Źli Niemcy, źli Ukraińcy [Böse Deutsche, 

böse Ukrainer], in: Gazeta Wyborcza vom 24. August 2009, S. 4. 
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„Das wundert mich nicht. Polen hatte einen hervorragend funktionierenden Unter-

grundstaat, der viel größer war als in anderen Ländern; es hat als erstes Deutschland 

und der Sowjetunion Widerstand geleistet“, sagt Prof. Dr. Norman Davies, Autor be-

kannter Bücher über die jüngste polnische Geschichte.
5
 Für die Mehrheit der Befrag-

ten (61%) besteht kein Zweifel, dass am Ausbruch des Krieges sowohl Deutschland 

als auch die UdSSR schuld waren. Nur ein Drittel der Befragten macht dafür aus-

schließlich das Dritte Reich verantwortlich. 61% der Polen sind der Ansicht, dass das 

heutige offizielle Deutschland die Politik verfolge, die Schuld Deutschlands am Zwei-

ten Weltkrieg herunterzuspielen. Ein Drittel der Befragten (32%) ist anderer Ansicht.
6 

Während der gesamten Zeit des Kommunismus propagierten Partei und Regierung 

in Polen die These, dass Polen zu den Staaten gehöre, die den Zweiten Weltkrieg oh-

ne Wenn und Aber gewonnen hätten. Für die Polen ist das nicht so eindeutig: 31% 

sind der Ansicht, dass Polen den Krieg ohne Einschränkung gewonnen habe; ebenso 

viele meinen, Polen habe gesiegt, aber nicht vollkommen. Und 23% sind der Auffas-

sung, dass man Polen nicht als Sieger betrachten könne. Vor dem 70. Jahrestag des 

deutschen Überfalls auf Polen veröffentlichte die Tageszeitung Gazeta Wyborcza die 

Ergebnisse einer Meinungsumfrage über den Krieg, die vom Meinungsforschungsin-

stitut „Pentor“ für das in Danzig entstehende Museum des Zweiten Weltkriegs durch-

geführt worden war. Der Historiker und Direktor des künftigen Museums Paweł Mach-

cewicz kommentierte die Umfrage mit den Worten: „Die Niederlage Deutschlands 

rief in Polen Begeisterung hervor, doch es gab auch Verbitterung, denn die meisten 

hatten sich den Sieg ganz anders vorgestellt.“
7
 Als Argumente dafür, dass der Sieg ein 

unvollkommener war, werden von den Befragten die Unterordnung unter die UdSSR, 

der Verlust der Ostgebiete, der Tod von Millionen Menschen und die Verwüstung des 

Landes angeführt. Diejenigen, die der Ansicht sind, Polen habe vollkommen gesiegt, 

nennen u.a. das Ende der Besatzung und den Heldenmut der polnischen Soldaten. Das 

Kriegsende setzen die Polen auch an die erste Stelle der erinnerungswürdigen Daten 

(55%). Auf Rang zwei steht der Warschauer Aufstand (31%), an dritter Position der 

Ausbruch des Krieges (28%). Deutlich weniger Personen nennen die Verteidigung 

der Westerplatte (8%) und den Überfall der Sowjetunion auf Polen am 17. September 

1939.
8
 

Als Orte, die den Polen im Hinblick auf die Geschichte des Zweiten Weltkriegs 

besonders wichtig sind, werden die Westerplatte (32%), Auschwitz (28%), die Lager 

allgemein (10%) und Warschau (10%) genannt. Dies sind Orte, die mit dem deut-

schen Überfall oder der deutschen Besatzung in Zusammenhang stehen. 4% der Be-

fragten nennen Katyń als Ort des Massakers an polnischen Offizieren. 

                                                           
5
  Zit. nach PIOTR ZYCHOWICZ: Wina dwóch dyktatorów [Die Schuld zweier Diktatoren], in: 

Rzeczpospolita vom 31. August 2009, S. 4. 
6
  Ebenda, S. 1, 4. 

7
  Zit. nach SZACKI (wie Anm. 3). 

8
  Ebenda, S. 9; ANDRZEY SAKSON: 70 Jahre danach. Nachdenken über den Ausbruch des 

Zweiten Weltkriegs, in: WeltTrends. Zeitschrift für internationale Politik, Nr. 69, Novem-

ber/Dezember 2009, S. 35-42. 
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Die Aussiedlung der Deutschen nach dem Krieg halten 80% der Polen für gerecht-

fertigt. Das Hauptargument lautet, ein friedliches Zusammenleben von Polen und Deut-

schen sei nach dem Kriege nicht vorstellbar gewesen. 64% Prozent der Polen sind der 

Ansicht, dass die Ereignisse des Zweiten Weltkriegs die Kontakte der Polen zu den 

Deutschen nach wie vor negativ beeinflussen. Gleich nach den Deutschen stehen auf 

dieser Liste die Russen mit 60%, gefolgt von den Ukrainern mit 34%.
9
 Wie tief ver-

wurzelt die Ängste vor den deutschen Umsiedlern sind, mag der Umstand belegen, 

dass der tschechische Präsident Václav Klaus im Oktober 2009 die Unterzeichnung 

des Vertrags von Lissabon verweigerte, weil er das Fehlen hinreichender Sicherungen 

vor den Entschädigungsansprüchen der nach dem Zweiten Weltkrieg aus der Tsche-

choslowakei ausgesiedelten sudetendeutschen Minderheit befürchtete.
10

 Nur 14% der 

Polen geben an, dass jemand aus ihrer Familie während des Krieges etwas Positives 

erlebt habe; davon haben 40% Hilfe und Freundlichkeit von Deutschen erfahren, 26% 

eine Liebesbeziehung erlebt, 11% die Geburt eines Kindes, 10% Solidarität von Polen 

und 6% erwähnen die Hilfe von Russen.
11

 

Für die Bevölkerung Posens und Großpolens ist die Erinnerung an den Krieg und 

die Besatzung der Jahre 1939-1945 nach wie vor lebendig. An vorderster Stelle steht 

dabei die Erinnerung an 

 den Untergang des polnischen Staates infolge des deutschen Überfalls 1939, 

 die Gräuel der deutschen Besatzung, 

 die Aussiedlung der Polen ins Generalgouvernement. 

Die ersten beiden Punkte decken sich mit dem Erleben der Polen insgesamt.
12

 Da-

gegen sind die massenhafte Aussiedlung, der Verlust des Besitzes, die Deklassierung, 

die Entwurzelung und unfreiwillige Odyssee sowie die mit alledem einhergehenden 

Erniedrigungen und das Gefühl schuldlos erlittenen Unrechts ein Element, das die Po-

sener und Großpolen vom Rest des Landes unterscheidet. 

Unmittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs gingen Posener Wissen-schaft-

ler um das Westinstitut daran, Berichte von Einwohnern über die Aussiedlung und 

                                                           
9
  SZACKI (wie Anm. 3). 

10
  KRZYSZTOF SIKORSKI, BOLESŁAW PANCERSKI: Niemcy proponują: Usunąć Wacława Klau-

sa [Die Deutschen schlagen vor: Václav Klaus absetzen], in: Głos Wielkopolski vom 12. 

Oktober 2009, S. 13; Traktat lizboński czeka na Klausa [Der Vertrag von Lissabon wartet 

auf Klaus], in: Gazeta Wyborcza vom 12. Oktober 2009, S. 1. 
11

  WOJCIECH SZACKI: II wojna światowa w oczach Polaków. Na frontach. W armiach. I w 

cywilu [Der Zweite Weltkrieg in den Augen der Polen. An den Fronten, in den Armeen 

und als Zivilist], in: Gazeta Wyborcza vom 21. August 2009, S. 4. 
12

  Vgl. ANDRZEJ SAKSON: Vertreibung und Aussiedlung aus den ehemaligen polnischen Ost-

gebieten und polnische Akkulturationspolitik in den neuen Westgebieten, in: Recht – Wirt-

schaft – Kultur. Herausforderungen an Staat und Gesellschaft im Zeitalter der Globalisie-

rung. Festschrift für Hans Hablitzel zum 60. Geburtstag, hrsg. von MICHAEL WOLLEN-

SCHLÄGER u.a., Berlin 2005, S. 261-276; DERS.: Menschen im Wandel. Polen und Deut-

sche, Minderheiten und Migranten in Europas Geschichte und Gegenwart, Potsdam 2008, 

S. 109-124. 
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das Alltagsleben in der Besatzungszeit zu sammeln und verschiedene Aspekte der von 

den nationalsozialistischen Behörden im Warthegau betriebenen Politik zu dokumen-

tieren und zu analysieren. Zu den ältesten Berichten gehört der Sammelband „Wspo-

mnienia młodzieży wielkopolskiej z lat okupacji niemieckiej 1939-1945“
13

. Im Herbst 

1970 schrieben Radio Posen und die Redaktion der Zeitung Głos Wielkopolski in Zu-

sammenarbeit mit dem Westinstitut einen Wettbewerb aus und baten ausgesiedelte 

Posener und Großpolen, ihre Erinnerungen aufzuzeichnen. Insgesamt gingen 240 Ar-

beiten ein; eine Auswahl davon wurde in dem Band „Wysiedlenia i poniewierka 

1939-1945. Wspomnienia Polaków wysiedlonych przez okupanta hitlerowskiego z 

ziem polskich ‚wcielonych‘ do Rzeszy“
14

 veröffentlicht. Einen weiteren Wettbewerb 

für ausgesiedelte Personen schrieben die Redaktion der Gazeta Poznańska und das 

Westinstitut 2004 aus. Mehr als 60 Arbeiten gingen ein und wurden in der Gazeta Po-

znańska sukzessive veröffentlicht.
15

 

Die wissenschaftliche Literatur zur Besatzungszeit in Großpolen ist umfangreich 

und vielfältig. Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Arbeiten von Karol M. Po-

spieszalski
16

, Czesław Łuczak
17

, Maria Rutowska
18

 und anderen Autoren
19

. Den 

                                                           
13

  Wspomnienia młodzieży wielkopolskiej z lat okupacji niemieckiej 1939-1945 [Erinnerun-

gen von Jugendlichen aus Großpolen aus der Zeit der deutschen Besatzung 1939-1945], 

hrsg. von ZDZISŁAW GROT und WINCENTY OSTROWSKI, Poznań 1946 (Documenta Occupa-

tionis Teutonicae, 3). 
14

  Wysiedlenia i poniewierka 1939-1945. Wspomnienia Polaków wysiedlonych przez oku-

panta hitlerowskiego z ziem polskich „wcielonych“ do Rzeszy [Aussiedlung und Entwur-

zelung. Erinnerungen von Polen, die von den deutschen Besatzern aus den in das Reich 

„eingegliederten“ Gebieten ausgesiedelt wurden], ausgewählt und bearbeitet von RYSZARD 

DYLIŃSKI u.a., Poznań 1974. 
15

  Gazeta Poznańska vom 10. November 2005, S. 8. 
16

  Vgl. u.a. KAROL M. POSPIESZALSKI: Niemiecka lista narodowościowa w „Kraju Warty“. 

Wybór dokumentów [Die Deutsche Volksliste im „Warthegau“. Ausgewählte Dokumente], 

Poznań 1949 (Documenta Occupationis [künftig zit. DC] 4); DERS.: Hitlerowskie „prawo“ 

okupacyjne w Polsce [Das nationalsozialistische Besatzungs-„Recht“ in Polen], T. 1: Zie-

mie „wcielone“ [Band 1: Die „eingegliederten“ Gebiete], T. 2: Generalna Gubernia [Band 

2: Das Generalgouvernement], Poznań 1952 (DC, 5-6), 1956. 
17

  Vgl. u.a. CZESŁAW ŁUCZAK: Wysiedlenia ludności polskiej na tzw. ziemiach wcielonych 

do Rzeszy 1939-1945 [Die Aussiedlung der polnischen Bevölkerung in den sogenannten in 

das Reich eingegliederten Gebieten 1939-1945], Poznań 1969 (DC, 8); DERS.: Położenie 

ludności polskiej w tzw. Kraju Warty w okresie hitlerowskiej okupacji [Die Lage der pol-

nischen Bevölkerung im sogenannten Warthegau während der nationalsozialistischen Be-

satzung], Poznań 1990 (DC, 13); DERS.: Dzień po dniu w okupowanym Poznaniu. 10 

września 1939 – 23 lutego 1945 [Tag für Tag im besetzten Posen. 10. September 1939 – 

23. Februar 1945], Poznań 1989; DERS.: Dzień po dniu w okupowanej Wielkopolsce i Zie-

mi Łódzkiej (Kraj Warty) [Tag für Tag im besetzten Großpolen und in der Region Łódź 

(Warthegau)], Poznań 1993; DERS.: „Kraj Warty“ 1939-1945. Studium historyczno-gospo-

darcze okupacji hitlerowskiej [Der „Warthegau“ 1939-1945. Wirtschaftsgeschichtliche Studie 

der nationalsozialistischen Besatzung], Poznań 1972; DERS.: Pod niemieckim jarzmem 

(Kraj Warty 1939-1945) [Unter deutschem Joch (Das Warthegau 1939-1945)], Poznań 

1996; DERS.: Artur Greiser. Hitlerowski władca w Wolnym Mieście Gdańsku i w Kraju 
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Deutschbalten und der Volkstumspolitik des Dritten Reiches im Warthegau gewidmet 

sind die Arbeiten von JANUSZ SOBCZAK: Hitlerowskie przesiedlenia ludności niemie-

ckiej w dobie II wojny światowej [Die Umsiedlung der deutschen Bevölkerung durch 

die Nationalsozialisten während des Zweiten Weltkriegs], Poznań 1966, sowie JERZY 

MARCZEWSKI: Hitlerowskie koncepcje polityki kolonizacyjno-wysiedleńczej i jej 

realizacja w „Okręgu Warty“ [Nationalsozialistische Konzeptionen der Kolonisie-

rungs- und Aussiedlungspolitik und ihre Umsetzung im „Warthegau“], Poznań 1979. 

Um die Erinnerung an das Leiden der Polen und Juden im Warthegau während der 

deutschen Besatzung wach zu halten, wurden u.a. das Museum des Martyriums der 

Großpolen im Fort VII (hier befindet sich eine ständige Ausstellung mit dem Titel 

„Die Aussiedlung der Einwohner Posens und Großpolens in das Generalgouverne-

ment in den Jahren 1939-1941“) und das Museum des Martyriums auf dem Gebiet 

des ehemaligen Lagers in Żabikowo bei Posen eingerichtet. Dort befinden sich ständi-

ge Ausstellungen, die die Geschichte der Lager im Warthegau und die des Holocausts 

                                                                                                                                                 
Warty [Artur Greiser. Ein nationalsozialistischer Machthaber in der Freien Stadt Danzig 

und im Warthegau], Poznań 1997. 
18

  Vgl. u.a. MARIA RUTOWSKA: Wysiedlenia ludności polskiej z Kraju Warty do Generalnego 

Gubernatorstwa 1939-1941 [Die Aussiedlung der polnischen Bevölkerung aus dem 

Warthegau in das Generalgouvernement 1939-1941], Poznań 2003; DIES.: Okupowany 

Poznań i Wielkopolska w niemieckich fotografiach i dokumentach (1939-1941) [Das be-

setzte Posen und Großpolen in deutschen Fotografien und Dokumenten (1939-1941)], 

Poznań 2005 (DC, 15); DIES.: Lager Glowna. Niemiecki obóz przesiedleńczy na Głównej 

w Poznaniu dla ludności polskiej (1939-1940) [Lager Glowna. Das deutsche Durchgangs-

lager im Posener Stadtteil Główna für die polnische Bevölkerung (1939-1940)], Poznań 

2008 (DC, 16). 
19

  Vgl. u.a. TADEUSZ JANICKI: Wieś w Kraju Warty (1939-1945) [Die Dörfer im Warthegau 

(1939-1945)], Poznań 1996; WŁODZIMIERZ JASTRZĘBSKI: Hitlerowskie wysiedlenia z ziem 

polskich wcielonych do Rzeszy, 1939-1945 [Die Aussiedlung aus den in das Reich einge-

gliederten Gebieten durch die Nationalsozialisten, 1939-1945], Poznań 1968; ALEKSANDRA 

PIETROWICZ: „Strengstens Verboten“. Z życia codziennego Polaków we wzorcowym Okrę-

gu III Rzeszy [„Strengstens verboten“. Aus dem Alltagsleben der Polen im Mustergau des 

Dritten Reiches], in: Biuletyn Instytutu Pamięci Narodowej, Nr. 8-9/2009, S. 47-60; STANI-

SŁAW NAWROCKI: Hitlerowska okupacja Wielkopolski w okresie Zarządu Wojskowego, 

wrzesień-październik 1939 r. [Die nationalsozialistische Besatzung in Großpolen in der 

Zeit der Militärverwaltung, September-Oktober 1939], Poznań 1960; DERS.: Policja hitle-

rowska w tzw. Kraju Warty w latach 1939-1945 [Die nationalsozialistische Polizei im so-

genannten Warthegau 1939-1945], Poznań 1970; ANNA ZIÓŁKOWSKA: Obozy pracy przy-

musowej dla Żydów w Wielkopolsce w latach okupacji hitlerowskiej (1941-1943) [Die 

Zwangsarbeitslager für Juden in Großpolen in den Jahren der nationalsozialistischen Besat-

zung (1941-1943)], Poznań 2005; EDWARD SERWAŃSKI: Z dziejów Wielkopolskiej konspi-

racji 1939-1945 [Aus der Geschichte der Untergrundbewegung in Großpolen 1939-1945], 

Poznań 1998. Zum 70. Jahrestag des Endes des Zweiten Weltkriegs ist eine große Zahl von 

Publikationen erschienen. Erwähnenswert ist die Doppelnummer der Kronika Miasta Po-

znania [Chronik der Stadt Posen] 2-3/2009 zur Besatzungszeit in der Hauptstadt Großpo-

lens; außerdem Żabikowo. Archeologia miejsca pamięci [Żabikowo. Archäologie eines Er-

innerungsorts], hrsg. von ANNA ZIÓŁKOWSKA, Żabikowo 2008. 
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zeigen, sowie Wechselausstellungen, z.B. „Reichsautobahnlager – Zwangsarbeitsla-

ger für Juden 1941-1943“. In Chełmno am Ner (Kulmhof) in der Nähe von Konin be-

findet sich das Museum des ehemaligen Vernichtungslagers. Es war das erste Todes-

lager für die jüdische Bevölkerung im Warthegau. Dieses Massenvernichtungslager, 

in dem 160 000-200 000 Menschen ums Leben kamen, war von Dezember 1941 bis 

April 1943 in Betrieb. In Posen und überall in Großpolen gibt es viele andere Orte, 

die an die Jahre des Krieges und der Besatzung erinnern (Denkmäler, Gedenktafeln, 

Ausstellungen in Regionalmuseen u.ä.); erwähnt sei beispielsweise auch der Gedenk-

stein, der an das Durchgangslager im Posener Stadtteil Główna erinnert. 

Der 70. Jahrestag des Ausbruchs des Zweiten Weltkriegs und des Beginns der De-

portation der Polen war ein weiterer Anlass, an diese Ereignisse zu erinnern. Der Ra-

diosender „Merkury“ in Posen z.B. strahlte im August und September 2009 eine Sen-

dereihe mit dem Titel „Polen – Deutsche – Großpolen. Ein Ort, zwei Nationalitäten, 

eine komplizierte Geschichte“ aus. Die Autoren der Reihe fragten:  

„Großpolen ist ein besonderer Ort. Eine Region, in der das Schicksal von Polen und Deut-

schen miteinander verflochten ist. Einerseits der Geburtsort bedeutender Persönlichkeiten 

und ein Ort der einträchtigen Zusammenarbeit von Polen und Deutschen, andererseits der 

Ort ethnischer Verfolgungen, aggressiver Dominanz und entsetzlicher Verbrechen Nazi-

deutschlands. Überwiegen in den Bewohnern Großpolens Wohlwollen und die Bereitschaft 

zur Zusammenarbeit mit dem nächsten Nachbarn (vielleicht sogar eine Art Stolz auf die 

gemeinsame Tradition der ‚Ordnung‘) – oder die offenen Wunden aus der Zeit des Zweiten 

Weltkriegs? – Wie man sieht, reicht das Kriterium des Alters (‚je älter jemand ist, desto 

größer ist die Distanz zu den Deutschen‘) nicht aus. Das Problem ist weitaus komplizierter. 

– Wie beurteilen Sie die gemeinsame Geschichte und die Gegenwart von Polen und Deut-

schen in Großpolen?“
20

 

Im Internetforum
21

 des Senders wurden viele Antworten auf diese Fragen gege-

ben. Hier zwei Hörerstimmen: 

Fan Kaliny (29. Juli 2009, 14:52:03):  

„Sind die Deutschen aus Polen vertrieben worden? Eindeutig nein! 1945 sind sie von selbst, 

freiwillig vor der Roten Armee geflohen! Die Polen haben sie nicht vertrieben, denn sie 

hatten noch Angst vor ihnen! Sie hatten Zeit, ihre Sachen zu packen. Sie konnten ihr Hab 

und Gut in ein Auto oder in einen Koffer packen und in aller Ruhe zum Bahnhof gehen. 

Die Polen hatten zwischen 1939 und 1944 zehn Minuten, um ihre Häuser zu verlassen, und 

sie durften nicht mehr als ein paar Kilo mitnehmen! Wer hat also wen vertrieben? 1945 ha-

ben sich die Deutschen selbst vertrieben. Wenn ein Pole im Januar 1945 in ein deutsches 

Haus gegangen wäre und gesagt hätte: ‚Verschwindet von hier‘, dann wäre er binnen drei-

ßig Minuten in den Händen der Gestapo gewesen und binnen 24 Stunden am Galgen gelan-

det. Und die Umsiedlung (nicht Vertreibung) der Deutschen aus den polnischen Westge-

bieten nach dem Krieg wurde von den Siegermächten des Zweiten Weltkriegs angeordnet! 

Wer hat also wen vertrieben???“ 

                                                           
20

  http://www.radiomerkury.pl (10.08.2009). 
21

  Ebenda (29.08.2009). 
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Karol (29. Juli 2009, 14:47:11): 

„Ich bin jung, 26 Jahre, und kenne die Geschichte nur aus den Lehrbüchern. Ich betrachte 

unsere Nachbarn wie jedes andere Volk, ich habe keinerlei Vorurteile. Ich meine, man soll-

te keinen Groll hegen, denn die heutige Generation der Deutschen hat nichts mehr mit dem 

zu tun, was während des Krieges passiert ist. Das sind Menschen wie wir.“
22

 

In der Posener Lokalausgabe der Gazeta Wyborcza erschien den ganzen Septem-

ber 2009 hindurch eine Artikelserie von Piotr Bojarski unter dem Titel „Wielkopolska 

w ogniu“
23

. Darin beschreibt der Autor Tag für Tag die Ereignisse seit Kriegsbeginn 

und den Verlauf der Besatzung 1939. Eine ähnliche Serie erschien in der Lokalzei-

tung Polska – Głos Wielkopolski
24

. 

Am 11. Oktober 2009 erinnerte eine Theateraufführung an das Schicksal der Ge-

fangenen und Opfer des Forts VII in Posen, des ersten deutschen Konzentrationsla-

gers auf polnischem Boden. Piotr Bojarski hat das Projekt beschrieben: 

„Vor genau 70 Jahren, am 10. Oktober 1939, übergab die Wehrmacht die Aufsicht über das 

am westlichen Rand Posens gelegene Fort VII der Sicherheitspolizei. Auf diese Weise ent-

stand im Fort das erste Konzentrationslager in den von den Deutschen besetzten Gebieten. 

Schon seit einer Woche waren hier die ersten Verhafteten gefangen gehalten worden. In 

das Lager verbrachten die Besatzer die gesellschaftliche Elite Posens: Angehörige der In-

telligenz, Lehrer und Professoren der Posener Universität, Grundbesitzer und Geistliche. In 

die eiskalten Zellen sperrte man Teilnehmer des großpolnischen und der schlesischen Auf-

stände, aber auch die Führungspersonen des politischen und gesellschaftlichen Lebens in Po-

sen vor dem Kriege. Schnell kamen Mitglieder der polnischen Untergrundorganisationen 

hinzu: der ‚Szare Szeregi‘ [Graue Reihen]
25

, des Bundes für den Bewaffneten Kampf (ZWZ) 

und der Heimatarmee (AK), der Bauernbataillone, der Militärorganisation der Westgebiete. 

Viele von ihnen wurden später in die Lager Dachau, Mauthausen-Gusen, Groß-Rosen oder 

Auschwitz deportiert. 

Im Fort VII unternahmen die Deutschen die ersten Versuche mit Gas als Mittel der 

Massentötung. Eine Spezialeinheit, das Sonderkommando Lange, ermordete bereits im Ok-

tober in einem besonderen Bunker ungefähr 400 Patienten des psychiatrischen Kranken-

hauses in Owińska sowie aus der psychiatrischen Abteilung des Krankenhauses an der Po-

sener Grobla-Straße. Man schätzt, dass während des Krieges ungefähr 18 000 Menschen 

das Fort VII passiert haben. Jeder vierte Häftling wurde ermordet. 

Im März 1941 wurde das Lager in „Polizeigefängnis der Sicherheitspolizei und Ar-

beitserziehungslager“ umbenannt. 1942 übernahm Telefunken das Fort, was die Errichtung 

eines neuen Lagers in Żabikowo bei Posen nach sich zog; im Frühjahr 1943 begann man 

damit, die Häftlinge des Forts dorthin zu überführen. 

Vor 20 Jahren wurde im Fort VII ein Museum eingerichtet; in den letzten Monaten 

wurde es modernisiert. In den renovierten Räumen des Forts kann man rekonstruierte Zel-

len und einen Saal des Gedenkens besichtigen; es gibt viele Exponate, die an die Häftlinge 

                                                           
22

  Ebenda. 
23

  PIOTR BOYARSKI: Wielkopolska w ogniu [Großpolen im Feuer], in: Gazeta Wyborcza Po-

znań vom 1. bis 29. September 2009. 
24

  Polska – Głos Wielkopolski vom 1. bis 18. September 2009. 
25

  Untergrundorganisation der polnischen Pfadfinder [Anm. d. Übers.]. 



 

 

 

128 

erinnern, z.B. ihre Briefe oder Gebrauchsgegenstände (wie Medaillons aus Brot, Briefta-

schen oder Wörterbücher).  

Heute Abend um 19 Uhr wird im Fort eine einstündige Theaterinszenierung zum Ge-

denken an die Opfer des Konzentrationslagers Posen gezeigt. Als Bühne wird die Eisen-

brücke dienen, die zum Haupteingang des Forts führt. Die Zuschauer werden der Auffüh-

rung vom Lagerplatz und von den Wällen aus folgen können. ‚Die Aufführung dient dem 

Zweck, die Erinnerung an diesen Ort und diese Ereignisse zu erneuern. Es basiert auf ei-

nem Text von Maciej Rembarz, der sich seinerseits auf die Erinnerungen von Häftlingen 

des Forts VII stützt. Das sind sehr grausame Geschichten‘, sagt Lech Raczak, der Regis-

seur der Inszenierung. 

Im Anschluss an die Aufführung wird ein zehn Meter hohes Metallkreuz geweiht, das 

Marek Świerkowski geschaffen hat. ‚In seiner Symbolik spielt es auf einen Galgen an, und 

ein Arm des Kreuzes soll an die Lampen damals im Lager erinnern‘, erklärt Krzysztof 

Pionka, der Leiter des Museums im Fort VII. Das neue Kreuz wird das alte Holzkreuz er-

setzen, das bisher auf den Wällen stand.“
26

 

Alljährlich am 1. September und am 23. Februar organisieren staatliche und lokale 

Behörden in Posen Feierlichkeiten im Zusammenhang mit dem Ausbruch des Zweiten 

Weltkriegs 1939 und mit dem Ende der Kämpfe um Posen 1945. Zu runden Jahres-

tagen sind die Gedenkfeierlichkeiten besonders zahlreich und intensiv. Auf Initiative 

von Anna Gruszecka, Journalistin beim Radiosender „Merkury“ und Autorin der Sen-

dereihe „Polen – Deutsche – Großpolen“, sowie mit Unterstützung der regionalen Be-

hörden der Woiwodschaft Großpolen und anderer Einrichtungen, darunter des West-

instituts, wurde am Sonntag, dem 18. Oktober 2009, die Aktion „Entzünde ein Licht 

des Gedenkens“ ausgerufen. Sie bezieht sich auf die Ereignisse vom 20., 21. und 23. 

Oktober 1939. Damals ermordeten die deutschen Besatzer in öffentlichen Exekutio-

nen (meistens auf dem Marktplatz) in Śrem, Leszno, Kórnik, Osieczna, Książ, Wło-

szakowice, Mosina, Poniec, Krobia, Śmigiel, Środa, Kostrzyn und Gostyń fast drei-

hundert Vertreter der polnischen Intelligenz sowie Teilnehmer am großpolnischen 

und an den schlesischen Aufständen. Die Exekutionen wurden von Einsatzkomman-

dos – in Zusammenarbeit mit Polizeistandgerichten, die den Aktionen den Anstrich 

von Rechtsstaatlichkeit geben sollten – durchgeführt. Das „Unternehmen Tannen-

berg“ hatte bereits im Frühjahr 1939 begonnen. Bereits damals begann man mit der 

Zusammenstellung von Listen mit Personen, die nach dem Überfall auf Polen getötet 

werden sollten. Die Initiatoren der erwähnten Gedenkaktion hoffen darauf, dass die 

am Sonntag, dem 18. Oktober 2009, entzündeten Grablichter dazu beitragen werden, 

                                                           
26

  PIOTR BOJARSKI: Nie wolno nam zapomnieć o Forcie VII [Wir dürfen das Fort VII nicht 

vergessen], in: Gazeta Wyborcza Poznań vom 10.-11. Oktober 2009, S. 6; DERS.: Mroczne 

wspomnienia obozu w Forcie VII [Düstere Erinnerungen an das Lager im Fort VII], in: 

Gazeta Wyborcza Poznań vom 12. Oktober 2009, S. 4. Die Posener Reporter Jacek Kubiak 

und Tadeusz Litowczenko haben für das Fernsehen Dokumentarfilme gedreht, wie bei-

spielsweise „Wypędzeni 1939“ [Vertriebene 1939] und „Jasnowłosa prowincja“ [Blonde 

Provinz], die das Schicksal der ausgesiedelten Großpolen schildern. 
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dass es auch in der Zukunft – z.B. an Allerheiligen – nicht an Zeugnissen des Geden-

kens fehlen wird.
27

 

Vor diesem Hintergrund scheint der Streit zwischen dem Verein „Pomost“ [„Brü-

cke“] auf der einen Seite und den Posener Behörden sowie polnischen Veteranen auf 

der anderen, bei dem es darum geht, ob auf dem Gebiet der Zitadelle der Wehrmachts-

soldaten gedacht werden soll, die bei den Kämpfen um Posen im Februar 1945 gefal-

len sind oder von der Roten Armee ermordet wurden, im Bewusstsein der Posener 

kaum eine Rolle zu spielen – zumal es auf dem Friedhof im Stadtteil Miłostowo ein 

eigenes deutsches Kriegsgräberfeld gibt und ein Denkmal an die gefallenen deutschen 

Soldaten erinnert. 

 

 Aus dem Polnischen von Jan Conrad 

                                                           
27

  Vgl. PIOTR BOJARSKI: Wielkopolska podczas wojny, czy pamiętamy proste gesty pamięci. 

W niedzielę 18 października zapal znicz pamięci w miejscu kaźni Polaków – apeluje radio 
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Oktober 2009, S. 2; Zapalmy znicze pamięci [Entzünden wir Lichter des Gedenkens], in: 
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